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Einleitung. 


Die  Reichskonkursordnung  vom  10.  Februar  1877,  jetzt 
in  der  Fassung  vom  20.  Mai  1898  und  inkraft  seit  dem  1.  Januar 
1900,  ist  anerkanntermassen  eines  der  am  klarsten  und  besten 
redigierten  Gesetze,  die  wir  haben.  Sie  regelt  eingehend  das 
Konkursverfahren,  legt  die  durch  die  Eröffnung  des  Konkurses 
eintretenden  Rechtsveränderungen  präzise  dar  und  behandelt 
genau  die  Voraussetzungen  der  Eröffnung  des  Verfahrens.  Mit 
dem  letzteren  regelt  sie  also,  genau  genommen,  das  der  Konkurs- 
eröffnung ursächlich  und  damit  zeitlich  Vorangehende,  soweit 
es  sich  auf  den  Konkurs  bezieht. 

Hierbei  stellt  sich  das  Gesetz  auf  einen  doppelten  Stand- 
punkt: 1.  Entweder  sind  die  Voraussetzungen  zur  Konkurser- 
öffnung nicht  gegeben  bezw.  sie  liegen  zwar  vor,  aber  es  fehlt 
nach  dem  Ermessen  des  Konkursgerichts  an  einer  die  Kosten 
des  Verfahrens  deckenden  Masse  *) ;  dann  erfolgt  in  beiden 
Fällen  Abweisung  des  Konkurseröffnungsantrages ;  es  tritt 
also  der  Konkurs  nicht  ein.  2.  Oder  die  Voraussetzungen  des 
Konkurses  sind  gegeben,  d.  h.  es  liegt,  wie  meistens  erforderlich, 
Zahlungsunfähigkeit,  erkennbar  an  Zahlungseinstellung,  und  in 
einigen  Spezialfällen  Uberschuldung  vor;  dann  wird  dem  An- 
trage stattgegeben  und  Konkurs  eröffnet. 

Damit  scheinen  alle  vorkommenden  Fälle  geregelt  zu  sein. 
Aber  warum,  so  kann  man  fragen,  muss  denn  bei  Vorliegen 
der  betr.  Voraussetzungen  gerade  die  Eröffnung  des  Konkurses 
erfolgen?  Weil  es  in  den  §§  102  bis  105  K.O.  so  vorgeschrieben 

J)  Einige  Länder,  z.  B.  Belgien,  eröffnen  auch  in  diesem  Falle 
den  Konkurs ;  das  Verfahren  ist  dann  unentgeltlich,  damit  auch  bei  ver- 
schwindend kleiner  Masse  eine  konkursmässige  Verteilung  stattfinden 
kann.  Eine  Gesetzgebung,  die  das  nicht  tut,  erweckt  den  Verdacht, 
dass  sie  nicht  um  der  Gläubiger,  sondern  nur  um  der  Sportein  willen 
den  Konkurs  durchführt. 
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ist,  wird  die  Antwort  lauten.  Aber  weshalb  dies  die  einzige 
Folge  ist,  die  das  Gesetz  aus  jenem  Zustande  zieht,  erklärt  uns 
die  Antwort  nicht.  In  der  Tat  ist  es  nicht  der  einzige  logische 
Schluss,  der  aus  dem  Zustande  der  Zahlungsunfähigkeit  gezogen 
werden  kann.  Der  Schluss  müsste  vielmehr  lauten :  Der  Schuldner 
hat  seine  Zahlungen  eingestellt;  folglich  muss  entweder  über  sein 
Vermögen  Konkurs  eröffnet  werden,  oder  aber  es  muss  ein 
anderes  zweckdienliches  Verfahren  eingeschlagen  werden,  das- 
jenige, welches  die  vorliegende  Arbeit  in  Vorschlag  bringt,  und 
das  ist  der  Präventivakkord,  der  Zwangsvergleich  zur  Abwen- 
dung des  Konkurses. 


Der  Präventiv-Akkord. 


I.  Die  Rechtsnatur  des  Akkordes. 

Der  Präventivakkord  ist,  wie  aus  Vorstehendem  ersichtlich, 
in  der  Reichskonkursordnung  nicht  geregelt.  Was  versteht  man 
unter  einem  Präventivakkord?  Wie  schon  der  Name  anzeigt, 
ist  er  eine  Sonderart  des  Akkordes  —  des  gewöhnlichen  kon- 
kursmässigen  Zwangsvergleichs.  Es  ist  demgemäss  zuvor  das 
Wesen  des  eigentlichen  Zwangsvergleichs  und  darnach  sein 
Verhältnis  zum  Präventivakkord  darzustellen. 

Der  Zwangsvergleich  ist  seiner  wörtlichen  Bedeutung  nach 
ein  Vergleich,  der  unter  einem  äusseren  Zwange  geschlossen 
wird.  Ein  Vergleich  ist  gemäss  §  779  B.G.B,  ein  Vertrag, 
durch  den  der  Streit  oder  die  Ungewissheit  der  Parteien  über 
ein  Rechtsverhältnis  im  Wege  gegenseitigen  Nachgebens  be- 
seitigt wird.  Der  Ungewissheit  über  ein  Rechtsverhältnis  steht 
es  nach  Absatz  2  gleich,  wenn  die  Verwirklichung  eines  An- 
spruches unsicher  ist.  Letzteres  trifft  nun  hier  zu.  Wenn  die 
Vermögenslage  eines  Schuldners  derart  ist,  dass  er  in  Konkurs 
gerät,  so  ist  die  Durchführung  der  Ansprüche  der  einzelnen  Gläu- 
biger höchst  unsicher.  Der  Zwangsvergleich  im  Konkurse  ist 
nun  ein  Vergleich,  der  auf  Antrag  des  Gemeinschuldners  zwischen 
diesem  und  einer  qualifizierten  Mehrheit  der  anwesenden  nicht 
bevorrechtigten  Konkursgläubiger  unter  nachfolgender  gerichtlicher 
Bestätigung  geschlossen  wird  und  bei  welchem  beide  Parteien 
von  ihrem  ursprünglichen  Standpunkte  aus  nachgeben,  indem 
nämlich  die  Gläubiger  auf  einen  Teil  ihrer  Forderung  sowie  auf 
die  durch  die  Konkurseröffnung  erworbenen  Rechte  verzichten 
und  der  Schuldner  sich  eventuell  mit  Hilfe  beitretender  Dritter 
dazu  herbeilässt,  über  die  durch  die  Verwertung  der  Masse  im 
Konkurs  sich  ergebenden  Mittel  hinaus  den  Gläubigern  gleich- 
heitlich einen  höheren  Prozentsatz  ihrer  Forderungen  zu  ge- 
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währen,  als  sie  ohne  den  Zwangsvergleich  voraussichtlich  er- 
langen würden.  Der  Zweck  eines  solchen  Zwangsvergleichab- 
schlusses ist  für  den  Schuldner  der,  möglichst  bald  die  immensen 
Schädigungen,  die  der  Konkurs  für  ihn  mit  sich  bringt,  zu  be- 
seitigen und  die  Masse  wieder  zwecks  weiterer  Wirtschaft  zu 
freier  Verfügung  zurückzuerhalten,  für  die  Gläubiger  der,  einen 
höheren  Prozentsatz  ihrer  Forderungen  zu  erlangen  oder  doch 
wenigstens  grössere  Sicherheit  und  schnellere  Deckung  für  ihre 
Ansprüche  zu  finden. 

Was  nun  die  rechtliche  Natur  des  Zwangsvergleichs  an- 
geht, so  charakterisierte  ich  ihn  oben  als  einen  Vergleich,  also 
als  einen  Vertrag.  In  der  Literatur  herrscht  lebhafter  Streit  über 
die  Natur  des  Zwangsvergleichs,  indem  die  Mehrzahl  der  Schrift- 
steller ihn  als  einen  Vertrag,  eine  freilich  gewichtige  Minderheit 
als  ein  Urteil  ansieht,  welches  im  „Konkursprozesse"  ergehe. 
Für  die  Vertragsnatur  des  Zwangsvergleichs  sind  u.  a.:  Ascoli, 
Binding,  Endemann,  Jaeger,  Kleinfeiler,  Oetker,  Petersen,  Rhaissis, 
Rocco,  Sarwey-Bossert,  Thaller,  Wach,  Windscheid,  Wolff;  für 
die  „Urteilstheorie"  u.  a.  Eccius,  Schultze,  v.  Wilmowski ;  eine 
modifizierte  Vertragstheorie  vertreten  Fitting  und  Kohler.2) 

Fasst  man  den  Zwangsvergleich  als  Urteil  auf,  so  muss 
man  allein  deshalb  das  ganze  Konkursverfahren  als  einen  Zivil- 
prozess,  als  einen  Akt  der  streitigen  Gerichtsbarkeit  ansehen, 
und  das  ist  in  der  Tat  die  Lehre  dieser  Theorie.  Aber  es  ist, 
wie  Oetker  sagt,  „unmöglich,  den  Konkurs  als  Prozess  zu  kon- 
struieren", und  eine  solche  Konstruktion  ist  „den  Anhängern  des 
Prozesscharakters  bisher  noch  nicht  gelungen,  zuweilen  auch 
nicht  ernstlich  von  ihnen  versucht  worden". 3)  Wie  schon  der 
Name  besagt,  kann  von  streitiger  Gerichtsbarkeit  nur  die  Rede 
sein,  wenn  ein  Streit  vorliegt;  im  Falle  des  Konkurses  wird 
aber  garnichts  bestritten,  besonders  nicht  beim  Zwangsvergleich; 
hier  handelt  es  sich  nur  darum,  den  Gläubigern  eine  möglichst 
sichere  Verwirklichung  ihrer  Ansprüche  zu  bieten.  Ich  möchte 
das  Konkursverfahren  eher  zur  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  rechnen. 
Allerdings  darf  man  hier  nicht  umgekehrt  argumentieren  wollen, 
der  Konkurs  sei  nicht  freiwillig,  also  gehöre  er  auch  nicht  zur 

2)  S.  Seite  21. 

3)  Oetker,  S.  14  und  13. 
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freiwilligen  Gerichtsbarkeit.  Denn  diese  Worte  bezeichnen  nicht 
genau  den  Inhalt  des  Gegenstandes,  und  es  hat  sich  auch  noch 
keine  befriedigende  Definition  davon  aufstellen  lassen.  Und 
wenn  man,  wie  es  meist  geschieht,  als  freiwillige  Gerichtsbarkeit 
alles  das  hinstellt,  was  nicht  unter  streitige  Gerichtsbarkeit  fällt, 
so  würde  der  Hinzurechnung  des  Konkursverfahrens  kein  Hindernis 
im  Wege  stehen.  „Der  Konkurs  ist  an  sich  ein  blosses  Ver- 
waltungsgeschäft. Das  Konkursverfahren  ist  materiell  Verwal- 
tungsverfahren. Eine  Reihe  vorwiegend  administrativer  Akte 
wird  im  Konkurse  zur  Einheit  verbunden  durch  die  Einheit  des 
Zwecks.  .  .  .  Die  freiwillige  Gerichtsbarkeit,  die  durchaus 
nicht  lediglich  von  den  Gerichten  geübt  wird,  begreift  eben  die 
Gesamtheit  der  staatlichen  Verwaltungsgeschäfte,  welche  sich 
auf  die  Rechtsordnung  beziehen,  in  sich.  Das  Konkursverfahren 
gehört  also  zur  freiwilligen  Gerichtsbarkeit."4)  Auch  in  der  un- 
bestrittenen Domäne  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  den  Nach- 
lass-  und  Teilungssachen,  finden  wir  Verträge  und  Vergleiche, 
die  vor  dem  Teilungsgericht  bezw.  Notar  geschlossen  werden 
(§§  86  bis  96  R.G.  betr.  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  vom  20.  Mai  1898).  Das  Hauptargument  der 
Gegner  der  Vertragstheorie  ist  das  Erfordernis  der  gerichtlichen 
Bestätigung  des  Zwangsvergleichs,  ohne  die  er  nicht  rechts- 
gültig werden  kann.  Aber  diese  Bestätigung  schafft  nicht  erst 
den  Vergleichsvertrag,  sondern  sie  konstatiert  nur,  dass  seine 
Voraussetzungen  sämtlich  vorgelegen  haben  und  dass  der  Her- 
gang und  Abschluss  des  Vertrages  den  gesetzlichen  Vorschriften 
entsprechend  erfolgt  ist.5)  Diese  Bestätigung  ist  also  nur  ein 
Akt  staatlicher  Aufsicht,  der  bei  einem  derart  in  die  Öffent- 
lichkeit einschneidenden  Verfahren   das    öffentliche  Interesse 

4)  Oetker,  S.  14. 

5)  Ebenso  kommt,  um  einen  Vergleich  aus  dem  Staatsrecht  heran- 
zuziehen, im  deutschen  Reiche  ein  Gesetz  zustande  lediglich  durch  Über- 
einstimmung von  Bundesrat  und  Reichstag;  das  Gesetz  tritt  gleichwohl 
nicht  eher  inkraft,  als  bis  der  Kaiser  es  ausgefertigt  und  verkündet 
hat.  Trotzdem  ist  der  Kaiser  kein  gesetzgebender  Faktor,  noch  viel 
weniger  „schafft"  er  das  Gesetz,  sondern  er  hat  nur  zu  prüfen,  ob  es 
in  verfassungsmässiger  Weise  zustande  gekommen  ist;  ist  dies  der 
Fall,  so  muss  er  es  zeichnen,  er  hat  kein  Vetorecht.  Ähnlich  ist  der  Be- 
stätigungsakt des  Gerichts  beim  Zwangsvergleich  anzusehen.  Sind  die 
gesetzlichen  Voraussetzungen  erfüllt,  so  muss  eben  das  Gericht  den 
Vertrag  bestätigen. 
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wahren  und  unlautere  Machenschaften  verhüten  soll.  Diese  An- 
sicht wird  in  der  Literatur  meist  vertreten.  So  sagt  z.  B.  Seuffert: 
„Ob  der  Zwangsvergleich  unter  die  zivilrechtliche  Kategorie  der 
Verträge  gehört,  hängt  davon  ab,  wie  man  den  Vergleich  de- 
finiert. Wenn :  Vertrag,  wodurch  ein  Streit  oder  die  Ungewiss- 
heit  der  Parteien  über  ein  Rechtsverhältnis  im  Wege  gegen- 
seitigen Nachgebens  beseitigt  wird,  so  ist  der  Zwangsvergleich 
kein  Vergleich.  Wird  dagegen  der  Vergleich  einbezogen,  wo- 
durch die  bezüglich  der  Realisierbarkeit  eines  Anspruches  be- 
stehende Unsicherheit  im  bezeichneten  Wege  beseitigt  wird  (wie 
bei  B.G.B.  §  779  Abs.  2),  so  fällt  der  Zwangsvergleich  unter 
die  Kategorie  des  Vergleichs." 6)  —  Wolff  sagt,  indem  er  spe- 
ziell die  gerichtliche  Bestätigung  bespricht:  „Der  Zwangsver- 
gleich ist  ein  entgeltlicher  Vertrag  der  durch  die  Konkurseröff- 
nung zu  einer  Gemeinschaft  vereinigten  Konkursgläubiger  mit 
dem  Gemeinschuldner  über  die  Aufhebung  des  Konkursverfahrens. 
Er  kommt  nur  durch  die  Ubereinstimmung  der  Parteien,  des 
Gemeinschuldners  und  der  Gläubiger  zustande;  er  bedarf  zu 
seiner  Perfektion  der  Bestätigung  des  Gerichts ;  diese  Bestätigung 
ist  jedoch  nur  deklaratorischer  Natur,  indem  durch  sie  lediglich 
das  Vorhandensein  der  gesetzlichen  Voraussetzungen  konstatiert 
wird.  Gegenstand  des  Vertrages  ist  nur  auf  der  einen  Seite 
die  Aufhebung  des  Konkurses,  auf  der  anderen  Seite  ein  allen 
Gläubigern  nach  dem  Verhältnis  ihrer  Forderungen  gleichmässig 
zu  gewährendes  Entgelt." 7)  —  Dagegen  meint  z.  B.  Schultze : 
„Der  Akkord  ist  eine  urteilsmässige  Entscheidung  über  die  Er- 
ledigung des  Konkursanspruchs  zwischen  dem  Gemeinschuldner 
einerseits  und  den  Gläubigern  andererseits,  wobei  der  Mehr- 
heitswille der  Gläubiger  eine  der  Vorbedingungen,  indes  neben 
dieser  Bedeutung  für  die  richterliche  Entscheidung  (causae  cog- 
nitio)  nicht  ausschlaggebend,  sondern  nur  ein  informatorisches 
Element  ist."8)  V.  Wilmowski  hält  diese  Definition  für  richtig 
und  bemerkt:  „Die  Annahme  einer  Vertragsnatur  bezw.  eines 
Rechtsgeschäfts,  welche  durch  den  Wortausdruck  des  Vergleichs 
nahegelegt  wird,  scheitert  daran,  dass  die  massgebende  Ent- 

c)  Seuffert,  S.  402. 
7)  Wolff,  S.  384. 
H)  Schultze  S.  113. 
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Scheidung  des  Gerichts  nicht  einen  allseitig  gewollten  Vertrags- 
willen als  gesetzlich  zu  bestätigen  hat  und  dass  sie  auch  nicht 
für  einen  Verein,  dessen  Mitglieder  durch  Vertrag  oder  Gesetz 
verbunden  sind  und  sich  einem  Mehrheitsbeschluss  unterwerfen, 
einen  solchen  nur  zu  konstatieren  hat,  sondern  dass  das  Gericht 
gegenüber  den  Gläubigern,  welche  keinen  Verein  bilden,  sondern 
von  welchen  jeder  sein  individuelles  Recht  vertritt,  über  das 
Recht  des  Gemeinschuldners  auf  Konkurserledigung  einen  ma- 
teriellen Ausspruch  zu  geben  hat."9)  —  Es  besteht  nun  aber 
doch  ein  erheblicher  Unterschied  zwischen  einem  Prozess  einer- 
seits, wo  alles,  was  die  Parteien  vorbringen,  allerdings  nur  zur 
Information  des  Richters  dienen  soll  und  kann,  wo  alles  sich 
auf  den  entscheidenden  Moment,  die  Urteilsfällung,  zuspitzt  und 
hier  durch  eine  Entscheidung  über  den  Wert  des  gesamten 
Parteivorbringens  ein  Ausspruch  gefällt  wird,  und  zwischen  dem 
Abschluss  eines  Zwangsvergleichs  andererseits,  wo  der  kritische 
Zeitpunkt  im  Sinne  der  Erwartungen  der  Konkursgläubiger  und 
des  Gemeinschuldners  sicherlich  nicht  die  Bestätigung  des  Kon- 
kursgerichts ist,  sondern  die  Entscheidung  über  die  Frage,  ob 
der  Akkord  zustande  kommt  oder  nicht,  d.  h.  ob  er  von  der 
verlangten  Mehrheit  der  Gläubiger  angenommen  wird  oder  nicht. 
Und  wenn  Schultze  sagt:  „Der  sogenannte  Zwangsvergleich  ist 
überhaupt  kein  Vertrag,  also  auch  kein  Vergleich,  sondern  er 
ist  ein  richterliches  Urteil,  welches  den  Konkursanspruch  unter 
den  in  ihm  selbst  festgesetzten  Modalitäten  für  erledigt  erklärt. 
Dieses  richterliche  Urteil  bedarf  eines  darauf  gerichteten  Antrags 
=  des  Vergleichsvorschlags.  Das  Urteil  kann  ausserdem  nur 
gesprochen  werden  nach  vorheriger  causae  cognitio.  Ein  wich- 
tiges Moment  hierfür  ist  der  Wille  der  Mehrzahl  der  Konkurs- 
gläubiger ;  zudem  hat  der  Richter,  bevor  er  auf  Erledigung  des 
Konkursanspruchs  ....  erkennt,  in  weitestem  Umfang  und 
mit  freiestem  Ermessen  die  Gerechtfertigtheit,  Zweckmässigkeit 
und  Zulässigkeit  eines  solchen  Urteils  zu  prüfen  und  je  nach 
dem  Ausfall  dieser  Prüfung  den  Antrag  des  Gemeinschuldners 
auch  gegen  den  Willen  der  Mehrheit  der  Gläubiger  zu  ver- 
werfen ....  Nicht  die  Mehrheit  der  Gläubiger  ist  es  mithin, 
welche  die  Minderheit  zum  Abschluss  eines  Vertrages  nötigt, 
»)  v.  Wilmowski,  S.  439. 
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sondern  die  Staatsgewalt  erkennt  kraft  Rechtens  über  die  Mo- 
dalitäten des  Anspruchs  der  sämtlichen  Gläubiger", 10)  so  müsste 
daraus  zu  folgern  sein,  dass,  wenn  den  Richter  sein  „Ermessen" 
dazu  veranlasste,  auf  die  blosse  Einbringung  des  Vergleichs- 
vorschlags seitens  des  Gemeinschuldners  hin,  ohne  dass  die  er- 
forderliche Mehrheit  der  Gläubiger  zustimmte,  ja,  theoretisch 
sogar,  ohne  dass  auch  nur  ein  einziger  für  den  Vergleich  wäre, 
„die  Staatsgewalt  kraft  Rechtens"  den  Zwangsvergleich  durch 
Urteil  als  angenommen  erklären  könnte  und  müsste.  Dass  dies 
nicht  der  Wille  des  Gesetzgebers  sein  konnte,  liegt  auf  der 
Hand.  Auch  Sarwey-Bossert  hält  Schultze  entgegen,  dass  das 
Gesetz  diese  Art  der  Erledigung  des  Konkurses  „ausdrücklich 
Vergleich  nenne  und  dem  Richter  ausdrücklich  nur  die  Be- 
stätigung dieses  Vertrages,  nicht  die  Entscheidung  gebe."11) 
Und  wenn  Schultze  behauptet,  „Der  Richter  bestätige  nicht 
durch  Vertrag  geschaffenes  Recht,  sondern  er  mache  richter- 
liches Recht"12),  so  könnte  man  mit  demselben  Recht  sagen, 
der  Polizeizensor,  der  ein  Theaterstück  vor  der  Aufführung  durch- 
sieht, sei  der  Autor  dieses  Bühnenwerkes ;  „denn  er  genehmige 
nicht  ein  fremdes,  ihm  eingereichtes  Stück,  sondern  er  schaffe 
ein  eigenes  Stück  kraft  staatlicher  Gewalt;"  oder,  um  bei  meinem, 
oben  S.  13  Note  5  gegebenem  Beispiel  zu  bleiben,  „der  Kaiser 
bestätige  nicht  durch  Bundesrat  und  Reichstag  geschaffenes 
Recht,  sondern  er  mache  kaiserliches  Recht." 

Der  zweite  Grund,  aus  dem  die  Vertreter  der  Urteilstheorie 
die  Vertragsnatur  des  Zwangsvergleichs  leugnen,  ist  die  Majori- 
sierung  der  Mehrheit,  die  Bindung  aller  dem  Vergleiche  nicht 
zustimmenden  Gläubiger,  auch  derjenigen,  die  sich  am  Konkurse 
überhaupt  nicht  beteiligt  haben.  Freilich  wird  durch  den  Zwangs- 
vergleich einmal  der  widersprechenden  Minderheit  von  Konkurs- 
gläubigern, zum  zweiten  den  sich  überhaupt  am  Konkurse  nicht 
Beteiligenden  ein  Zwang  auferlegt.  Der  Umstand,  dass  die 
widersprechende  Minderheit  majorisiert  wird,  kann  durch  die 
Urteilstheorie  leicht  erklärt  werden;  ein  Urteil  bindet  eben  die- 
jenigen, gegen  welche  es  ergeht.    Gleichwohl  ist  selbst  hier  zu 

10)  Schultze,  S.  120. 

n)  Sarwey-Bossert,  S.  439. 

12)  Schultze  S.  114. 
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fragen,  wer  denn  Kläger  und  Beklagter  sei.  Bestätigt  nämlich 
das  Gericht  den  Zwangsvergleich  nicht,  so  ist  der  Schuldner 
mit  seinem  Antrage  unterlegen;  haben  aber  damit  die  Gegner 
obgesiegt?  Kann  man  doch  nicht  von  Obsiegen  sprechen,  wenn 
die  Mehrheit  der  Streitgenossen  mit  ihrem  Vorhaben  abgewiesen 
wird!  Bestätigt  aber  das  Gericht  den  Zwangsvergleich,  so  ist 
dem  Antrage  des  Schuldners  stattgegeben  worden;  er  hat  folglich 
obgesiegt;  mithin  wäre  die  Mehrheit  der  Gläubiger  unterlegen. 
Aber  diese  hat  doch  dem  Vergleiche  auch  zugestimmt;  sie  kann 
also  unmöglich  als  abgewiesen  betrachtet  werden,  da  sie  er- 
reicht hat,  was  sie  erstrebte.  Gegen  „notwendige  Streitgenossen" 
kann  auch  die  Entscheidung  nur  einheitlich  ausfallen;  die  dem 
Zwangsvergleich  nicht  Zustimmenden  haben  aber  nicht  erzielt, 
was  sie  bezweckten,  sie  sind  damit  abgewiesen.  Die  Ent- 
scheidung ist  also  für  beide  nicht  einheitlich;  demnach  ist 
zwischen  ihnen  notwendige  Streitgenossenschaft  ausgeschlossen. 
Von  einfacher  Streitgenossenschaft  könnte  aber  hier  keine  Rede 
sein,  da  das  „streitige  Rechtsverhältnis"  allen  Streitgenossen 
gegenüber  nur  einheitlich  festgestellt  werden  kann,  weil  das 
ganze  Konkursverfahren  auf  durchaus  einheitlicher,  gleichmässiger 
Behandlung  der  Gläubiger  beruht. 

Das  Resultat  ist  sonach,  dass  bei  Annahme  der  Urteils- 
theorie sich  überhaupt  nicht  präzisieren  lässt,  wer  Kläger  und 
wer  Beklagter  ist,  und  das  dürfte  doch  wohl  das  allererste  Er- 
fordernis eines  Prozessverfahrens  sein.  Wie  will  ferner  die 
Urteilstheorie  die  Bindung  derjenigen  Gläubiger  erklären,  die 
ihre  Forderung  nicht  angemeldet,  daher  am  Konkurse  überhaupt 
nicht  teilgenommen  haben?  Wie  kann  denn  ein  Urteil  gegen 
jemanden  ergehen,  der  überhaupt  nicht  verklagt  worden  ist? 
Auch  gegen  nicht  mitverklagte  Streitgenossen  ist  das  ergangene 
Urteil  nicht  wirksam,  und  es  bedarf  einer  erneuten  Klage  gegen 
diese,  um  diesen  Zweck  zu  erreichen.  Die  gerichtliche  Bestä- 
tigung des  Zwangsvergleichs  bindet  indes  alle  Konkursgläubiger 
in  weiterem  Sinne,  also  auch  alle  diejenigen,  die  am  Konkurse 
nicht  teilgenommen  haben.  Es  ist  somit  die  Unhaltbarkeit  der 
Urteilstheorie  auch  in  dieser  Beziehung  erwiesen,  und  es  erüb- 
rigt noch  darzutun,  dass  die  Vertragstheorie  die  Majorisierung 
der  gegen  den  Zwangsvergleich  stimmenden  und  die  Bindung 
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der  überhaupt  nicht  am  Konkurs  teilnehmenden  Gläubiger  er- 
klären kann. 

Da  nach  §  1209  B.G.B,  und  §  804,  Abs.  3  Z.P.O.  bei 
vertraglichen  und  Pfändungspfandrechten  Prävention  entscheidet, 
so  werden  ausserhalb  des  Konkurses  die  Gläubiger  nacheinander 
befriedigt  und  jeder  unabhängig  vom  andern.  Das  Konkurs- 
verfahren ist  nun  aber  gerade  ein  Verfahren,  welches  bezweckt, 
diese  ungleichmässige  Befriedigung  zu  verhindern  und  zu  einer 
gleichmässigen  zu  gestalten,  indem  es  alle  Gläubiger  gemeinsam 
und  gleichheitlich  befriedigt.  Es  muss  hiernach  mit  den  Motiven 
und  gegen  Schultze,  v.  Wilmowski,  Eccius  u.  a.  angenommen 
werden,  dass  die  Konkursgläubiger  eine  Interessengemeinschaft 
bilden,  auf  die  das  Recht  der  Gemeinschaft  (§§  741—758  B.G.B.) 
zutrifft;  diese  Gemeinschaft  ist  eine  solche,  deren  Zweck  auf 
Liquidation  der  Masse  gerichtet  ist;  somit  fällt  hier  unter  den 
Begriff  ,,der  Beschaffenheit  des  gemeinschaftlichen  Gegenstandes 
entsprechende  ordnungsmässige  Verwaltung  und  Benutzung"  die 
Liquidation  der  Konkursmasse,  und  hierüber  kann  auch  nach 
den  allgemeinen  Grundsätzen  durch  Stimmenmehrheit  beschlossen 
werden,  die  nach  der  Grösse  der  Anteile  zu  berechnen  ist 
(§  745,  Abs.  1  B.G.B.).  Der  §  182  K.O.  verlangt  als  Spezial- 
gesetz für  diesen  Fall  eine  qualifizierte  Mehrheit.  Hiermit  ist 
die  Bindung  der  dem  Vergleich  widersprechenden  Minderheit 
rechtlich  gegeben.  Dass  aber  auch  die  zur  Abstimmung  nicht 
erschienenen,  ja,  sogar  diejenigen  Konkursgläubiger,  die  ihre 
Forderungen  gar  nicht  einmal  angemeldet  haben,  durch  den 
Zwangsvergleich  gebunden  werden,  beruht  juristisch  auf  einer 
Ausdehnung  des  Kontumazialprinzips  auf  das  Konkursverfahren. 
Allerdings  ist  das  Kontumazialverfahren  ein  dem  Prozess  eigen- 
tümliches, und  das  ist  auch  ein  Grund,  der  die  Anhänger  der 
Urteilstheorie  zu  ihrem  Standpunkt  geführt  haben  mag.  Aber 
nicht  nur  steht  theoretisch  nichts  im  Wege,  das  Kontumazial- 
prinzip  auf  andere  passende  Rechtsverhältnisse  auszudehnen; 
sondern  wir  haben  auch  schon  in  der  Reichsgesetzgebung  Fälle, 
in  denen  dies  geschehen  ist  und  wo  das  Verfahren  selbst  un- 
bestritten der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  angehört.  So  wird 
z.  B.  im  gerichtlichen  Teilungsverfahren  gegen  die  in  dem  Termin, 
in  welchem  unter  Leitung  des  Richters  bezw.  Notars  die  Teilung 
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vereinbart  und  der  Auseinandersetzungsplan  angenommen  wird, 
ausgebliebenen  Beteiligten,  falls  sie  nicht  nachträglich  ihre  Zu- 
stimmung ausdrücklich  verweigern,  angenommen,  sie  seien  mit 
der  Auseinandersetzung  und  dem  Inhalt  des  Teilungsstatus  ein- 
verstanden (§§  91  und  93  Fr.  G.G.)13).  Auch  hier  greift  also 
ein  modifiziertes  Kontumazialverfahren  platz,  und  doch  wird 
niemand  bestreiten  wollen,  dass  Nachlass-  und  Teilungssachen 
von  Zivilprozess  sehr  verschieden  sind.  Desgleichen  besteht 
auch  kein  Bedenken,  auf  das  Verfahren  des  Zwangsvergleichs 
das  Versäumnisprinzip  auszudehnen,  ohne  dass  das  Konkurs- 
verfahren deshalb  dem  Prozessrechte  unterstellt  werden  müsste. 

Nun  steht  meiner  Annahme  noch  ein  formales  Bedenken 
im  Wege:  §  2  des  Einführungsgesetzes  zum  G.V.G.  sagt  näm- 
lich: „Die  Vorschriften  des  Gerichtsverfassungsgesetzes  finden 
nur  auf  die  ordentliche  streitige  Gerichtsbarkeit  Anwendung". 
Im  G.V.G.  selbst  findet  sich  nun  eine  Stelle,  die  das  Konkurs- 
verfahren erwähnt,  nämlich  §  204:  „Auf  das  .  .  .  Konkursver- 
verfahren sind  die  Ferien  ohne  Einfluss".  Daraus  würde  sich, 
buchstäblich  genommen,  ergeben,  dass  das  Konkursverfahren, 
als  durch  das  G.V.G.  geregelt,  nur  zur  streitigen  Gerichtsbarkeit 
gehören  könnte.  Aber  abgesehen  davon,  dass  man  nicht  wohl 
behaupten  kann,  durch  diese  Bestimmung  sei  das  Konkursver- 
fahren „geregelt",  und  dass  man  vergeblich  irgend  eine  andere 
Bestimmung  im  G.V.G.  suchen  würde,  die  das  Konkursverfahren 
behandelte,  kann  eine  derartige  höchst  singuläre  und  eigentlich 
nur  eine  betriebstechnische  Frage  berührende  Bestimmung  doch 
unmöglich  für  die  Stellung  eines  ganzen  Verfahrens  im  Rechts- 
system ausschlaggebend  sein. 

Schwerwiegendere  Bedenken  könnte  schon  §  72  K.  O.  her- 
vorrufen, der  die  Vorschriften  der  Z.P.O.  auf  das  Konkursverfahren 
subsidiär  Anwendung  finden  lässt.  Aber  indem  ein  Gesetz 
subsidiär  die  Verfahrensvorschriften  eines  anderen  Gesetzes 
heranzieht,  wird  es  dadurch  noch  nicht  zu  einem  Teil  dieses 
Gesetzes  oder  zu  einem  ähnlichen  Verfahren.  Es  stellt  im 
Gegenteil  im  Prinzip  gerade  eine  andere  Verfahrensart  dar.  Ich 

13)  Auch  hier  ist  übrigens  eine  gerichtliche  Bestätigung  erforder- 
derlich,  die  bislang  auch  von  niemanden  als  „Urteil"  angesehen  wurde. 
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will  nur  daran  erinnern,  dass  im  Zivilprozess  der  Grundsatz 
des  Parteibetriebs  gilt,  während  im  Konkursverfahren  die  Offi- 
zialmaxime  herrscht.  Um  ein  Beispiel  aus  einem  anderen  Ge- 
biet zu  geben,  zieht  §  37  Str.  P.O.  die  Vorschriften  der  Z.P.O. 
über  Zustellungen  zu  Hilfe,  und  doch  ist  Strafprozess  und  Zivil- 
prozess etwas  ganz  Verschiedenes.  Ja,  selbst  das  Reichsgesetz 
über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  vom 
17.  Mai  1898  erklärt  in  den  §§  3,  14,  15,  16,  27  und  98 
eine  grosse  Anzahl  der  Vorschriften  der  Z.P.O.  für  entsprechend 
anwendbar.  Ebensowenig,  wie  hiermit  das  Verfahren  der  frei- 
willigen Gerichtsbarkeit  zu  einem  Teil  der  streitigen  wird,  ist 
auch  das  Konkursverfahren,  speziell  der  Zwangsvergleich,  ein 
prozessuales  Verfahren.  Diese  Beziehungen  haben  nur  den 
Zweck,  eine  ermüdende  Wiederholung  ähnlicher  und  gleicher 
Gesetzbestimmungen  zu  vermeiden. 

Dass  vor  allem  wirtschaftliche  Erwägungen  und  Zweck- 
mässigkeitsgründe für  die  Bindung  der  überstimmten,  nicht  er- 
schienenen und  nicht  am  Verfahren  teilnehmenden  Konkursgläubiger 
sprechen,  muss  sogar  Schultze  zugeben:  „Andere  Gesetz- 
gebungen —  und  das  sind  die  nach  Inhalt  und  Umfang  ihrer 
Herrschaft  wichtigsten  —  haben  in  richtiger  Würdigung  des 
praktischen  Bedürfnisses  und  ohne  sich  irgendwie  um  theore- 
tische Bedenken  und  Proteste  zu  kümmern,  den  sogenannten 
Zwangsnachlass  unter  bestimmten  Voraussetzungen  und  in  be- 
stimmten Formen  sanktioniert,  und  ihnen  hat  sich  die  Konkurs- 
ordnung mit  Recht  angeschlossen.  Über  die  Zweckmässigkeit 
des  Instituts  kann  in  der  Tat  ein  Zweifel  gar  nicht  obwalten"  u). 
Auch  die  ausländische  Literatur  fasst  den  Zwangsvergleich  zu- 
meist als  einen  Vertrag  auf,  bei  dem  die  Bindung  der  nicht 
zustimmenden  Konkursgläubiger  sich  aus  der  Gemeinschaft  der 
Gläubiger  ergebe.  So  sagt  z.  B.  Thaller:  „La  masse  formant 
une  sorte  de  Corporation,  sa  volonte  n'est  pas  subordonnee  ä 
l'adhesion  individuelle  de  tous  ses  membres.  La  majorite  ex- 
prime  la  deliberation  prise  par  le  corps  tout  entier  ä  la  con- 
dition  de  le  faire  suivant  les  formes  legales"  15).  —  Rocco 16) 

u)  Schultze,  S.  117. 
15  )  Thaller  S.  1027. 

1G)  Rocco,  II  Concordato  nel  e  prima  di  Fallimente  1902. 
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meint,  dass  der  Zwangsvergleich  deshalb  ein  Vertrag  mit  Bin- 
dung der  Minderheit  sei,  weil  er  einen  Vertrag  über  die  Gläu- 
bigergemeinschaft darstelle.  Hier  sei  die  Majorität  berechtigt, 
für  die  Gesamtheit  zu  handeln  und  könne  sie  daher  auch  binden. 
Die  Gläubiger  seien  nicht  eine  juristische  Person,  sondern  eine 
Gemeinschaft  zur  gesamten  Hand,  und  die  Mehrheitsentscheidung 
müsse  deshalb  bindend  wirken,  weil  es  eine  Entscheidung  zu- 
gunsten der  Gesamtheit,  nicht  der  einzelnen  sei.  Daher  sei 
der  Zwangsvergleich  ein  zivilrechtlicher,  zweiseitiger,  entgelt- 
licher Vertrag.  Wenn  dagegen  Kohler  der  Ansicht  ist,  dass  der 
Zwangsvergleich  deshalb  kein  zivilistischer  Vertrag  sein  könne, 
weil  er  ,,die  Sonderrechte  der  Gläubiger,  die  iura  singulorum, 
antaste,  wo  doch  keine  Gemeinschaft  kraft  Gemeinschaftsrechts 
einen  blanken  Verzicht  der  Anteilsbeteiligung  verlangen  kann"  1T), 
so  ist  zu  entgegnen,  dass  die  einzelnen  Konkursansprüche  der 
Gläubiger  nicht  Sonderrechte  sind,  dass  vielmehr  die  Gemein- 
schaft nur  aus  der  Summe  dieser  Einzelansprüche  besteht,  dass 
ferner  auch  niemals  ein  blanker  Verzicht  auf  Sonderrechte  noch 
auf  die  gewöhnlichen  Gemeinschaftsrechte  verlangt  wird,  da 
einerseits  mangels  besonderer  Abrede  die  Vergleichsquote  für 
alle  Gläubiger  gleichmässig  gross  sein  muss,  andererseits  doch 
immer  ein  wenn  auch  noch  so  geringer  Prozentsatz  gezahlt 
werden  wird,  während  ein  blanker  Verzicht,  d.  h.  ein  Vergleich 
von  0°/o  undenkbar  ist.  Um  seine  „prozessuale  Vertragstheorie" 
zu  stützen,  führt  Kohler  an,  dass  sie  die  Bindung  auch  der 
überhaupt  am  Konkurs  nicht  teilnehmenden  Gläubiger  leicht  er- 
klären könne,  indem  ,,alle  den  Konkurs  verändernden  oder  auf- 
lösenden Rechtsgeschäfte  selbstverständlich  in  die  Konkursrechte 
aller  der  Personen  einwirken,  die  mit  dem  Konkurse  zusammen- 
hängen, und  dazu  gehören  alle  Konkursgläubiger,  auch  die, 
welche  garnicht  angemeldet  haben"  18).  Es  ist  aber  keineswegs 
ersichtlich,  inwiefern  die  nicht  teilnehmenden  Gläubiger  mit  dem 
Konkursprozesse  zusammenhängen ;  vielmehr  ist  der  Fundamental- 
satz ausserachtgelassen,  dass  ein  judicium  non  jus  facit  nisi 
inter  partes,  und  die  nicht  Anmeldenden  sind  eben  keine  partes. 
Kohler  sagt  selbst,  dass,  sofern  der  Prozess  bezüglich  der  ver- 

,7)  Kohler  in  Busch'  Zeitschrift,  Bd.  30,  S.  555. 
18)  Kohler  ebenda. 
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schiedenen  Beteiligten  nur  einheitlich  ausgehen  kann,  die  Rechts- 
ordnung im  Falle  eines  Widerstreits  der  Beteiligten  die  eine 
oder  die  andere  Alternative  durchführen  müsse.  Er  hält  also 
selbst  die  Konkursgläubiger  für  notwendige  Streitgenossen  und 
will  doch  zulassen,  dass  einige  von  ihnen  nicht  am  Prozess 
teilnehmen  und  trotzdem  von  den  Wirkungen  des  Urteils  be- 
troffen werden,  während  es,  wie  bereits  oben  gezeigt,  ausser 
allem  Zweifel  steht,  dass,  falls  in  einem  Prozesse  gegen  not- 
wendige Streitgenossen  einige  von  diesen  aus  irgend  welchen 
Gründen  nicht  mit  geklagt  haben  oder  nicht  mit  beklagt  sind, 
das  Urteil  nicht  für  oder  gegen  sie  wirksam  sein  kann,  dass 
vielmehr  in  einem  neuen  Prozess  für  oder  gegen  sie  ein  gleiches 
Urteil  erwirkt  werden  muss.  Nur  die  Auffassung  des  Zwangs- 
vergleiches als  eines  Vertrages  kann  sämtliche  Schwierigkeiten 
befriedigend  überwinden. 

Nachdem  so  der  Begriff  des  Zwangsvergleiches  festgestellt 
ist,  bedarf  es  vor  der  Erörterung  des  Begriffes  des  Präventiv- 
akkordes noch  einer  Darstellung  des  Verhältnisses  der  beiden 
Rechtsinstitute  zueinander.  Aufgrund  der  ausdrücklichen  Vor- 
schrift des  §  173  der  Konkursordnung  hat  der  Zwangsvergleich 
seinen  Platz  nur  innerhalb  des  Konkurses:  er  darf  nicht  vor 
der  Abhaltung  des  allgemeinen  Prüfungstermins  geschlossen 
werden.  Von  diesem  Zeitpunkt  ab  kann  er  dann  bis  zur  Ge- 
nehmigung der  Vornahme  der  Schlussverteilung  platzgreifen. 
Nach  erfolgter  Genehmigung  zur  Vornahme  der  Schluss- 
verteilung,  d.  h.  ungefähr  im  Stadium  der  Beendigung  des  Kon- 
kurses hat  selbstredend  ein  Zwangsvergleich  keinen  Zweck  mehr. 
Es  bleibt  aber  nun  noch  ein  Drittes.  Wenn  der  Abschluss  eines 
Zwangsvergleichs  vor  der  Abhaltung  des  allgemeinen  Prüfungs- 
termins nicht  statthaft  ist,  so  ist  in  dem  vorhergehenden  Stadium 
ein  entsprechendes  Verfahren  doch  wenigstens  denkbar:  es  ist 
der  in  dieser  Arbeit  zur  Erörterung  stehende  Präventiv- 
akkord. Dieser  muss  folglich  vor  dem  allgemeinen  Prüfungs- 
termin, genauer  gesagt,  vor  der  Konkurseröffnung  überhaupt 
stattfinden.  Das  Charakteristikum  des  Präventivakkordes  ist  also 
vor  allem  die  Zeit  seines  Eintritts:  Er  muss  stets  nicht  nur  vor 
der  Konkurseröffnung  Zustandekommen ;  er  muss  auch  letztere 
überhaupt  sich  erübrigen  lassen. 


—  23 


Zum  Zwecke  der  Untersuchung  der  rechtlichen  Natur  des 
Präventivakkordes  müssen  wir  uns  zunächst  die  Lage  klar 
machen,  in  der  sich  Gläubiger  und  Schuldner  befinden.  Der 
Schuldner  schuldet  in  der  Regel  vielen  Gläubigern  zugleich  und 
jedem  in  verschiedener  Höhe.  Es  fehlt  ihm  aber  augenblicklich 
an  bereiten  Mitteln,  alle  fälligen  Verbindlichkeiten  völlig  zu 
decken,  bezw.  die  Summe  seiner  Schulden  ist  grösser  als  der 
Wert  seines  Vermögens.  Er  ist  insolvent  bezw.  überschuldet. 
Um  nun  nicht  zu  dem  miserabile  auxilium  des  Konkurses  greifen 
zu  müssen,  hat  er  nur  ein  Mittel:  Er  wendet  sich  an  seine 
sämtlichen  Gläubiger  und  erbittet  von  ihnen  entweder  einen 
Nachlass  von  ihren  Forderungen  oder  aber  einen  Zahlungsauf- 
schub. Er  macht  also  einen  Vergleichsantrag.  Stimmen  nun 
sämtliche  Gläubiger  zu,  so  sind  ebensoviele  Verträge  zu- 
standegekommen, als  Gläubiger  vorhanden  sind.  Alle  Gläubiger 
haben  damit  vertraglich  auf  ihr  Recht  auf  Konkurs  verzichtet, 
und  der  drohende  Konkurs  ist  beseitigt.  Über  die  Vertrags- 
natur dieses  Geschäftes  kann  gar  kein  Zweifel  bestehen.  Er- 
fährt der  Präventivakkord  nun  eine  gesetzliche  Regelung,  so 
treten  die  Gläubiger  zu  einer  Gemeinschaft  zusammen.  Diese 
Gemeinschaft  beschliesst  gemäss  §  745  B.G.B,  mit  Stimmen- 
mehrheit, ob  Konkurs  eröffnet  werden  soll  oder  ob  dem  Schuldner 
ein  Moratorium  bezw.  ein  Nachlass  zugebilligt  werden  soll. 
Der  Schuldner  macht  die  Offerte,  die  Gläubigergemeinschaft 
nimmt  sie  an.  Dies  ist  zweifelsohne  ein  Vertrag  zwischen  dem 
Schuldner  und  der  Gesamtheit  der  Gläubiger,  gerichtet  auf 
teilweise  Befriedigung  der  letzteren  und  zugleich  auf  Vermeidung 
des  Konkurses.  Gegenstand  der  Leistung  auf  Seiten  des 
Schuldners  ist  die  erhöhte  Erfüllungswahrscheinlichkeit  und  die 
Sicherheit,  die  er  meist  dafür  stellt,  auf  Seiten  der  Gläubiger 
das  Abstehen  von  der  vollständigen  bezw.  sofortigen  Geltend- 
machung ihrer  Forderungen.  Der  Präventivakkord  kann  dem- 
nach ebenso  wie  der  Zwangsvergleich  im  Konkurse  sowohl 
einen  Erlass  als  auch  lediglich  eine  Stundung  der  Forderungen 
==  ein  Moratorium  oder  endlich  eine  Verbindung  beider  ent- 
halten. Der  Vertrag  wird  erfüllt  durch  die  Zahlung  der  Raten 
seitens  des  Schuldners,  durch  Annahme  derselben  und  Nicht- 
beantragung  des  Konkurses  seitens  der  Gläubiger.  Sämtliche 
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Kriterien  des  Vertrages  sind  gegeben;  die  Kontraktsnatur  des 
Präventivakkordes  ist  erwiesen19).  Es  erübrigt  sich  wohl  zu 
bemerken,  dass  der  Abschluss  des  Präventivakkordes  ebenso 
wie  des  Zwangsvergleichs  im  Konkurse  jedem  Schuldner  offen- 
steht, nicht  bloss  einem  kaufmännischen,  wie  das  in  manchen 
Gesetzgebungen  der  Fall  ist;  Vorbedingung  des  Abschlusses 
ist  immerhin,  dass  die  Vermögenslage  des  Schuldners  sich  klar 
ermitteln  lässt.  Das  Zustandekommen  eines  solchen  Präven- 
tivakkordes ist  jedoch  bis  heute  im  deutschen  Reiche  nur  mög- 
lich, wenn  sämtliche  Gläubiger  demselben  zustimmen.  Ver- 
weigert aber  auch  nur  ein  einziger  seine  Einwilligung,  so  ist 
der  Abschluss  damit  unmöglich  gemacht,  und  es  bleibt  nur 
noch  die  Konkurseröffnung  übrig. 


II.  Die  Daseinsberechtigung  des  Präventivakkordes. 

Es  wäre  indes  durchaus  wünschenswert,  einen  Präventiv- 
akkord auch  dann  abschliessen  zu  können,  wenn  einzelne 
Gläubiger  widersprechen,  wofern  nur  die  Mehrheit  dafür  ist. 
Denn  der  Präventivakkord  hat  eine  ungemein  wichtige  Funktion 
im  wirtschaftlichen  Leben  zu  erfüllen.  Der  Konkurs  ist  und 
bleibt  die  ultima  ratio.  Zu  ihm  sollte  man  daher  nur  dann 
seine  Zuflucht  nehmen,  wenn  gar  kein  Ausweg  mehr  bleibt. 
Überall  da  aber,  wo  der  Schuldner  noch  nicht  rettungslos  in 
das  Netz  seiner  Schulden  verstrickt  ist,  wo  noch  Hoffnung  be- 
steht, dass  er,  wenn  man  ihn  in  seinen  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnissen erhalten  kann,  sich  wieder  herauswinden  und  wieder 
zu  Kräften  gelangen  wird,  überall  da  ferner,  wo  mit  Wahr- 
scheinlichkeit vorausgesehen  werden  kann,  dass  die  Gläubiger 

!9)  Dies  dürfte  auch  ein  Argument  mehr  für  die  Vertragsnatur 
des  Zwangsvergleichs  im  Konkurse  sein.  Denn  wie  sollte  ein  zweifel- 
los kontraktliches  Geschäft  dadurch,  dass  die  Zeit  seines  Abschlusses 
innerhalb  des  Konkurses  fällt  und  dass  es  als  von  ausserordentlich 
grossem  Einfluss  auf  den  Konkurs  —  macht  es  ihm  doch  ein  Ende  — 
unter  gerichtlicher  Leitung  und  Kontrolle  abgeschlossen  und  gericht- 
licherseits  bestätigt  werden  muss,  zu  einem  Prozess,  zu  einem  Urteil 
werden?  —  Wird  ein  Auflassungsvertrag  dadurch,  dass  er  vor  dem 
Grundbuchamt  vorgenommen  wird  —  und  vorgenommen  werden  muss ! 
—  zu  einem  Akte  der  Staatsgewalt,  oder  bleibt  er  nicht  vielmehr  ein 
Vertrag  ? 
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weit  leichter,  sicherer  und  vollständiger  werden  Befriedigung 
finden,  als  wenn  es  zum  Konkurse  kommen  würde,  da  hat 
der  Präventivakkord  seinen  Platz;  da  sollte  man  ihn  unbedingt 
anwenden,  und  da  sollte  auch  das  Gesetz  seine  Anwendbarkeit 
erleichtern. 

Eine  gesetzliche  Regelung  des  Präventivakkordes  ist  schon 
allein  deshalb  ein  dringendes  Bedürfnis,  weil  es  sich  hierbei 
nicht  um  eine  Neuschöpfung  des  Gesetzgebers  handelt,  nicht 
um  eine  Einrichtung,  die  ihre  Existenzberechtigung  erst  zu 
erweisen  hat,  sondern  um  einen  tatsächlich  vorhandenen  Zu- 
stand, um  ein  in  der  Praxis  fortwährend  geübtes  Verfahren,  das 
bis  jetzt  regel  -  und  aufsichtslos  allen  unter  der  Hand  spie- 
lenden Einflüssen  preisgegeben  ist.  Der  Gesetzgeber  kann  un- 
möglich wollen,  dass  der  Zwangsakkord  im  Konkurse  eingehend 
beaufsichtigt  wird,  während  er  den  nach  meinen  Wahrnehmungen 
mindestens  ebenso  häufig  vorkommenden  Privatakkord  offiziell 
nicht  einmal  kennt.  Ein  Gesetz  würde  auch  verhindern  können, 
dass  der  Privatakkord,  sofern  er  sich  als  wirtschaftlich  vor- 
teilhaft erweist,  nur  wegen  des  Starrsinns  einiger,  ja  vielleicht 
eines  einzigen  Gläubigers,  nicht  abgeschlossen  werden  kann. 
Denn  das  muss  als  erstes  Prinzip  festgestellt  werden,  dass  bei 
einer  gesetzlichen  Regelung  des  Präventivakkordes  ebenso  wie 
auch  beim  Zwangsvergleich  im  Konkurse  eine  Bindung  der 
Minderheit  durch  die  Mehrheit  zu  erfolgen  hat.  Unter  welchen 
Kautelen  dies  zu  geschehen  hat,  wird  weiter  unten  zu  erörtern 
sein.  Der  Präventivakkord  hat  auch  den  Vorteil,  dass  das 
nachher  erworbene  bezw.  zu  erwerbende  Vermögen  des  Schuld- 
ners mit  zu  der  zur  Befriedigung  der  Gläubiger  zu  verwendenden 
Masse  gehören  würde,  während  es  im  Konkursfalle  konkurs- 
freies Eigentum  des  Gemeinschuldners  und  damit  dem  Zugriff 
der  Gläubiger  während  des  Konkurses  entzogen  ist.  Wir  würden 
uns  hiermit  dem  Zustande  nähern,  der  infolge  der  Einbeziehung 
des  Nacherwerbs  in  die  Konkursmasse  durch  die  Gesetzgebungen 
von  England,  Frankreich,  Belgien,  Italien  usw.  geschaffen  ist. 

Der  ungeheure  Nutzen,  den  die  gesetzliche  Regelung  des 
Präventivakkordes  in  wirtschaftlicher  Hinsicht  mit  sich  bringen 
würde,  ist  unleugbar.  Das  zeigt  schon  ein  Blick  auf  die  privat- 
wirtschaftlichen Folgen  des  Konkurses.    Der  Gemeinschuldner 
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wird  durch  einen  Konkurs  nicht  nur  gesellschaftlich  kompro- 
mittiert, wodurch  auch  sein  geschäftliches  Ansehen  und  sein 
Kredit  leidet  oder  gar  vollständig  schwindet,  sondern  er  wird 
überhaupt  in  seiner  ganzen  Erwerbstätigkeit  lahmgelegt.  Sein 
ganzes  Vermögen  geht  in  die  Hände  des  Konkursverwalters 
über,  und  da  in  der  Regel  Uberschuldung  vorliegt,  hat  er  auch 
keine  Aussicht,  jemals  etwas  davon  zurückzuerhalten.  Jede 
Möglichkeit  neuen  Erwerbs  ist  ihm  vollkommen  abgeschnitten, 
weil  ihm  niemand  auch  das  geringste  Vertrauen  schenken  wird. 
Er  ist  einzig  und  allein  auf  die  Unterstützung,  die  ihm  even- 
tuell aus  der  Konkursmasse  bewilligt  wird,  angewiesen,  und 
auch  die  pflegt  nicht  stets  gewährt  zu  werden.  Dazu  kommen 
vielleicht  die  Erträge  seiner  persönlichen  Tätigkeit,  falls  es  ihm 
gelingen  sollte,  eine  solche  zu  finden.  Würde  dagegen  das 
Unglück  des  Konkurses  von  ihm  abgewendet  werden  können, 
so  wäre  er  in  den  meisten  Fällen  in  der  Lage,  bei  Besserung 
der  Konjunktur  oder  durch  Beihilfe  von  Verwandten  oder  Be- 
kannten sich  wieder  emporzuarbeiten  und  nach  prozentualer 
Befriedigung  seiner  Gläubiger  sein  Geschäft  weiter  zu  betreiben. 
Dazu  kommt  noch,  dass  die  Schande  des  Konkurses  —  denn 
noch  immer  wird  der  Konkurs  in  der  reellen  Geschäftswelt  und 
erst  recht  im  breiten  Publikum  als  Schande  angesehen  —  em- 
pfindsamere Naturen  davon  abhält,  rechtzeitig  ihren  Zustand  zu 
offenbaren  und  Konkurs  anzumelden,  wodurch  dann  die  uner- 
quickliche Lage  so  lange  hingezogen  wird,  bis  der  endlich  er- 
folgende Zusammenbruch  absolut  keine  Rettungsmittel  mehr  vor- 
findet. Das  Präventivakkordverfahren  dagegen  „ist  und  soll 
ein  Ausnahmeverfahren  sein.  Dadurch  verliert  es  nicht  an  Wert. 
Mögen  es  auch  nur  wenige  Schuldner  sein,  welche  eine  aus- 
nahmslose Gesetzgebung  ungerechtfertigt  in  die  Nachteile  des 
Konkurses  oder  des  aussergerichtlichen  Vergleichs  drängt,  so 
muss  die  Gesetzgebung  doch  auch  für  diese  Abhilfe  schaffen, 
und  gerade  die  achtbaren  Geschäftsleute  sind  es,  um  die  es 
sich  handelt.  .  .  .  Zugleich  aber  wird  die  Zulassung  des  Ver- 
fahrens ein  Antrieb  sein  für  jeden  Schuldner,  im  ersten  und 
rechten  Augenblick  seinen  Vermögensverfall  freimütig  zu  bekennen 
und  nicht  aus  Furcht  vor  den  Nachteilen  eines  Konkurses  seine 
und  seiner  Gläubiger  Lage  durch  vergebliche  Anstrengungen 
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hinziehend  zu  verschlimmern  oder  gar  auf  Kosten  der  Gläubiger 
eine  Raubwirtschaft  fortzusetzen.  Das  Weiterarbeiten  mit  Unter- 
bilanz ist  es,  welches  die  traurigen  Resultate  der  meisten  Kon- 
kurse verursacht,  und  dem  kann  durch  kein  Strafgesetz  genügend 
vorgebeugt  werden" 20). 

Für  die  Gläubiger  ist  es,  wie  auch  die  soeben  zitierte 
Stelle  der  Motive  andeutet,  von  ganz  verschiedener  Wirkung, 
ob  der  Konkurs  abgewendet  werden  kann  oder  nicht.  In  einem 
Konkurse  wird  der  Wert  der  Masse  durch  den  beschleunigten 
Verkauf  und  das  Massenangebot  bei  vielleicht  schwacher  Nach- 
frage und  ungünstigen  Zeitläuften  erheblich  unter  seinen  wirk- 
lichen Stand  herabgedrückt.  Dazu  kommen  die  beträchtlichen 
Kosten  der  gerichtlichen  Durchführung  des  Verfahrens  selbst 
im  Falle  eines  Zwangsvergleichs.  Gelingt  dagegen  die  Ab- 
wendung des  Konkurses,  so  kommt  der  höhere  Wert,  den  die 
Gesamtmasse  in  den  Händen  des  Gemeinschuldners  hat ,  auch 
den  Gläubigern  zugute.  Denn  der  Schuldner  kann  sein  Geschäft 
fortsetzen  und  seine  Gläubiger  in  weit  höherem  Grade  befriedigen, 
als  die  im  Konkurse  vermutlich  zu  erzielende  Dividende  es 
gestatten  würde. 

Diese  Erwägungen  geben  schon  von  selbst  die  Anwendung 
auf  die  Volkswirtschaft.  Die  Statistik  zeigt,  dass  fast  die  Hälfte 
aller  im  deutschen  Reich  stattfindenden  Konkurse,  soweit  sie 
durch  Schlussverteilung  beendet  werden,  über  ein  Jahr  lang 
dauern.  Auf  Monate  hinaus  ist  also  die  Erwerbskraft  von  Tau- 
senden von  Schuldnern  lahmgelegt,  und  ein  Kapital  von  537 
Millionen  Mark  liegt  brach  und  ist  der  wirtschaftlichen  Ver- 
wertung entrückt.  Hiervon  gehen  allein  10  000000  Mark  den 
Gläubigern  definitiv  verloren,  indem  sie  an  Gerichts-  und  Ver- 
waltungskosten erwachsen.  Dazu  kommt,  dass  die  Folgen  eines 
Konkurses  sich  in  den  meisten  Fällen  durchaus  nicht  auf  die 
unmittelbar  Betroffenen,  also  den  Gemeinschuldner  und  die  Kon- 
kursgläubiger beschränken.  Welch  weite  Kreise  kann  nicht 
der  Zusammenbruch  eines  grossen  Unternehmens  ziehen!  Der 
Konkurs  einer  Aktiengesellschaft,  die  Tausende  von  Arbeitern 
beschäftigt,  kann  all  diese  Arbeiter  samt  ihren  Familien  brotlos 
machen,  er  kann  den  Wohlstand  ganzer  Kommunen  zerrütten 

*°|Mdtfee  von  1873,  S.  218  ff. 
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und  auf  Jahre  hinaus  nicht  vernarbende  Wunden  im  Wirtschafts- 
körper zurücklassen.  Die  Zahlungseinstellung  einer  grossen 
Kreditbank  hat  den  Sturz  vieler  Provinzbanken  und  Darlehns- 
kassen  sowie  zahlloser  auf  diese  mit  ihren  Kreditbedürfnissen 
angewiesener  Fabriken  und  sonstiger  geschäftlicher  Unter- 
nehmungen im  Gefolge.  Es  ist  daher  ein  volkswirtschaftliches 
Gebot  der  Notwendigkeit,  alle  Massnahmen  zu  ergreifen,  die 
diese  Schäden  nicht  nur  abwenden ,  sondern  auch  ihnen  vor- 
zubeugen geeignet  sind,  und  da  kann  eben  allein  der  Präven- 
tivakkord Abhilfe  schaffen.  Dieser  wird  die  freilich  stets  ein- 
tretenden Rückgänge  auf  ein  Mindestmass  einschränken  und  sie 
möglichst  wenig  hemmend  auf  das  wirtschaftliche  Leben  ein- 
wirken lassen.  Immer  aber  wird  er  den  Ausbruch  einer  Krise 
und  die  damit  verbundenen  unermesslichen  Schäden  für  eine 
ganze  Gegend,  ja  oft  für  ein  ganzes  Volk,  verhüten  und  durch 
vorsichtig  bemessene  Fortführung  der  gefährdeten  Betriebe  diese 
selbst  und  alle  von  ihnen  abhängigen  die  schwere  Periode  leichter 
überstehen  lassen  und  zu  gesunden  Zuständen  zurückführen. 
Jeder  Konkurs  ist  eine  bösartige ,  ansteckende  Krankheit  im 
wirtschaftlichen  Organismus,  und  es. liegt  im  Interesse  der  All- 
gemeinheit, diese  Krankheit  nicht  nur  durch  Auskurierung  oder 
durch  einen  operativen  Eingriff,  so  geschickt  er  auch  sei ,  be- 
seitigen zu  können;  —  denn  das  verkürzt  nur  die  Dauer  der 
Krankheit;  —  weit  wichtiger  ist  es,  durch  vorbeugende  Mass- 
regeln das  Ausbrechen  der  Krankheit  selbst  noch  im  letzten 
Augenblick  mit  kräftigenden  wirksamen  Heilmitteln  abzuwenden. 

Dass  die  Forderung  nach  gesetzlicher  Regelung  des  Prä- 
ventivakkordes wirtschaftlich  berechtigt  ist,  zeigt  die  Tatsache, 
dass  schon  heute  der  Versuch  der  aussergerichtlichen  Erledigung 
eines  drohenden  Konkursfalles  fast  allgemein  üblich  ist.  So 
waren  z.  B.  in  75  aufeinander  folgenden  Nummern  einer  west- 
deutschen Tageszeitung,  in  denen  über  Zahlungseinstellungen 
berichtet  wurde,  allein  einundvierzig  Fälle  angegeben,  in  denen 
ein  aussergerichtlicher  Vergleich  angestrebt  wurde.  Der  Durch- 
schnitt der  angebotenen  Prozentsätze,  soweit  dafür  Angaben 
vorlagen,  betrug  hierbei  451/2°/o.  Der  Durchschnitt  der  bei 
Nichtannahme  des  Vergleichs  zu  erwartenden  Konkursdividende 
betrug  242/3°/o,  also  nur  etwa  die  Hälfte  der  freiwillig  ange- 
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botenen  Dividende,  wobei  noch  zu  berücksichtigen  ist,  dass  es 
nicht  die  schlechtesten  Schuldner  sind,  bei  denen  unter  heutigen 
Verhältnissen  ein  Arrangement  versucht  wird. 

Die  Folge  der  Ignorierung  dieses  erwiesenermassen 
dringenden  Bedürfnisses  durch  das  Gesetz  ist  die,  dass  sich 
jetzt  mit  der  Durchführung  von  Privatarrangements  Personen  und 
Institute  befassen,  denen  die  unbedingt  erforderliche  Vertrauens- 
würdigkeit abgeht,  und  die  der  Verschleierung  der  tatsächlichen 
Lage  Vorschub  leisten.  Befasst  sich  doch  in  einer  Grossstadt 
Rheinlands  ein  kleiner  Schuhwarenhändler,  der  —  beiläufig  be- 
merkt —  selbst  schon  zweimal  in  Konkurs  gefallen  war,  im 
Nebenberuf  mit  der  Herbeiführung  von  aussergerichtlichen  Ak- 
korden !  Sind  denn  die  hierbei  auf  dem  Spiel  stehenden  Kapi- 
talien weniger  der  Fürsorge  des  Richters  wert  als  die  bereits 
in  Konkurs  befangenen?  Sodann  ist,  wie  auch  Hinrichsen 
und  Philippson  in  den  Verhandlungen  des  17.  deutschen  An- 
waltstages (1905)  bemerkten,  auf  das  Treiben  der  sogenannten 
Akkordstörer  hinzuweisen,  die  darauf  spekulieren,  voll  ausge- 
kauft zu  werden.  Daher  würde  es  auch  in  dieser  Hinsicht  einen 
wesentlichen  Fortschritt  bedeuten,  wenn  man  dem  Schuldner  die 
Möglichkeit  eröffnete,  einen  Akkord  vor  dem  Konkurse  zustande- 
zubringen. Kohler21)  sagt:  „Der  Präventivakkord  ist  ein  un- 
entbehrliches Mittel  zur  Sanierung  leidiger  Zustände,  welches 
dem  deutschen  Rechte  nicht  mehr  fremd  bleiben  darf.  Be- 
merkenswert ist  es,  dass  er  sich  schon  im  altitalienischen  Recht 
findet.  So  in  den  Statuten  der  Kaufmannschaft  von  Lucca  und 
und  in  Ansaldus,  Discursus,  XI,  I.  Letzterer  schreibt:  Laben- 
tibus  fortunis  communis  debitoris  seu  quolibet  periculo  illius  de- 
coctionis  imminenti  jura  nostra  permittunt  et  expresse  deter- 
minant,  quod  maior  creditorum  pars  valeat  transigere  cum  eo- 
dem  debitore  eique  vel  indulgere  terminum  ad  solvendum  vel 
debiti  etiam  partem  remittunt,  adeo  ut  assentientibus  ceteris  queat 
judex  obstringere  renuentibus  ad  insequendum  voluntatem  majoris 
partis".  Auch  Jaeger  hebt  die  wirtschaftliche  Seite  des  Prä- 
ventivakkordes hervor  und  bemerkt:  „Eine  gesunde  Wirtschafts- 
politik sucht  dem  Konkurs  mit  allen  Kräften  vorzubeugen.  Er 
ist  nicht  nur  die  denkbar  teuerste  Liquidationsart  (ausweislich 

21)  Kohler  bei  Busch,  S.  556. 
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der  Statistik  zehrten  die  Konkurse  im  Laufe  des  Jahres  1901 
durchschnittlich  10,62°/o  der  Teilungsmassen  auf),  sondern  auch 
mit  einer  horrenden  Wertvernichtung  und  mit  den  schädlichsten 
Rückschlägen  auf  den  Verkehr  verknüpft.  Dass  „Konkursaus- 
verkäufe" Verschleuderungen  sind  und  dass  sie  die  Konkurrenz- 
geschäfte in  weitem  Umkreise  für  lange  Zeit  lahmlegen,  ja  rui- 
nieren können,  ist  bekannt.  Die  Ausverkäufe  und  Partiewaren- 
verkäufe werden  besonders  gefährlich,  wenn  —  wie  das  meist 
zu  geschehen  pflegt  —  Mittelspersonen  die  Bestände  grossen 
Warenhäusern  zuführen  und  diese  so  instandsetzen,  immer  wieder 
Waren  der  verschiedensten  Branchen  zu  Schleuderpreisen  anzu- 
bieten" 22).  In  seinem  bekannten  Kommentar  zur  Konkursord- 
nung sagt  Jaeger:  „Bei  der  Tatsache  des  rapiden  Sinkens  aller 
Vermögenswerte  im  Konkurse  bietet  der  Konkursabwendungs- 
vergleich namentlich  für  ausgedehnte  Handelsunternehmungen, 
deren  Sanierung  oder  ausserkonkursliche  Abwickelung  er  bei 
Zahlungsschwierigkeiten  ermöglichen  kann,  nicht  zu  unter- 
schätzende wirtschaftliche  Vorteile.  Er  verhütet  den  mit  Masse- 
ausverkäufen verbundenen  Wertverlust  und  ihre  schädlichen  Rück- 
schläge auf  den  Verkehr.  Er  erspart  die  beträchtlichen  Kon- 
kurskosten und  eröffnet  die  Möglichkeit,  den  ehrenhaftenGeschäfts- 
mann  vor  der  capitis  deminutio  des  Konkurses  zu  bewahren" 23). 
Ja,  sogar  die  den  Zwangsvergleich  im  Konkurse  im  Auge  habenden 
Motive  von  1874  heben  wirtschaftliche  Vorteile  hervor,  die 
ebensogut  auf  den  Präventivakkord  beziehbar  sind:  „Der  Weg 
der  Einziehung  und  Versilberung  des  ganzen  Vermögens  des 
Schuldners,  der  Auseinandersetzung  der  einzelnen  Gläubiger 
und  der  Verteilung  der  Masse  unter  sie  erreicht  die  Aufgabe  des 
Konkursverfahrens  sicher  und  ohne  Ausnahme.  Allein  unvoll- 
kommen schon  an  sich,  sofern  erst  der  schliessliche  Ausgang 
des  Verfahrens  nachweist,  dass  und  an  wen  gezahlt  worden 
ist,  und  es  der  ungewissen  Zukunft  überlässt,  ob  der  Schuldner 
zur  Tilgung  des  Restes  neue  Mittel  gewinnen  und  verwenden 
wird,  darf  dieser  Weg  nicht  der  einzige  sein,  in  den  das  Ver- 
fahren ausläuft  —  sc.  der  überhaupt  beschreitbar  ist  — ;  im 
Wege  des  Vergleichs  die  Quote  festzustellen,  führt  eher  und 

22)  Jaeger  in  der  Deutschen  Juristenzeitung,  1905,  Sp.  755,  756. 

23)  Jaeger,  S.  750. 
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besser  zum  Ziele.  Vorzüglich  am  Platze  ist  ein  Vergleich  dann, 
wenn  im  Einzelfalle  ein  erhebliches  Vermögensstück  nicht  oder 
schwer  einbringlich  erscheint  oder  wenn  Zweifel  und  Streit  über 
das  Bestehen  oder  den  Wert  erhobener  Ansprüche  die  Höhe 
der  Befriedigungsquote  ungewiss  machen.  In  allen  Fällen  aber 
erfordert  die  völlige  Durchführung  des  Verfahrens,  so  sehr  es 
vereinfacht  werden  mag,  den  grössten  Zeit-  und  Kostenaufwand. 
Die  Verringerung  des  einen  wie  des  anderen  erhöht  für  die 
Gläubiger  die  zu  erzielende  Quote.  Je  länger  das  Verfahren  dem 
Schuldner  die  Verfügung,  je  einschneidender  es  ihm  das  Ver- 
mögen entzieht,  desto  mehr  wird  sein  Geschäfts-  und  Erwerbs- 
leben ge-  oder  zerstört;  gibt  ein  Vergleich  den  Schuldner 
eher  und  unversehrter  der  freien  Geschäftstätigkeit  zurück,  so 
lassen  dem  Schuldner  nahestehende  Dritte  sich  bereit  finden, 
für  ihn  den  Gläubigern  Opfer  zu  bringen  und  gewinnen  ohne- 
dies die  Gläubiger  dadurch,  dass  der  Schuldner  wieder  befähigt 
wird,  durch  neue  Geschäftsverbindung  mit  ihnen  die  Verluste 
auszugleichen.  Und  nicht  bloss  die  Gläubiger  gewinnen,  auch 
das  Gemeinwesen  ist  interessiert,  auf  welchem  Wege,  wie 
schnell  und  in  welchem  Umfang  die  entstandene  Verkehrs- 
stockung, die  nie  auf  die  Person  des  einen  Schuldners 
beschränkt  bleibt,  oft  unabsehbar  in  weite  Kreise  eingreift, 
wieder  gehoben  wird"24). 

Der  Einwendungen  gegen  die  Notwendigkeit  und  Zweck- 
mässigkeit des  Präventivakkordes  sind  natürlich  Legion,  wie 
gegen  jede  Neuerung,  die  einen  Fortschritt  darstellt.  Sie  wenden 
sich  aber  in  der  Mehrzahl  gegen  die  Merkmale,  die  er  auch 
mit  dem  Zwangsvergleich  im  Konkurse  gemeinsam  hat,  können 
daher  durch  des  letzteren  Dasein  und  Daseinsberechtigung,  die 
kaum  noch  bestritten  wird,  als  abgetan  gelten.  Solche  freilich, 
bei  denen  Erscheinungen  angegriffen  werden,  die  beim  Konkurs- 
vergleich zwar  ebenfalls,  aber  nicht  in  so  starkem  Masse  auf- 
treten wie  beim  Präventivakkord,  verdienen  eine  Erwähnung. 

So  ist  der  Haupteinwand,  der  gegen  den  Präventivakkord 
erhoben  wird,  der,  dass  er  als  Einrichtung,  mit  deren  Hilfe  man 
sich  „möglichst  schmerzlos"  eines  Teiles  seiner  Schulden  ent- 
ledigen könne,  geradezu  eine  Prämie  für  leichtsinnige  Schulden- 

24)  Motive  von  1874,  S.  429  ff. 
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macher  zu  werden  drohe.  Das  Verfahren  lasse  sich  sonst,wenn 
es  die  nötigen  Garantien  gegen  Missbräuche  bieten  solle,  gegen- 
über dem  Zwangsvergleich  im  Konkurse  kaum  erheblich  be- 
schleunigen und  verbilligen.  Die  Notwendigkeit  eines  Gläubiger- 
aufrufs und  einer  gerichtlichen  Vergleichsverhandlung  liefere  doch 
der  „beschämenden  Öffentlichkeit"  aus.  Die  Hemmung  der 
Sonderexekutionen  endlich  sei  ohne  eine  Ausschliessung  der 
Verfügungsbefugnis  des  Schuldners  undurchführbar.  —  Ob  diese 
Besorgnisse  begründet  sind,  ist  jeweils  Tatfrage.  Es  ist  sehr 
wohl  ein  Verfahren  denkbar,  dem  diese  Mängel  eben  nicht 
anhaften,  womit  der  Einwand  entfällt. 

Ein  häufig  erhobener  Einwand  ist  der,  dass  der  Präventiv- 
akkord neben  einem  gut  geregelten  Akkord  im  Konkurse  zum 
mindesten  überflüssig  sei.  Wer  dem  Schuldner  die  Mittel  biete, 
vor  dem  Konkurs  einen  Akkord  abzuschliessen,  der  werde  es 
auch  im  Konkurse  tun.  Diese  Ansicht  ist  durchaus  unrichtig. 
Sie  berücksichtigt  weder  die  Motive,  die  Dritte  zur  Förderung 
eines  Akkordes  veranlassen,  noch  die  bereits  erwähnte  capitis 
deminutio,  die  ein  Konkurs  im  Gefolge  hat,  noch  die  damit 
zusammenhängende  Scheu  vor  dem  Konkurse.  Zur  Widerlegung 
kann  ich  keine  besseren  Worte  finden  als  die  überzeugenden 
Darlegungen  Jaegers:  „Verwandte  und  Freunde  des  Schuldners, 
die  zur  Verhütung  des  Konkurses  durch  Zuschüsse  oder 
Forderungserlass  erhebliche  Opfer  zu  bringen  bereit  wären, 
besinnen  sich  gar  oft  eines  anderen,  nachdem  die  Katastrophe 
doch  einmal  eingetreten  ist.  Dazu  kommt  der  Umstand,  dass 
der  Konkurs,  mag  er  verschuldet  sein  oder  nicht,  nicht  nur  die 
kaufmännische  Ehre  des  Kridars,  sondern  auch  seine  bürgerlichen 
und  staatsbürgerlichen  Rechte  bedeutend  herabmindert  und  darum 
die  Mehrheit  der  Schuldner  dazu  treibt,  sich  mit  verzweifelten 
Mitteln  möglichst  lange  über  Wasser  zu  halten.  In  diesem 
Fortwirtschaften  aus  Angst  vor  dem  Konkurse,  in  der  Ver- 
heimlichung des  Zusammenbruchs  liegt  die  grösste  Gefährdung 
der  Gläubiger,  und  gerade  hier  soll  der  Konkursabwendungs- 
vergleich vorbeugen  ....  Es  ist  unrichtig,  dass  nur  der  ver- 
schuldete Konkurs  eine  capitis  deminutio  nach  sich  ziehe,  un- 
richtig, dass  das  Schreckgespenst  des  Konkurses  ein  Ansporn 
zu  lauterer  Geschäftsgebarung  sei,  unrichtig,  dass  auch  im  Falle 
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des  Konkursabwendungsvergleichs  eine  zeitraubende  und  kost- 
spielige Liquidation  der  Masse  vorgenommen  werden  müsse""). 

Auch  die  Denkschrift  des  Reichsjustizamts  erhebt  wieder 
den  Einwand  der  Überflüssigkeit  mit  der  Begründung,  dass 
gewisse  Verfügungsbeschränkungen  und  die  Inanspruchnahme 
der  Öffentlichkeit  nicht  zu  entbehren  seien.  Daher  würde  ein 
solches  Verfahren  gewiss  nicht  die  Folge  haben,  dass  die 
jetzigen  aussergerichtlichen  Vergleiche  und  die  dabei  vorkommen- 
den Missbräuche  verschwinden  würden.  —  Dass  die  öffentliche 
Bekanntmachung  wohl  zu  entbehren  ist,  wird  weiter  unten  nach- 
zuweisen sein.  Dass  freilich  die  bisherigen  aussergerichtlichen 
Vergleiche  nebenher  noch  vorkommen  können,  soll  nicht  geleugnet 
werden,  und  das  wird  auch  keine  noch  so  vollkommene  Präventiv- 
akkordgesetzgebung der  Welt  verhindern  wollen  und  können. 
Jedenfalls  aber  steht  zu  erwarten,  dass  die  Mehrzahl  der  heutigen 
Arrangements  sich  diesem  Gesetze  unterwerfen  werden  und  dass 
vor  allem  —  und  das  ist  eigentlich  der  Zweck  des  Gesetzes  — 
in  solchen  Fällen,  in  denen  unter  heutigen  Verhältnissen  ein 
Arrangement  scheitert,  ein  Präventivakkord  erst  ermöglicht  wird. 

Die  Denkschrift  meint  sodann,  dass  die  zu  erreichende 
Dividende  nicht  so  hoch  sein  kann  wie  bei  einem  ausser- 
gerichtlichen Vergleich,  weil  die  Kosten  hinzukommen,  dass  sie 
aber  andererseits  auch  nicht  höher  sein  könne  als  im  konkurs- 
mässigen  Zwangsvergleich,  falls  das  Vergleichsverfahren  mit 
den  notwendigen  Garantien  ausgestattet  werden  solle26). 

Diese  Ansicht  ist  ebenfalls  unrichtig;  denn 

a)  bei  einem  zweckmässig  eingerichteten  Verfahren 
müssen  die  Kosten  geringer  sein  als  beim  konkursmässigen 
Zwangsvergleich,  weil  doch  das  auf  eigenem  Interesse  beruhende 
Vorgehen  des  Schuldners  das  Verfahren  ganz  anders  fördert 
und  erleichtert  als  ein  von  Gerichts  wegen  eingeleitetes  und 
weiter  zu  führendes  Verfahren  gegen  einen  interesselosen  oder 
gar  widerstrebenden  Schuldner. 

b)  Es  kommen  nicht  [lediglich  die  Kosten  inbetracht, 
sondern  auch  die  bereits  mehrfach  angedeuteten  Erwägungen, 
dass  der  Schuldner  sowie  Verwandte  und  Freunde  desselben 

25)  Jaeger  in  der  D.  Juristenzeitung,  1905,  Sp.  756,  757. 

26)  Denkschrift,  S.  8. 
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ein  ganz  anderes  Interesse  an  der  Vermeidung  eines  Konkurses 
überhaupt  als  an  der  Erzielung  eines  Zwangsvergleichs  nach 
einmal  erfolgter  Konkurseröffnung  haben.  Sie  werden  im  ersteren 
Falle  zu  ganz  anderen  Opfern  bereit  sein,  und  demgemäss  wird 
auch  die  zu  erzielende  Dividende  in  den  meisten  Fällen  entschieden 
höher  ausfallen. 

c)  Im  Falle  eines  Vorvergleiches  tritt  nicht  die  Entwertung 
der  Masse  ein,  die  bei  der  Konkurseröffnung  unvermeidlich  ist 
und  auch  durch  einen  nachträglichen  Zwangsvergleich  wohl 
gemindert,  aber  nicht  wieder  gänzlich  beseitigt  werden  kann. 

Die  Erfahrung  lehrt  ja,  dass  die  Akkordrate  im  konkurs- 
mässigen  Zwangsvergleich  niemals  so  hoch  wird  wie  vor  dem 
Konkurse.  So  hat  z.  B.  Philippson  dem  Ältestenkollegium  der 
Kaufmannschaft  zu  Berlin  ein  namentliches  Verzeichnis  von  50 
Firmen  übergeben,  die  den  vergeblichen  Versuch  gemacht  hatten, 
sich  mit  ihren  Gläubigern  aussergerichtlich  zu  einigen.  Das 
Resultat  war,  dass  statt  der  aussergerichtlich  angebotenen  54  0 k 
sich  in  25  Fällen  des  Zwangsvergleichs  und  in  den  Restfällen 
bei  Ausschüttung  der  Masse  durchschnittlich  27  °/o  als  Konkurs- 
dividende ergaben,  also  gerade  die  Hälfte.  In  einem  mir  vor- 
liegenden Falle  liegen  gegenüber  aussergerichtlich  angebotenen 
40  °/o  nur  10  °/o  in  der  Masse.  Es  ist  demnach  schwer 
ersichtlich,  wie  noch  behauptet  werden  kann,  dass  der  Zwangs- 
vergleich im  Konkurse  ebensoviel  ergebe  wie  der  Vorvergleich. 

Auch  die  Motive  von  1874  erheben  den  eigentümlichen 
Einwand  der  Überflüssigkeit  des  Verfahrens:  „Für  ein  solches 
Verfahren  wird  hauptsächlich  geltend  gemacht:  die  allgemeine 
Scheu  vor  jedem  Konkurse,  die  längere  Dauer  und  grosse  Kost- 
spieligkeit desselben  und  die  Entwertung  der  Masse  durch  eine 
gerichtliche  Verwaltung  .  .  .  Diese  Klagen  sind  in  hohem  Masse 
auf  Rechnung  der  Mängel  im  Konkursrecht  und  im  Verfahren 
zu  setzen;  wo  solche  bestehen,  mag  es  sein,  dass  der  „schlech- 
teste Ausgleich  noch  vorteilhafter  erscheint  als  eine  Einlassung 
in  den  Konkurs".  Findet  man,  wie  der  Entwurf  es  erstrebt, 
die  Vorrechte  beseitigt,  das  Konkursverfahren  erleichtert,  den 
Akkord  an  der  richtigen  Stelle  mit  weiter  Anwendbarkeit  und 
zutreffendem  Inhalt,  finden  die  Gläubiger,  dass  ihnen  freie  Ein- 
wirkung verliehen  ist  auf  die  Verwaltung  der  Aktiv-  und  Fest- 
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Stellung  der  Passivmasse,  so  werden  die  Klagen  und  jene  Scheu 
vor  dem  Konkurse  erheblich  nachlassen" 27).  Man  ersieht  üb- 
rigens hieraus,  wie  wenig  durchschlagend  in  Wahrheit  die  Mehr- 
zahl der  auf  die  Zukunft  gebauten  Einwendungen  ist.  Haben 
wir  doch  jetzt  eine  anerkannt  vollkommene  Konkursordnung  und 
eine  musterhafte  Regelung  des  Zwangsvergleichs  im  Konkurse, 
und  doch  wollen  die  Klagen  nicht  abnehmen,  und  der  Ruf  nach 
Einführung  des  Präventivakkordes  erschallt  lauter  und  ein- 
dringlicher als  je  zuvor. 

Inbezug  auf  die  bereits  erwähnte  Öffentlichkeit  des  Ver- 
fahrens sagt  die  Denkschrift  ferner:  „Dass  das  Vergleichsverfahren 
sich  nicht  unter  Ausschluss  der  Öffentlichkeit  vollziehen  kann, 
ist  selbstverständlich  und  wird  durch  die  ausländische  Gesetz- 
gebung gleichfalls  bestätigt.  Die  Notwendigkeit  öffentlicher  Be- 
kanntmachung ergibt  sich  schon  aus  dem  Bedürfnis  einer  sicheren 
Feststellung  der  beteiligten  Gläubiger."28)  Selbstverständlich  ist 
dieses  Verlangen  jedoch  keineswegs;  denn  Kisch  nimmt  z.  B. 
als  ebenso  „selbstverständlich"  an,  dass  keine  öffentliche  Bekannt- 
machung der  Einleitung  des  Verfahrens  stattfindet.29)  Im  übrigen 
operiert  die  Denkschrift  mit  zwei  ganz  verschiedenen  Begriffen, 
wenn  sie  einmal  vom  „Fehlen  einer  öffentlichen  Bekanntmachung" 
und  dann  von  „Ausschluss  der  Öffentlichkeit"  redet.  Wie  ich 
unten  zeigen  zu  können  glaube,  kann  das  Präventivakkordverfahren 
der  öffentlichen  Bekanntmachung  entraten,  ohne  deshalb  unter 
„Ausschluss  der  Öffentlichkeit"  stattzufinden. 

Wenn  die  Denkschrift  sodann  (S.  10)  befürchtet,  dass  in- 
folge der  Einführung  des  Gesetzes  die  Scheu  vor  einer  Zahlungs- 
einstellung schwinden  werde,  weil  der  Schuldner  immer  das 
verhältnismässig  günstige  Verfahren  des  Präventivakkordes  vor 
Augen  habe,  so  übersieht  sie  einmal,  dass  sie  sich  hiermit  im 
Widerspruch  zu  ihrer  eigenen  Darlegung  auf  Seite  9  befindet, 
wo  sie  das  Verfahren  als  überflüssig  hinstellt,  weil  die  Scheu 
vor  ihm  doch  viele  veranlassen  würde,  den  Weg  eines  voll- 
kommen aussergerichtlichen  Arrangements  zu  versuchen.  Zum 
andern  wird  auch  der  Umstand,  dass  bei  Ablehnung  des  Ver- 

27)  Motive  von  1874,  S.  431. 

28)  Denkschrift,  S.  8. 

29)  „Das  Recht",  Nr.  20,  1909. 
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gleichsvorschlages  eventuell  über  das  Vermögen  des  Schuldners 
sofort  der  Konkurs  eröffnet  werden  kann,  doch  wohl  den 
Schuldner  davon  zurückhalten,  sich  das  Verfahren  allzu  leicht 
vorzustellen  und  trotz  vorhandener  Zahlungsfähigkeit  zu  ver- 
suchen, durch  einen  Akkord  sich  in  bequemer  Weise  eines  Teiles 
seiner  Schulden  zu  entledigen. 

Ein  auch  im  Reichstage  bereits  geltend  gemachter  Ein- 
wand ist,  dass  dem  Gericht  die  Materialien  zu  einer  ent- 
sprechenden Prüfung  der  Verhältnisse  fehlen.  Jedoch  soll  eben 
die  gesetzliche  Regelung  des  Präventivakkordes  dem  Gericht 
eine  wirkliche  Prüfung  ermöglichen.  Dies  ist  ebenso  durch- 
führbar wie  die  Prüfung  z.  B.  in  dem  Fall,  wo  der  Gemein- 
schuldner zugleich  mit  dem  Antrage  auf  Konkurseröffnung  einen 
Zwangsvergleichsvorschlag  macht.  Es  hängt  dies  nur  von  der 
zweckentsprechenden  Fassung  der  Vorschriften  ab.  Sehr  wohl 
lässt  sich  eine  Lösung  denken,  die  eine  gründliche  Sicherung 
aller  Interessen  verbürgt  und  doch  den  Präventivakkord  sich 
deutlich  vom  Zwangsvergleich  im  Konkurse  abheben  lässt. 

Wenn  man  endlich  meint,  dass,  soweit  das  ausländische 
Recht  neben  dem  konkursmässigen  Zwangsvergleich  ein  gericht- 
liches Vergleichsverfahren  behufs  Abwendung  des  Konkurses 
•  eingeführt  habe,  dies  seine  Erklärung  darin  finde,  dass  dort  ab- 
weichend vom  Standpunkt  des  deutschen  Rechts  die  Konkurs- 
eröffnung als  solche  mit  schweren,  den  Konkurs  überdauernden 
Nachteilen  inbezug  auf  die  persönliche  Rechtsstellung  des 
Gemeinschuldners  verbunden  sei,  so  ist  dem  entgegenzuhalten, 
dass  dies  nur  ein  Unterscheidungsmerkmal  mehr  ist  statt  der 
angeblichen  Kongruenz  beider  Institute  und  dass  es  auch  für 
das  deutsche  Konkursrecht  ausserordentlich  wünschenswert  ist, 
derartige  Wirkungen  einzuführen.  Ich  möchte  somit  aus  diesem 
Einwände  vielmehr  folgern,  solche  Wirkungen  über  den  Konkurs 
hinaus  bis  zur  völligen  Erfüllung  der  Verbindlichkeiten  durch 
den  Gemeinschuldner  fortdauern  zu  lassen,  damit  für  ihn  ein 
Antrieb  zu  deren  Erfüllung  bestehe,  auch  wenn  es  nur  Natural- 
obligationen sind.  So  sagt  auch  Jaeger:  „Dass  man  einem 
Manne,  der  durch  eigene  Schuld  in  Konkurs  geraten  ist,  den 
Vollgenuss  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  versagt,  bis  er  seine 
Verbindlichkeiten  berichtigt  hat,  ist  ein  gesunder,  der  Billigkeit 
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durchaus  entsprechender  Gedanke".30)  Auch  im  Reichstage  ist 
bei  der  Beratung  der  Novelle  im  Jahre  1898  bemängelt  worden, 
dass  bei  uns  der  Schuldner  nach  Beendigung  des  Konkurses 
wieder  in  die  vollen  bürgerlichen  Ehren  eintritt. 

Die  Denkschrift  scheint  dagegen  diesen  Einwand  für  sehr 
erheblich  zu  halten ;  wenigstens  verweilt  sie  mit  einer  gewissen 
Befriedigung  dabei  und  sucht  bei  fast  jeder  Einzeldarstellung 
des  Verfahrens  in  den  verschiedenen  Ländern  immer  hervorzu- 
heben, dass  der  Präventivakkord  vornehmlich  mit  Rücksicht  auf 
die  öffentlich-rechtlichen  Folgen  des  Konkursverfahrens  für  den 
Gemeinschuldner  eingeführt  worden  sei. 31)  Sollte  es  wirklich 
für  einen  Gemeinschuldner,  der  durch  den  Zusammenbruch  seines 
Geschäftes  in  Konkurs  geraten  ist,  die  grösste  Kümmernis  sein, 
dass  ihm  das  Wahlrecht  genommen  ist?  Sollte  wohl  ein  Gesetz- 
geber von  dem  Gedanken  ausgehen:  „Der  Konkurs  hat  doch 
für  den  Gemeinschuldner  gar  zu  üble  Folgen  auf  politischem 
Gebiete.  Nun  wollen  wir  doch  diese  unerwünschten  Folgen 
beseitigen,  indem  wir  ein  ganz  neues  Verfahren  schaffen,  welches 
diese  Wirkungen  nicht  hat!"  Läge  es  denn  da  nicht  entschieden 
näher,  das  Konkursgesetz  selbst  dieser  allzudrückenden  Konse- 
quenzen zu  entkleiden? 

Historisch  interessant  ist  übrigens,  dass  man  vor  Ein- 
führung des  konkursmässigen  Zwangsvergleichs  in  das  Verfahren 
mit  denselben  Worten  gegen  diesen  gesprochen  hat  wie  jetzt 
gegen  den  Präventivakkord.  So  sagt  z.  B.  Gurzenhäuser :  „Eine 
Mehrheit  der  Gläubiger  scheint  mir  sich  eben  nicht  bilden  zu 
können,  ohne  dass  durch  richterlichen  Bescheid  festgestellt  sei,  wer 
denn  Gläubiger  sei  und  mit  welchem  Betrage.  Eine  solche  Fest- 
stellung kann  aber  erst  erfolgen  nach  Durchführung  des  ganzen 
Konkurses,  also  zu  einer  Zeit,  wo  es  für  den  Schuldner  keinen 
Wert  mehr  hat,  ob  ein  Vergleich  zustande  kommt." 32)  Ebenso 
Knepler:  „Ich  glaube,  dass  eine  solche  Institution,  welche 
prinzipiell  den  Keim  der  Demoralisation  (!)  in  sich  trägt,  nicht 
zu  einer  rechtlichen  Institution  erhoben  werden  soll.  Sie  soll 
nur  als  ein  vorübergehender  Notbehelf  anerkannt  werden,  der 

-r-^  !  

30)  Jaeger,  Kommentar,  S.  209. 

31)  Vergl.  z.  B.  Denkschrift,  Seite  33,  Note  72;  S.  37,  Nr.  9  Abs.  1. 

32)  Verhandlungen  d.  6.  deutschen  Juristentages,  1868,  Bd.  3,  S.  123. 
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über  kurz  oder  lang  durch  Verbesserung  der  Konkursordnung 
überall  wird  entbehrlich  gemacht  werden" 33).  Auch  die  Denk- 
schrift scheint  dem  Zwangsvergleich  als  solchem  ungünstig  ge- 
sinnt zu  sein,  weil  sie  häufig  bei  ihren  statistischen  Angaben 
die  Zahl  der  abgeschlossenen  Zwangsvergleiche  mit  den  Präven- 
tivakkorden zusammenrechnet,  diese  Summe  der  Zahl  von  durch- 
geführten Konkursen  gegenüberstellt  und  verhältnismässig  gering- 
fügig findet.  Damit  will  sie  auf  den  geringen  Wert  hindeuten, 
den  sie  offensichtlich  dem  inner-  wie  ausserkonkurslichen  Zwangs- 
vergleich beimisst. 

Die  sämtlichen  Einwände,  die  gegen  den  Präventivakkord 
geltend  gemacht  werden,  laufen  demnach  im  Kern  auf  das  eine 
Bedenken  hinaus,  dass  es  ausnehmende  Schwierigkeiten  bereiten 
werde,  einen  den  Wünschen  aller  Beteiligten  entsprechenden  und 
zugleich  dem  Erfordernis  einer  zuverlässigen  Kontrolle  des 
Verfahrens  genügenden  Modus  zu  finden.  Diese  Schwierigkeit 
soll  ja  auch  nicht  ^bestritten  werden;  aber  es  folgt  doch  nicht 
daraus,  dass  man  die  Sache  liegen  lassen  müsse,  weil  sie  so 
schwierig  sei.  Die  deutsche  Rechtswissenschaft  hat  schon 
bedeutend  kompliziertere  Probleme  gelöst.  Und  was  nahezu 
dem  gesamten  Ausland  möglich  gewesen  ist,  davor  sollten  wir 
zurückschrecken? 

III.  Der  Präventivakkord  in  seiner  praktischen 
Anwendung. 

In  der  Tat  hat  der  Präventivakkord  in  den  Gesetzgebungen 
fast  aller  Länder  eine  Stätte  gefunden.  Er  ist  auch  kein  Kind 
der  Neuzeit.  Schon  im  justinianeischen  Recht  finden  sich  Vor- 
läufer davon.  Zunächst  wurde  der  Akkord  für  die  insolvente 
Erbschaft  eingeführt.  Bei  überschuldeter  Erbschaft  trug  der 
Erbe  natürlich  Bedenken,  die  Erbschaft  anzunehmen.  Da  konnte 
denn  durch  Mehrheitsbeschluss  der  Gläubiger,  der  die  nicht 
Zustimmenden  unter  der  Bedingung  band,  dass  der  Vergleich 
causa  cognita  die  Bestätigung  des  Richters  finde,  ein  Nachlassver- 
gleich mit  ihnen  abgeschlossen  werden.  Hierdurch  wurde  die 
Schonung  der  fama  defuncti  erreicht,  da  es,  falls  sich  kein  Suk- 
zessor gefunden  hätte,  zu  der  infamierenden  bonorum  venditio 

33)  eod.  S.  124. 
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gekommen  wäre.  Später  dehnte  dann  die  gemeinrechtliche  Praxis 
in  den  meisten  Staaten  dieses  Prinzip  auf  alle  Fälle  der  In- 
solvenz aus. 

Handelte  es  sich  hier  um  den  teilweisen  Erlass,  so  bildete 
sich  andererseits  auch  der  Stundungsvergleich  aus.  Wenn  die 
Mehrheit  der  Gläubiger  dafür  ist,  soll  statt  der  cessio  bonorum 
eine  quinquennii  dilatio  stattfinden,  ja  selbst  dann,  wenn  sich 
Stimmengleichheit  ergibt.  Von  dieser  Stundung  werden  selbst 
die  Hypothekargläubiger  betroffen;  die  Verjährung  ist  unterdessen 
gehemmt.  Von  wann  diese  Einrichtung  datiert,  ist  nicht  fest- 
zustellen. Die  Konstitution  h.  8  Cod.  qui  bon.  VII.  71  setzt 
als  bekannt  voraus,  dass  der  Magistrat  aufgrund  einer  Summen- 
und  Personenmajorität  der  Gläubiger,  ja,  eventuell  sogar  bei 
Stimmengleichheit  eine  fünfjährige  Stundung  dekretieren  kann. 
Wie  Hellmann  sagt,  waren  „beide  Einrichtungen  des  römischen 
Rechts  nicht  bestimmt,  die  Aufhebung  eines  bereits  eingeleiteten 
Verfahrens  der  missio  in  bona  herbeizuführen,  sondern  vielmehr 
zur  Abwendung  dieses  Verfahrens  bestimmt  und  zwar  die  erstere 
zur  Schonung  der  fama  defuncti,  die  letztere  zur  Ersparung  des 
miserabile  auxilium  cessionis  bonorum"34).  Diesen  Grund  gibt 
auch  die  oben  genannte  Stelle  des  Codex  an :  „ .  .  .  Qui  au- 
diendi  sint?  (nämlich  die,  die  für  die  cessio  oder  die  für  die 
dilatio  stimmen?)  In  tali  itaque  dubitatione  nemini  putamus 
esse  ambiguum,  quod  sentimus,  et  quod  humaniorem  sententiam 
pro  duriore  eligimus."  Dass  der  Präventivakkord  auch  im 
Mittelalter  keine  seltene  Erscheinung  war,  beweist  die  oben 
(S.  26)  zitierte  Stelle  aus  Ansaldus. 

In  der  neueren  Zeit  endlich  gibt  es  kaum  ein  zivilisiertes 
Land,  in  dem  der  Präventivakkord  sich  nicht  Bürgerrechte  er- 
worben hat.35) 

So  kennt  ihn  England  schon  seit  dem  Jahre  1849  und 
zwar  gleich  in  zwei  verschiedenen  Formen,  nämlich: 

1)  das  arrangement  under  the  superintendence 
and  the  control  of  the  court,  ein  Verfahren,  welches 
unter  ziemlich  weitgehender  Aufsicht  und  Mitwirkung  des  Ge- 

34)  Hellmann,  S.  524. 

35)  Die  folgenden  Angaben  beruhen  grösstenteils  auf  der  Denk- 
schrift des  Reichs-Justizamts,  auf  Leske-Löwenfeld  und  Borchardt. 
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richts  stattfand,  wie  ja  auch  schon  sein  Titel  andeutet,  und  das 
im  wesentlichen  den  Regeln  des  Zwangsvergleichs  im  Konkurse 
folgt;  es  findet  hier  auch  eine  öffentliche  Bekanntmachung  statt; 

2.  Das  arrangement  by  deed,  ein  vollkommen  ausser- 
gerichtliches  Verfahren,  welches  nur  nach  Abschluss  gerichtlich 
registriert  wurde.  Die  Wirkung  war  die,  dass  3  Monate  nach 
der  Registrierung  auch  das  Gebundensein  der  Gläubiger  eintrat, 
die  am  Verfahren  nicht  teilgenommen  hatten.  Weil  jedoch  hier- 
mit der  aussergerichtliche  Akkord  ungebührlich  erleichtert  wurde, 
trat  in  der  öffentlichen  Meinung  eine  Reaktion  ein,  und  im 
Jahre  1861  wurden  beide  Verfahren  abgeschafft.  Dafür  wurde 
neben  der  Erleichterung  des  konkurslichen  Zwangsvergleichs 
wieder  ein  anderer  aussergerichtlicher  Vergleich  zugelassen,  der 
mit  einfacher  Personen-  und  3U  Summenmajorität  ohne  öffent- 
liche Ladung  und  ohne  Mitwirkung  des  Gerichts  beschlossen 
werden  konnte  und  sofort  mit  der  Registrierung  sämtliche  Gläubiger 
band.  Da  aber  auch  dieses  Gesetz  mancherlei  unerwünschte 
Folgen  zeitigte,  wurde  1868  eine  Abänderung  vorgenommen. 
Bei  der  Neuredaktion  des  Bankruptcy  Act  im  Jahre  1869  ent- 
schloss  man  sich  dann  trotz  vielfacher  Gegenströmungen,  einen 
7.  ursprünglich  nicht  vorgesehenen  Teil  einzufügen;  —  im 
ersten  Entwurf  enthielt  diese  Konkursordnung  weder  einen 
aussergerichtlichen  noch  auch  einen  gerichtlichen  Vergleich.  — 
Alle  Einwendungen,  die  aufgrund  der  geschichtlichen  Entwickelung 
in  England  also  gegen  den  Präventivakkord  erhoben  werden 
könnten,  richten  sich  gleicherweise  an  die  Adresse  des  kon- 
kursmässigen  Zwangsvergleichs.  Dieser  7.  Teil  enthält  wieder 
die  beiden  zuerst  genannten  Verfahren  unter  neuen  Bezeich- 
nungen, nämlich: 

1)  die  liquidation  by  arrangement,  ein  unter  ge- 
richtlicher Aufsicht  und  Mitwirkung  durchgeführtes  Verfahren 
zur  Abwicklung  einer  notleidenden  Masse; 

2)  die  composition  with  creditors,  ein  absolut 
aussergerichtliches  Verfahren.  Aufgrund  eines  vom  Schuldner 
aufgestellten  Kreditorenverzeichnisses  und  Vergleichsvorschlages 
wird  eine  Gläubigerversammlung  einberufen,  die  mit  einfacher 
Personen-  und  3/±  Summenmajorität  den  Vergleich  annehmen 
kann.    Sodann  aber  muss  nach  8  —  14  Tagen  Zwischenraum 
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eine  zweite  Versammlung  stattfinden,  in  der  nochmals  und  dies- 
mal definitiv  über  den  Vergleich  abgestimmt  wird.  Wird  er 
nunmehr  mit  einfacher  Personen-  und  Summenmajorität  ange- 
nommen, so  wird  der  Akkord  gerichtlich  registriert  und  ist  damit 
für  alle  in  dem  Verzeichnis  angeführten  Gläubiger  bindend. 

3)  Für  alle  unter  die  Companies  Acts  von  1862  und  1867 
fallenden  handelsrechtlichen  Gesellschaften  ist  sodann  durch  den 
Joint  Stock  Companies  Arrangement  Act  von  1870 
ein  besonderes  Verfahren  geschaffen  worden.  Auf  Antrag  eines 
Liquidators  oder  Gläubigers  beruft  das  Gericht  eine  Gläubiger- 
versammlung zur  Beschlussfassung  über  einen  Vergleich.  Zur 
Annahme  ist  einfache  Personen-  und  ZU  Summenmajorität  er- 
forderlich. Genehmigt  das  Gericht  den  Vergleich,  so  bindet 
er  alle  Aktionäre  und  Gläubiger. 

Alle  diese  Gesetze  sind  in  den  Jahren  1883,  1890  und 
1900  revidiert  worden;  das  Prinzip,  die  Möglichkeit  der  Er- 
langung eines  Zwangsvergleichs  vor  dem  Konkurse,  ist  dabei 
erhalten  geblieben.  Nur  hat  man,  weil  gar  zu  viele  Klagen 
über  betrügerisches  Vorgehen  sich  erhoben,  eine  erhebliche  Ver- 
schärfung der  Kautelen  eintreten  lassen.  Der  Präventivakkord 
teilt  sich  jetzt  in  zwei  verschiedene  Verfahren,  von  denen  das 
eine  unter  gerichtlicher  Aufsicht  stattfindet,  das  andere  nur  einem 
Registrierungszwang  unterliegt. 

a)  Die  liquidation  by  arrangement  kann  nur  ein- 
treten auf  einen  gestellten  Konkursantrag  hin.  Nachdem  ein 
solcher  Antrag  von  dem  Schuldner  oder  einem  Gläubiger  ge- 
stellt ist,  erfolgt  nicht,  wie  bei  uns,  sofort  die  Konkurseröffnung, 
sondern  das  Gericht  erlässt  zunächst  nur  die  Einleitungsver- 
verfügung zu  einem  Vorverfahren,  die  Receiving  order.  Ein 
Beamter,  der  official  receiver,  wird  zum  Verwalter  der 
Masse  ernannt;  der  Schuldner  behält  zwar  den  Besitz  der 
Masse,  verliert  aber  die  Verfügungsmacht.  Es  steht  nunmehr 
dem  Schuldner  frei,  bis  zu  einer  sofort  einzuberufenden  Gläubiger- 
versammlung einen  Vergleichsvorschlag  einzubringen.  Wird  in 
dieser  Versammlung  der  Vergleich  mit  einfacher  Personen-  und 
ZU  Summenmajorität  angenommen,  wobei  auch  zuvor  schriftlich 
eingegangene  Zustimmungs-  oder  Ablehnungserklärungen  Berück- 
sichtigung finden,  so  wird  der  Akkord  vom  Gericht  geprüft. 


Dieses  kann  ihn  verwerfen,  wenn  es  ihn  für  unzweckmässig 
oder  unvernünftig  hält  oder  wenn  einer  der  Gründe  vorliegt, 
wo  es  einem  Gemeinschuldner  die  Erteilung  der  discharge  ver- 
sagen müsste,  sofern  in  diesem  Falle  nicht  für  wenigstens  Zl^l^lo 
der  Masse  Sicherheit  geboten  wird.  Der  Beschluss  des  Gerichts 
wird  öffentlich  bekannt  gemacht.  Versagt  das  Gericht  die  Be- 
stätigung, so  erfolgt  die  adjudication  of  bankruptcy,  und  erst 
von  diesem  Augenblick  an  wird  der  Schuldner  als  Gemeinschuld- 
ner und  das  Verfahren  als  eigentliches  Konkursverfahren  mit 
seinen  daraus  entstehenden  Sonderwirkungen  angesehen. 

Kommt  so  dieses  Verfahren  dem  1849  eingeführten  arran- 
gement  under  the  superintendence  and  the  control  of  the  court 
nahe,  so  ist 

b)  der  Deed  of  Arrangement  Act  von  1887  eine 
Neubelebung  des  arrangement  by  deed.  Man  wollte  zwar  die 
Kontrolle  über  das  Arrangement  verschärfen,  sah  aber  doch  ein, 
dass  man  durch  Alleineinführung  des  unter  a)  genannten  Ver- 
fahrens die  Gläubiger  wieder  auf  die  Bahn  der  überhaupt  nicht 
kontrollierten  Privatarrangements  drängen  würde,  und  bestimmte 
deshalb,  dass  von  nun  an  alle  Privatarrangements  zur  Regi- 
strierung angemeldet  werden  müssten. 

Eine  deed  ist  eine  förmliche  Urkunde,  die  sowohl  einen 
Nachlass,  eine  Stundung  und  dergl.,  als  auch  eine  Vermögens- 
übertragung (assignment  =  cessio  bonorum)  an  einen  trustee, 
einen  Salmann,  zum  Gegenstande  haben  kann.  Letzteres  ist  in 
der  Mehrzahl  der  deeds  der  Fall.  Der  Hauptunterschied  von 
der  liquidation  ist  der,  dass  eine  deed  nur  vor  dem  Erlass 
einer  receiving  order  getätigt  werden  kann.  Der  Schuldner  über- 
trägt aus  eigenem  Antrieb  sein  ganzes  Vermögen  auf  einen 
Dritten,  meist  einen  seiner  Hauptgläubiger,  der  sich  dafür  dem 
Schuldner  gegenüber  verpflichtet,  die  Gläubiger  in  gewisser 
Weise  ratierlich  zu  befriedigen.  Sämtliche  Gläubiger  werden 
seitens  des  Schuldners  aufgefordert,  ihren  assent.  —  ihre  Zustim- 
mungserklärung zu  geben.  Hiermit  verzichtet  der  Gläubiger  auf 
jede  anderweite  Regulierung.  Binnen  einer  Woche  nach  der 
ersten  Unterschrift  muss  die  deed  bei  Strafe  der  Nichtigkeit  dem 
Gericht  zur  Registrierung  angemeldet  sein. 
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Zwar  besteht  hier  kein  Zwang  zum  Beitritt;  doch  wird 
ein  indirekter  Zwang  ausgeübt:  Die  in  der  deed  verzeichneten 
Vermögensstücke  bleiben  nämlich  für  die  assentierenden  Gläubiger 
reserviert.  Die  rechtliche  Wirksamkeit  des  Vergleiches  tritt  erst 
ein,  wenn  drei  Monate  seit  seiner  Registrierung  verstrichen  sind, 
ohne  dass  inzwischen  auf  Antrag  eines  nicht  assentierenden 
Gläubigers  der  Konkurs  eröffnet  worden  ist.  Eine  solche  Kon- 
kurseröffnung kann  allerdings  leicht  herbeigeführt  werden,  da 
das  englische  Gesetz  in  der  Vermögensübertragung  einen  Akt 
der  Zahlungseinstellung  erblickt.  Ist  ein  solcher  Antrag  jedoch 
nicht  eingegangen,  so  ist  der  Akkord  unanfechtbar  geworden. 
Der  trustee  muss  sodann  alljährlich  dem  Board  of  Trade  Ab- 
rechnung über  seine  Verwaltung  vorlegen,  die  aber  nur  statisti- 
schen Zwecken  dient. 

c)  Ebenfalls  dem  Präventivakkord  im  weiteren  Sinne  zu- 
zurechnen, wenn  auch  meistens  eine  Art  Moratorium  darstellend, 
und  vielleicht  deshalb  von  der  Denkschrift  des  Reichsjustizamts 
überhaupt  nicht  erwähnt,  ist  das  Institut  der  administration 
order  nach  der  Sektion  122  des  Bankruptcy  Act  von  1893. 
Wenn  gegen  einen  Schuldner,  dessen  Gesamtschulden  die  Höhe 
von  50  nicht  übersteigen,  ein  Urteil  eines  Cpunty  Court 
ergangen  ist,  kann  dieser  Schuldner  den  Erlass  einer  Admini- 
stration Order  nachsuchen.  Gibt  das  Gericht  nach  in  Gegen- 
wart der  Gläubiger  erfolgter  Anhörung  des  Schuldners  diesem 
Ersuchen  statt,  so  hat  der  Schuldner  seine  ganze  Schuld  oder 
einen  gewissen  Teil  derselben  in  Ratenzahlungen,  deren  Lauf 
sich  bis  auf  6  Jahre  erstrecken  kann,  zu  tilgen.  Diese  Zahlungen 
haben  aber  ans  Gericht  zu  erfolgen. 

Wirkung  dieser  Order  ist  Sistierung  aller  Zwangsvoll- 
streckungen gegen  den  Schuldner  wegen  der  zur  Zeit  des  Er- 
lasses der  Order  dem  Gericht  bekannten  sowie  aller  nachträglich 
eingegangenen  Verbindlichkeiten.  Von  den  eingehenden  Beträgen 
werden  zunächst  die  Kosten  des  Klägers,  der  das  Urteil  erwirkt 
hatte,  sodann  die  auf  2  sh.  pro  pauschalierten  Gerichts- 
kosten gedeckt,  und  erst  der  Rest  wird  an  die  Gläubiger 
ratierlich  verteilt.  Bei  Nichtzahlung  der  fälligen  Raten  kann  der 
Schuldner  vom  Gericht  in  Haft  genommenwerden. 
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Von  diesen  Verfahrensarten  nimmt  das  erste  eine  Mittel- 
stellung zwischen  dem  eigentlichen  Präventivakkord  und  dem 
konkursmässigen  Zwangsvergleich  ein,  auch  der  Zeit  seiner  Ab- 
schliessung  nach.  Es  hat,  seiner  praktischen  Anwendung  gemäss 
zu  schliessen,  nur  geringe  Bedeutung  erlangt.  Im  Jahre  1905 
sind  auf  4738  receiving  Orders  hin  nur  24  Präventivakkorde 
geschlossen  worden.36)  Andererseits  sind  aber  auch  noch 
weniger  Zwangsvergleiche  während  des  Konkurses,  nämlich  nur 
14,  zustande  gekommen.  Hierzu  trägt,  wie  auch  der  Bericht 
des  amtlichen  Untersuchungskomitees  hervorhebt,  hauptsächlich 
der  Umstand  bei,  dass  das  Gesetz  eine  zu  hohe  Mindestdividende 
verlangt.  Das  Gericht  muss  ja,  wie  oben  dargelegt,  seine  Zu- 
stimmung zu  dem  Akkorde  verweigern,  wenn  es  einen  der  Um- 
stände für  vorliegend  erachtet,  unter  denen  es  im  Konkursfalle  die 
Erteilung  der  discharge  versagen  müsste,  sofern  hierbei  nicht 
für  wenigstens  371/2°/o  der  Konkursforderungen  Garantie  für 
Befriedigung  geboten  werden  kann.  Das  Komitee  bestätigt, 
dass  „this  limit  is  almost  prohibitive  and  often  prevents  cre- 
ditors  from  obtaining  advantageous  compositions  and  arrange- 
ments" 37).  Es  ist  der  Ansicht,  dass  die  Grenze  auf  25°/o 
herabgesetzt  werden  dürfte.  Dass  diese  Verfahrensform  sich 
daher  unter  den  heutigen  Verhältnissen  keiner  allzugrossen 
Beliebtheit  erfreut,  ist  leicht  begreiflich.  Die  Mehrzahl  der 
Schuldner  wird  eben  darnach  trachten,  noch  vor  der  receiving 
order  ein  Arrangement  abzuschliessen  und  wir  sehen  in  der 
Tat,  dass  in  dem  gleichen  Jahre  4082  deeds  of  arrangement 
getätigt  worden  sind.  Die  Gefahr  der  Wiederaufhebung  während 
der  dreimonatigen  Schwebefrist  fällt  kaum  ins  Gewicht,  da  sich 
der  Schuldner  doch  jede  erdenkliche  Mühe  geben  wird,  den 
einmal  zustandegebrachten  Vergleich  nun  auch  aufrecht  zu  er- 
halten. Es  sind  auch  von  diesen  4082  deeds  nur  243  durch 
nachträgliche  Konkurseröffnung  wieder  aufgehoben  worden. 

Wenn  nun  die  Denkschrift  meint,  „die  Schlussfolgerung 
aber,  dass  die  Gläubiger  im  allgemeinen  mit  diesem  ausser- 
gerichtlichen  Verfahren  zufrieden  seien,  wird  man  aus  jener 


36)  Denkschrift,  S.  18. 

37)  Report  .  .  .  S.  17. 
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Tatsache  nicht  ohne  weiteres  ziehen  können"38)  und  diese  den 
angegebenen  Zahlen  direkt  widersprechende  Behauptung  dadurch 
zu  stützen  sucht,  dass  sie  sagt:38)  „Tatsächlich  wird  über  vor- 
kommende Missbräuche  und  Schädigungen  namentlich  der  aus- 
wärtigen Gläubiger  geklagt,  insbesondere  in  der  Richtung,  dass 
Schuldner,  die  in  Wirklichkeit  gar  nicht  zahlungunfähig  seien, 
das  Verfahren  nur  als  Mittel  benutzten,  um  gegen  Preisgebung 
einer  kleinen  Quote  der  Aktiva  ihrer  sämtlichen  Schulden  ledig 
zu  werden,  oder  dass  die  meist  von  Anwälten  des  Schuldners 
bestellten  trustees  weniger  die  Interessen  der  Gläubiger  als  ihre 
und  ihres  Auftraggebers  Interessen  wahrnehmen",  so  sind  dies 
alles  nur  auf  Gerüchte  und  Mutmassungen  aufgebaute  Argumente. 
Die  Denkschrift  muss  selbst  zugeben,  dass  der  von  dem  Board 
of  Trade  dem  Parlament  vorgelegte  amtliche  Bericht  des  Inspector- 
General  in  Bankruptcy  von  1904  „keinen  Grund  hat  zu  be- 
zweifeln, dass  die  deeds  in  der  grossen  Mehrzahl  der  Fälle 
ehrlich  und  erfolgreich  ausgeführt  würden,  wenn  schon  Klagen 
einliefen".  Der  Bericht  des  Komitees  denkt  nicht  im  geringsten 
an  eine  Abschaffung  dieses  Verfahrens;  er  empfiehlt  nur  einige 
Massregeln  zu  seiner  Verbesserung.  Es  lässt  sich  nämlich  nicht 
verhehlen,  dass  die  Gläubiger  jetzt  keinen  Einfluss  auf  die  Wahl 
des  trustee  haben,  der  vielmehr  vom  Schuldner  nach  Gutdünken 
ausgesucht  wird.  Der  einzige  Weg  ferner,  einen  schlecht  wirt- 
schaftenden trustee  zur  Rechenschaft  zu  ziehen,  ist  der,  einen 
Zivilprozess  gegen  ihn  anzustrengen,  dessen  Kosten  aber  zu- 
nächst den  vorgehenden  Gläubiger  treffen.  Das  Verfahren  würde 
daher  bedeutend  verbessert  werden,  wenn  die  Vermögensüber- 
tragung gemäss  dem  Vorschlage  des  Komitees  erst  in  oder 
nach  einer  Gläubigerversammlung  und  nur  an  einen  solchen 
trustee  erfolgen  dürfte,  mit  dessen  Person  die  Mehrheit  der 
Gläubiger  einverstanden  ist.  Dazu  müsste  der  trustee  halb- 
jährlich auch  der  Gläubigerschaft  Rechnung  über  seine  Ver- 
waltung ablegen. 

Ein  weiteres  Zeichen  dafür,  dass  die  Einrichtung  des  ar- 
rangement  by  deed  sehr  beliebt  ist,  bietet  der  Umstand,  dass 
das  Komitee  eine  Herabsetzung  der  dreimonatigen  Schwebefrist  auf 
einen  Monat  empfiehlt,  sodass  die  deed  bereits  nach  Ablauf 

38)  Denkschrift,  S.  19. 
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eines  Monats  seit  ihrer  Registrierung  unanfechtbar  sein  würde, 
falls  nicht  bis  dahin  der  Konkurs  beantragt  ist.  Damit  würde 
ermöglicht,  dass  der  trustee  eher  mit  der  Verwertung  der  Masse 
und  Befriedigung  der  Gläubiger  vorgehen  kann,  ohne  befürchten 
zu  müssen,  dass  seine  Massnahmen  wieder  rückgängig  gemacht 
werden  können. 

Das  Institut  der  Administration  Order  endlich  hat  sich  als 
sehr  segensreich  namentlich  für  die  unteren  Bevölkerungsklassen 
erwiesen,  die  etwa  ihren  Kaufleuten  und  dergl.  kleinere  Summen 
schulden.  Anstatt  solche  Leute  in  Konkurs  zu  erklären  und 
ihre  wenigen  Habseligkeiten,  die  vielleicht  nur  in  ihren  Händen 
Wert  besitzen,  ihnen  zu  nehmen,  wird  ihnen  gestattet,  unter 
Kontrolle  des  Gerichts  ihre  Schulden  von  ihrem  Arbeitsverdienst 
allmählich  abzutragen.  Der  Zwang  zur  Erfüllung  liegt  in  der 
Möglichkeit,  die  pfandfreie  Habe  des  Schuldners  jederzeit  zum 
Verkauf  zu  bringen  und  den  Schuldner  selbst  verhaften  zu  dürfen. 
Dieses  System  wird  von  den  beteiligten  Kreisen  für  so  wirkungs- 
voll gehalten,  dass  vielfach  der  Wunsch  ausgesprochen  worden 
ist,  seine  Wirkung  auch  auf  solche  Schuldner  zu  erstrecken, 
deren  Schulden  100  nicht  übersteigen.  Zur  Verhütung  von 
Missbräuchen  wird  dazu  gefordert,  dass  bei  den  einzelnen  Ge- 
richten eine  Liste  dieser  Schuldner  geführt,  den  übrigen  Gerichten 
mitgeteilt,  und  gegen  geringe  Gebühr  zur  öffentlichen  Einsicht  aus- 
gelegt werde,  damit  kein  Schuldner  sich  durch  Verziehen  in  einen 
anderen  Bezirk  seinen  Zahlungsverpflichtungen  entziehen  und  an 
seinem  neuen  Aufenthaltsort  neue  Schulden  kontrahieren  könne. 

Dass  eine  solche  administration  order  nur  erlassen  werden 
kann,  nachdem  zuvor  ein  Urteil  gegen  den  betreffenden  Schuldner 
ergangen  ist,  dürfte  eine  unzweckmässige  Bestimmung  sein. 
Auch  der  Report  wünscht,  dass  diese  Beschränkung  fallen  möge, 
damit  jeder  Schuldner  aus  eigenem  Antriebe  und  auch  ohne  dass 
ihn  ein  Gläubiger  drängt,  den  Erlass  der  Order  beantragen  könne. 

Für  IRLAND  verläuft  der  Präventivakkord  im  wesentlichen 
in  den  Formen  des  englischen  Gesetzes.  Es  hat  auch  die  dem 
englischen  Recht  eigentümliche,  übrigens  ziemlich  schematische 
Bestimmung,  dass  Forderungen  unter  10  kein  Abstimmungs- 
recht haben  und  lediglich  bei  der  Berechnung  der  Summe  der 
Schulden  mit  einbezogen  werden. 
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In  den  letzten  Jahrzehnten  des  verflossenen  Jahrhunderts 
ist  auf  dem  Gebiete  des  Präventivakkordes  BELGIEN  bahn- 
brechend vorgegangen.  Belgien  hat  ihn  im  Jahre  1883  zur 
Probe  und  durch  Gesetz  vom  29.  Juni  1887  definitiv  eingeführt. 
Seine  Prinzipien  sind  folgende:  Der  bona  fide  in  Vermögens- 
verfall geratene  kaufmännische39)  Schuldner  wendet  sich  mit 
einem  eingehend  begründeten  Antrage  und  unter  Hinterlegung 
eines  hinreichenden  Kostenvorschusses  ans  Handelsgericht. 
Dieses  delegiert  bei  Zulassung  einen  Richter  zur  Leitung  des 
Verfahrens.  Alle  Zwangsvollstreckungsmassregeln  gegen  den 
Schuldner  sind  dadurch  ipso  jure  provisorisch  aufgehoben. 
Andererseits  darf  aber  auch  der  Schuldner  während  des  Ver- 
fahrens seine  Vermögenslage  nicht  verändern.  Nach  erfolgter 
Prüfung  durch  Sachverständige  wird  dann  in  einer  Gläubiger- 
versammlung über  den  Antrag  Beschluss  gefasst.  Eine  be- 
sondere Feststellung  der  Forderungen  findet  nicht  statt;  das  Ge- 
richt entscheidet  über  das  Stimmrecht,  ohne  dass  diese  Ent- 
scheidung materielle  Wirkung  hätte,  und  zwar  erfolgt  diese 
Entscheidung  auch  erst  bei  der  Beschlussfassung  über  die  Be- 
stätigung des  Akkordes.  Zur  Abstimmung  selbst  wird  vorläufig 
jeder  zugelassen.  Wird  der  Vergleich  mit  einfacher  Personen- 
und  3U  Summenmajorität  angenommen,  so  unterliegt  er  noch 
der  Bestätigung  des  Gerichts.  Der  bestätigte  Vergleich  ist 
wirksam  für  alle  zuvor  eingegangenen  Verbindlichkeiten,  so- 
weit sie  in  der  Liste  festgestellt  sind,  kommt  aber  weder  den 
Bürgen  noch  Mitschuldnern  zugute  und  wirkt  nicht  gegen  be- 
vorrechtete und  dinglich  gesicherte  Forderungen  und  nicht  gegen 
öffentliche  Abgaben  und  Alimentenverpflichtungen.  Bei  nach- 
träglicher Bestrafung  des  Gemeinschuldners  wegen  einfachen 
oder  betrügerischen  Bankerotts  kann  jeder  Gläubiger  und  jeder 
Akkordbürge  Aufhebung  des  Akkords  verlangen,  ebenso  falls 
sich  herausstellt,  dass  der  Schuldner  sich  betrügerischer  Mittel 
zur  Erreichung  des  Akkords  bedient  hat.  Desgleichen  kann 
ihn  das  Gericht  wegen  Nichterfüllung  aufheben.  Betrügerische 
Manipulationen  werden  wie  beim  konkursmässigen  Zwangs- 

3Ö)  In  Belgien,  wie  in  den  meisten  Ländern,  deren  Konkursrecht 
auf  dem  Code  de  Commerce  basiert,  bezieht  sich  das  Konkursverfahren 
nur  auf  Kaufleute,  mithin  auch  der  Präventivakkord. 


vergleich  bestraft.  Auch  trotz  des  Akkordes  bleibt  der  erlassene 
Prozentsatz  als  obligatio  naturalis  bestehen.  Alle  Fristen  sind 
tunlichst  kurz  bemessen,  damit  das  Verfahren  so  schnell  wie 
möglich  erledigt  werden  kann. 

Daneben  ist  in  Belgien  noch  durch  ein  Gesetz  von  1851 
das  Moratorium  geregelt.  Auf  das  Gesuch  eines  Kaufmanns, 
der  durch  aussergewöhnliche  Umstände  in  Zahlungsschwierig- 
keiten geraten  ist,  dessen  Vermögensstücke  aber  noch  zur  Be- 
friedigung seiner  Gläubiger  ausreichen  würden,  kann  das  Ge- 
richt nach  erfolgter  Prüfung  durch  Sachverständige  eine 
Gläubigerversammlung  einberufen.  Schon  vorher  kann  es  auch 
ein  provisorisches  Moratorium  bewilligen,  muss  dann  aber  einen 
Kommissar  zur  Überwachung  des  Geschäftsbetriebes  des 
Schuldners  ernennen.  Stimmt  die  Gläubigerversammlung  mit 
einfacher  Personen-  und  3U  Summenmajorität  zu,  so  beschliesst 
das  Gericht  über  die  Zulassung  und  setzt  zugleich  die  Dauer 
des  Moratoriums  fest,  die  im  Maximum  12  Monate  betragen 
darf,  aber  einer  nachträglichen  Verlängerung  fähig  ist.  Ein 
oder  zwei  gerichtlich  ernannte  Kommissare  überwachen  das 
schuldnerische  Geschäft  während  der  ganzen  Dauer  des  Zah- 
lungsaufschubes. Wirkung  des  Moratoriums  ist  die  Versagung 
der  Zwangsvollstreckung  gegen  den  Schuldner  und  Prozess- 
hemmung inbezug  auf  unbestritten  bleibende  Forderungen. 

In  der  Praxis  spielt  das  Moratorium  seit  Einführung  des 
Präventivakkordes  eine  geringe  Rolle.  Letzterer  dagegen  wird 
häufig  angewandt.  Die  Statistik  ergibt  für  die  Jahre  1896  bis 
1900  jährlich  durchschnittlich  223  Gesuche  um  Einleitung  des 
Präventivakkordverfahrens  gegen  553  Konkurseröffnungen,  für 
1901:  272  Fälle  gegen  613  Konkurseröffnungen  und  für  1902: 
320  Fälle  gegen  613  Konkurseröffnungen.  Daneben  haben  mit 
Rücksicht  auf  die  Öffentlichkeit  des  Akkordverfahrens  auch 
die  gewöhnlichen  aussergerichtlichen  Arrangements  (concordats 
amiables)  ihre  Bedeutung  nicht  eingebüsst. 

LUXEMBURG  hat  belgisches  Konkursrecht;  es  kennt  also 
ebenfalls  den  Präventivakkord.    Zwischen  den  beiden  Gesetz-  : 
gebungen  ist  nur  der  Unterschied,  dass  bei  der  Abstimmung 
in  Belgien  3/*  Summenmajorität  der  anwesenden  stimm-  j 
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berechtigten  Forderungen  genügt,  während  Luxemburg  3/*- 
Majorität  aller  unbestrittenen  oder  vorläufig  zugelassenen 
Forderungen  verlangt.  Ausserdem  können  binnen  8  Tagen 
nach  der  Abstimmung  sich  noch  weitere  Gläubiger  unter  An- 
gabe ihres  Votums  auf  der  Gerichtsschreiberei  melden. 

FRANKREICH  kannte  zunächst  gemäss  Art.  541  ff.  des 
Code  de  Commerce  in  der  Fassung  vom  17.  Juli  1856  eine 
gänzliche  oder  teilweise  cessio  bonorum,  das  „Concordat  par 
Abandon  Total  ou  Partiel  de  l'Actif".  Nach  dem  Vorgehen 
der  belgischen  Gesetzgebung  hat,  allerdings  unabhängig  hier- 
von, Frankreich  durch  Gesetz  von  1889  und  1890  die  Liqui- 
dation Judiciaire  eingeführt.  Der  zahlungsunfähige  Kauf- 
mann muss  selbst  den  Antrag  unter  Beifügung  einer  aufs  sorg- 
fältigste aufgestellten  Bilanz  einbringen.  Es  entscheidet  eine 
Gläubigerversammlung  mit  einfacher  Personen-  und  2/3  Summen- 
majorität. Das  Stimmrecht  wird  zuvor  eingehend  geprüft,  und 
die  Aufnahme  in  die  Gläubigertabelle  hat  ähnliche  Wirkung 
wie  in  unserer  Konkursordnung.  Die  Annahme  unterliegt  dann  der 
Bestätigung  des  Gerichts.  Die  Mehrzahl  der  entehrenden  Wir- 
kungen des  Konkurses  entfallen,  und  der  Schuldner  behält  die 
Verwaltung  seines  Vermögens ,  wird  allerdings  durch  die  Bei- 
ordnung eines  Liquidators  in  seiner  Verfügungsmacht  beschränkt. 
Alle  Vollstreckungsmassregeln  gegen  ihn  werden  suspendiert. 
Wenn  bestimmte  Delikte  und  sonstige  die  Liquidation  als  nicht 
am  Platze  erscheinen  lassende  Momente  vorliegen,  soll  das 
Gericht  das  Verfahren  nicht  eröffnen;  ein  bereits  zugelassenes 
geht  in  diesem  Falle  ipso  jure  in  eine  faillite,  einen  gewöhn- 
lichen Konkurs  über,  und  ein  bereits  angenommener  und  be- 
stätigter Vergleich  wird  dann  nach  dem  Ermessen  des  Gerichts 
wieder  aufgehoben.  Gegen  die  gerichtliche  Zulassung  der 
liquidation  judiciaire  gibt  es  kein  Rechtsmittel. 

Die  französische  Literatur  erblickt  in  der  Zulassung  dieses 
Verfahrens  eine  Vergünstigung  gegenüber  dem  Schuldner.  So 
sagt  Thal ler:  „A  la  difference  de  la  faillite,  la  liquidation 
judiciaire  ne  doit  etre  accordee  qu'ä  ceux  qui  la  meritent  .  .  . 
La  jurisprudence  est  portee  ä  voir  dans  la  liquidation  judiciaire 
une  faveur  toute  gracieuse." 40)   Ebenso  Lion-Caen  et  Re- 

40)  Thaller,  S.  864. 
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nault:  „Pour  les  commergants  malheureux  et  de  bonne  foi  il 
existe  une  institution  moins  rigoureuse  que  la  faillite,  la  liqui- 
dation  judiciaire  .  .  .,  qui  emprunte  ä  celle-lä  la  plupart  de  ses 
regles  et  qui  n'est  qu'une  faillite  attenuee  dans  ses  effets."41) 
Bristel  ist  etwas  abweichender  Meinung  und  sieht  das  Ver- 
fahren als  ein  Recht  jedes  ohne  Verschulden  in  Vermögens- 
verfall geratenen  Schuldners  an. 

Das  französische  Recht  deckt  sich  nach  dem  Dargestellten 
mehr  mit  der  englischen  liquidation  by  arrangement  als  mit  dem 
belgischen  Concordat  Preventif  de  la  Faillite.  Sein  Haupt - 
gesichtspunkt  ist  möglichst  gründliche  Prüfung  der  Lage  des 
Schuldners,  während  das  belgische  Recht  eine  möglichst  schleunige 
Erledigung  des  Verfahrens  in  den  Vordergrund  stellt.  Immerhin 
aber  ist  es  ein  von  dem  Gedanken  der  Notwendigkeit  eines  ausser- 
konkurslichen  Vergleichs  inspiriertes  Verfahren  und  entspricht 
auch  den  an  ein  solches  zu  stellenden  Mindestanforderungen. 
Die  Notwendigkeit  des  Verfahrens  zeigt  sich  auch  in  der  Häufig- 
keit seiner  Anwendung.  Von  1891  bis  1900  wurden  32  491 
Liquidationen  eingeleitet  gegen  61  601  Konkurse. 

Allerdings  wird  in  mehreren  Kommissionsberichten  darüber 
Klage  geführt,  dass  das  Verfahren  nicht  die  erhofften  Wirkungen 
erzielt  habe.  Die  Denkschrift  des  Reichsjustizamts  lässt  sich 
sehr  ausführlich  und  mit  zahlreichen  statistischen  Angaben  (Seite 
21 — 25)  darüber  aus,  kann  aber  gleichwohl  die  Tatsache  nicht 
aus  dem  Wege  räumen,  dass  die  Zahl  der  eröffneten  Liqui- 
dationen ausnehmend  gross  und  die  erzielte  Dividende,  wenn 
auch  nicht  erheblich,  aber  immerhin  noch  so  hoch  über  den 
Konkursdividenden  steht,  dass  das  Verfahren  seine  Existenz- 
berechtigung erweist.  Hat  es  die  erwarteten  Wirkungen  nicht 
ganz  erzielen  können,  so  liegt  dies  eben  an  seiner  Unvoll- 
kommenheit.  Ist  es  doch  bereits  20  Jahre  alt  und  einer  Revision 
dringend  bedürftig.  Die  angezogenen  Berichte  empfehlen  ja 
auch  nicht  seine  Abschaffung,  sondern  geben  gerade  die  ver- 
besserungsfähigen Punkte  an.  Demnach  dürfte  lediglich  die 
Konsequenz  daraus  zu  ziehen  sein,  dass  das  Verfahren  einer 
Neuredaktion  zu  unterziehen  ist. 


41)  Lion-Caen  et  Renault,  VII,  S.  3,  18. 
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Die  SCHWEIZ  hat  in  den  §§  293—317  des  Konkurs- 
gesetzes vom  11.  April  1889  Bestimmungen  über  den  soge- 
nannten „Nachlassvertrag"  getroffen.  Hier  muss  der  Schuldner 
der  „Nachlassbehörde"  einen  vollständigen  Entwurf  eines  Nach- 
lassvertrages nebst  den  Anlagen  einreichen,  der  von  der  Mehr- 
heit der  Gläubiger  nach  Personen-  und  Summenzahl  unterschrieben 
sein  muss.  Diese  Unterschrift  verpflichtet  aber  die  Gläubiger 
noch  nicht  zur  Zustimmung  zum  Nachlassvertrage  selbst.  Die 
Behörde  befindet  dann  nach  freiem  Ermessen  über  die  Zulassung. 
Erfolgt  sie,  so  wird  dem  Schuldner  eine  Stundung  von  2  Monaten 
erteilt,  während  der  eine  Zwangsvollstreckung  weder  begonnen 
noch  fortgesetzt  werden  darf.  Gleichzeitig  wird  dem  Schuldner 
ein  Sachwalter  gesetzt  und  seine  Verfügungsbefugnis  in  gewisser 
Weise  beschränkt.  Der  Sachwalter  beruft  durch  öffentliche 
Bekanntmachung  eine  Gläubigerversammlung;  in  dieser  wird 
über  den  Nachlassvertrag  abgestimmt.  Die  verlangte  Mehr- 
heit ist  2ls  der  Gläubiger  sowohl  nach  Personen-  wie  nach 
Summenzahl.  Dazu  ist  nachträglicher  schriftlicher  Akzess  binnen 
10  Tagen  statthaft.  Dann  unterliegt  der  Vertrag  noch  der  Be- 
stätigung der  Nachlassbehörde,  die  bei  ihrer  Entscheidung  freiestes 
Ermessen  walten  lassen  darf.  Alle  heimlichen  Sonderabreden 
sind  nichtig.  Bei  Nichterfüllung  kann  jeder  Gläubiger  die  Auf- 
hebung des  Nachlasses  für  seine  Person,  bei  vorgekommenen 
Unredlichkeiten  des  ganzen  Nachlasses  verlangen. 

Charakteristisch  ist  die  verlangte  hohe  Majorität  sowie 
einerseits  die  Möglichkeit  nachträglicher  Zustimmung,  anderer- 
seits das  Erfordernis  der  schriftlichen  Zustimmung  der  Mehrheit 
der  Gläubiger  bereits  zur  Einreichung  des  Vergleichsvorschlages. 
Der  Ausdruck  „Nachlassvertrag"  ist  insofern  eng,  als  nicht  nur 
Erlässe,  sondern  auch  Stundungen,  also  Moratorien,  darunter 
begriffen  werden. 

Schon  ehe  die  Schweiz  ein  Bundesgesetz  über  den  Konkurs 
hatte,  war  im  Kanton  Genf  ein  Gesetz  von  1877  mit  einer 
Novelle  von  1880  „Sur  les  Sursis  Concordataires"  inkraft, 
welches  den  Präventivakkord  in  selbständiger  Weise  regelte 
und  im  Jahre  1885  auch  von  dem  Kanton  Neufchätel  übernommen 
wurde.  Diese  Kantonsgesetze  sind  durch  das  Bundesgesetz 
ausserkraft  gesetzt. 
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Die  NIEDERLANDE  kennen  den  Präventivakkord  nur  in 
der  Form  des  Moratoriums ;  dieses  ist  geregelt  in  den  Art.  900 
ff.  des  Handelsgesetzbuches.  Der  unverschuldet  in  Vermögens- 
verfall geratene  kaufmännische  Schuldner  kann  sich  mit  einem 
von  einem  Rechtsanwalt  unterzeichneten  ausführlichen,  mit  den 
nötigen  Unterlagen  versehenen  Gesuch  an  das  Arrondissements- 
gericht  (  =  Landgericht)  wenden.  Dieses  beruft  sofort  eine 
Versammlung  der  in  seinem  Bezirk  wohnenden  Gläubiger  und 
ernennt  2  oder  mehr  Hauptgläubiger  zur  Aufsicht  über  die  Ver- 
waltung des  Schuldners.  Es  kann  dem  Schuldner  auch  einen 
provisorischen  Aufschub  bewilligen,  sofern  nicht  über  V3  der 
erschienenen  Gläubiger,  die  mehr  als  1U  der  Gesamtforderungen 
repräsentieren,  sich  dagegen  aussprechen.  Die  definitive  Ent- 
scheidung steht  allein  dem  Hohen  Rate  (  =  dem  höchsten 
Gerichtshofe)  zu,  die  der  Schuldner  binnen  10  Tagen  mittels 
eines  von  einem  Anwalt  unterzeichneten,  ebenso  ausführlichen 
Gesuches  einholen  muss.  Der  Hohe  Rat  beruft  dann  durch  2 
delegierte  Ratskommissare  eine  Gläubigerversammlung,  in  der 
zur  Annahme  des  Aufschubes  entweder  2U  Personen-  und  *U 
Summen-  oder  BU  Personen-  und  2U  Summenmajorität  erforderlich 
ist.  Kommt  die  Annahme  zustande,  so  entscheidet  jetzt  der 
Hohe  Rat  nach  freiem  Ermessen  und  bestimmt  die  Dauer  des 
Aufschubs,  die  in  der  Regel  12  Monate  nicht  übersteigen  soll; 
doch  ist  aus  triftigen  Gründen  eine  Verlängerung  zulässig.  Die 
Wirkung  des  Aufschubs  ist  die,  dass  während  seiner  Dauer  die 
ernannten  Verwalter  den  Geschäftsbetrieb  des  Schuldners  kon- 
trollieren und  zu  wichtigeren  Geschäften  ihre  Zustimmung  geben 
müssen.  Andererseits  kann  gegen  den  Schuldner  keine  Zwangs- 
vollstreckung betrieben  werden.  Unter  bestimmten  Voraus- 
setzungen kann  der  Hohe  Rat  auch  die  Wiederaufhebung  eines 
bereits  gewährten  Aufschubes  beschliessen. 

Hier  liegt  die  Entscheidung  also  weniger  bei  der  Gläubiger- 
versammlung als  vielmehr  bei  dem  Hohen  Rat.  Dies  nieder- 
ländische System  konnte  allenfalls  als  Übergang  zum  urteils- 
mässigen  Verfahren  angesehen  werden,  da  das  Erkenntnis  des 
Hohen  Rats  von  der  Abstimmung  der  Gläubiger  nahezu  un- 
abhängig ist.  Es  ist  aber  zu  kompliziert  und  nichts  weniger 
als  modern. 
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PORTUGAL  kennt  auch  das  Moratorium  nach  Gesetzen  von 
1888  und  1899.  Es  ist  mit  dem  holländischen  System  identisch. 

Zugleich  ist,  nachdem  schon  im  Jahre  1888  der  konkurs- 
mässige  Zwangsvergleich  eingeführt  worden  war,  durch  Gesetz 
vom  26.  Juli  1899  ein  neuer  Zwangsvergleich  in  und  vor  dem 
Konkurse  zugelassen  worden.  Charakteristisch  ist  daran,  dass 
er  ein  vollkommen  aussergerichtliches  Verfahren  bis  zur  Ein- 
reichung des  Akkordes  zwecks  gerichtlicher  Bestätigung  dar- 
stellt. Der  Schuldner  hat  also  die  Erzielung  des  Akkordes 
durchaus  privatim  zu  betreiben.  Der  Abschluss  muss  durch 
eine  öffentliche  oder  öffentlich  beglaubigte  Urkunde  erfolgen, 
in  der,  sofern  der  Akkord  keine  50°/o  bietet,  ihm  3/4  Personen- 
und  Summenmehrheit  zustimmen  müssen,  während  bei  höherer 
Dividende  eine  2U  Mehrheit  nach  Personen-  und  Summenzahl 
ausreicht.  Ausserdem  muss  die  Zahlung  der  Dividende,  falls 
sie  in  Raten  zu  erfolgen  hat,  binnen  3  Jahren  beendet  sein. 
Heimliche  Abmachungen  mit  einzelnen  Gläubigern  sind  nichtig. 

Der  Akkord  wird  sodann  dem  Gericht  zur  Beschluss- 
fassung über  die  Bestätigung  eingereicht.  Erst  mit  diesem 
Moment  tritt  die  Wirkung  der  Sistierung  von  Zwangsvoll- 
streckungen und  Klagen  ein.  Verfügt  das  Gericht  die  Zulassung, 
so  werden  die  unbekannten  und  widersprechenden  Gläubiger  durch 
öffentliche  Bekanntmachungen  aufgefordert,  binnen  5  Tagen 
etwaige  Einsprüche  zu  erheben.  Werden  solche  jedoch  für 
unbegründet  erachtet,  so  kann  der  Einsprucheinleger  im  Falle 
der  Böswilligkeit  zu  einer  Geldstrafe  von  10 — 20°/o  seines 
Forderungbetrags  verurteilt  werden.  Binnen  2  Wochen  nach 
Erledigung  etwaiger  Widersprüche  muss  die  Entscheidung  über 
die  Bestätigung  erlassen  werden.  Die  Bestätigung  bindet  alle, 
sogar  die  nicht  im  Verzeichnis  aufgeführten  Gläubiger. 

Bei  Nichterfüllung  des  Akkordes  oder  bei  nachträglichem 
Auftauchen  von  Forderungen,  die  auf  das  Abstimmungsergebnis 
hätten  von  Einfluss  sein  können,  kann  der  bestätigte  Akkord 
hinterher  wieder  aufgehoben  werden;  dann  ist  zugleich  der 
Konkurs  zu  eröffnen. 

An  diesem  Verfahren  ist  bedenklich,  dass  auch  die  un- 
bekannten Gläubiger  durch  den  Akkord  gebunden  werden.  Die 
Einrichtung,  dass  das  Verfahren  erst  bei  Einreichung  des  an- 


genommenen  Akkordes  zu  einem  gerichtlichen  wird,  ist  zwar 
für  die  Beschleunigung  des  Verfahrens  sehr  vorteilhaft,  hat  aber 
das  Bedenken,  dass  inzwischen  von  Akkordstörern  die  Konkurs- 
eröffnung beantragt  und  dass  Zwangsvollstreckungen  usw.  vor- 
genommen werden  können. 

SPANIEN  hatte  den  Präventivakkord  in  seinem  Codigo 
Comercial  vom  1.  Januar  1886  geregelt.  Bereits  vor,  spätestens 
aber  binnen  48  Stunden  nach  Nichtdeckung  fälliger  Schulden 
konnte  der  kaufmännische  Schuldner  den  Antrag  ans  Gericht 
stellen,  ihn  als  im  Zustande  des  suspenso  de  pagos,  der 
Zahlungsunfähigkeit  befindlich  zu  erklären.  Binnen  10  Tagen 
hatte  dann  der  Schuldner  einen  Vergleichsvorschlag  vorzulegen, 
zu  dessen  Annahme  einfache  Personen-  und  3/s  Summenmajorität 
erforderlich  war.  Bei  Ablehnung  des  Akkordes  galt  das  Ver- 
fahren als  beendet,  und  die  Gläubiger  konnten  ihre  Rechte 
anderweitig  geltend  machen,  d.  h.  es  trat  nicht  ohne  weiteres 
die  quiebra  ein;  vielmehr  bedurfte  es  dazu  der  Stellung  eines 
besonderen  Konkursantrages  nach  den  gewöhnlichen  Regeln. 

In  der  Folgezeit  hat  nun  Spanien  eine  sonderbare  Wand- 
lung durchgemacht.  Im  Jahre  1897  ist  nämlich  das  eben  dar- 
gestellte Verfahren  wieder  aufgehoben  worden.  Ein  kauf- 
männischer Schuldner  kann  nunmehr  ausserhalb  des  Konkurses 
nur  noch  ein  Moratorium  beantragen.  Stimmt  die  Mehrzahl  der 
Gläubiger  diesem  zu,  so  gilt  es  als  bewilligt. 

Für  Nichtkaufleute  dagegen  ist  durch  die  Ley  de  Enjuicia- 
miento  Civil  (ZPO.)  von  1881  und  durch  den  Codigo  Civil  von 
1889  ein  Präventivakkord  (convenio)  eingeführt  worden.  Jeder 
nichtkaufmännische  Schuldner  kann  danach  seine  Gläubiger  durch 
persönliche  Ladung  einberufen;  nur  soweit  dies  nicht  möglich, 
erfolgt  öffentliche  Ladung.  Die  Versammlung  findet  zwar  unter 
richterlicher  Leitung  statt;  die  Gläubiger  beschliessen  aber 
souverän  mit  2ls  Personen-  und  3/5  Summenmehrheit  über  die 
Annahme  des  Akkordes,  der  sowohl  in  einem  teilweisen  Erlass 
(quita)  als  auch  in  einer  Stundung  (espera)  wie  endlich  in 
eine  Verbindung  beider  bestehen  kann.  Es  besteht  auch  kein 
richterliches  Prüfungs-  oder  Bestätigungsrecht  des  angenommenen 
Akkordes.  Das  Verfahren  soll  in  2  Monaten  beendet  sein ;  die 
Annahme  des  Akkordes  bindet  alle  teilnehmenden  Gläubiger, 
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sowie  diejenigen,  die  trotz  Ladung  keinen  Widerspruch  erhoben. 
Erfolgt  nachträglich  die  Aufhebung  des  Akkordes,  so  tritt  ohne 
weiteres  das  reguläre  Konkursverfahren  ein. 

ITALIEN  hat  erst  vor  einigen  Jahren  den  Präventivakkord 
eingeführt  und  zwar  durch  die  „Ley  sul  Concordato  Preventivo 
e  sulla  Procedura  dei  piccoli  Fallimente"  vom  24.  Mai  1903. 
Schon  vorher  freilich  kannte  es  ein  dem  oben  dargestellten 
niederländischen  Verfahren  entsprechendes  Moratorium,  welches 
gleichfalls  vor  dem  Konkurse  eintrat:  „.  .  .  ma  anche  prima 
della  dichiarazione  stessa,  si  puö  far  luogo  alla  moratoria,  sulla 
instanza  del  debitore,  il  quäle  giustifichi  il  concorso  di  quelle 
Stesse  condizioni  necessarie,  affinchi  possa  concedersi  la  mora- 
toria dopo  la  dichiarazione  di  fallimento." 42)  Durch  das  neue 
Gesetz  ist  dieses  Moratorium  aufgehoben  worden. 

Das  Gesetz  über  den  Präventivakkord  hat  sich  die  Er- 
fahrungen der  meisten  übrigen  Länder  zunutze  machen  können 
und  ist  sehr  ausführlich  und  zweckdienlich  abgefasst.  Die  Er- 
öffnung des  Verfahrens  erfolgt  auf  Antrag  des  in  Vermögens- 
verfall geratenen  kaufmännischen  Schuldners;  falls  jedoch  der 
Antragsteller  bereits  die  Zahlungen  für  seine  Verpflichtungen  aus 
Handelsgeschäften  eingestellt  hat,  muss  das  Gericht  von  Amts 
wegen  den  Konkurs  eröffnen.  Der  Präventivakkord  kann  folg- 
lich nur  in  einem  weiter  voraus  liegenden  Stadium  platzgreifen. 
Dadurch  wird  der  Schuldner  veranlasst,  nicht  bis  zum  letzten 
Augenblick  zu  warten,  indem  er  stets  an  den  Rettungsanker 
des  Präventivakkords,  an  den  er  sich  jedenfalls  noch  vor  dem 
Untergang  im  Strudel  des  Konkurses  klammern  könne,  denkt. 
Er  muss  sich  daher  beizeiten  seinen  Gläubigern  offenbaren, 
wenn  er  dieser  Rechtswohltat  teilhaftig  werden  will.  Mit  dem 
Antrag  hat  er  die  Handelsbücher  der  3  letzten  Jahre  und  eine 
vollständige  Aufstellung  der  Aktiva  und  Passiva  einzureichen. 
Das  Gericht  lehnt  den  Antrag  ab: 

1)  wenn  den  vorstehenden  Bedingungen  nicht  genügt  ist; 

2)  wenn  der  Antragsteller  sich  früher  eines  Bankrottver- 
gehens schuldig  gemacht  hat,  die  Verpflichtungen  eines  früheren 
Akkordes  nicht  erfüllt  oder  nach  stattgehabter  Schlussverteilung 

42)  Supino,  S.  482. 
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die  Konkursgläubiger  eines  früheren  Verfahrens  nicht  vollständig 
nebst  Zinsen  und  Kosten  befriedigt  hat; 

3)  wenn  er  nicht  einen  gesicherten  Vorschlag  von  min- 
destens 40°/o  für  die  nicht  bevorrechteten  Gläubiger  macht ; 

4)  wenn  ein  Verdacht  der  Unredlichkeit  inbezug  auf  seinen 
Antrag  vorliegt. 

Gibt  das  Gericht  dem  Antrag  statt,  so  ernennt  es  einen 
Vertreter  zur  Verwaltung  und  Beaufsichtigung  der  Masse 
und  beruft  eine  Gläubigerversammlung  durch  öffentliche  Be- 
kanntmachung sowie  durch  besondere  Ladung  der  bekannten 
Gläubiger.  Vom  Tage  des  Antrags  ab  werden  Zwangsvoll- 
streckungen und  dingliche  Verfügungen  des  Schuldners  nicht 
mehr  zugelassen,  desgleichen  sind  sonstige  Rechtshandlungen 
des  Schuldners  wie  im  Konkurse  den  Gläubigern  gegenüber 
unwirksam.  Bei  irgend  welcher  Unredlichkeit  des  Schuldners 
wird  sofort  von  Amtswegen  der  Konkurs  eröffnet.  In  der  Gläubiger- 
versammlung muss  der  Vergleich  mit  einfacher  Personen-  und 
*ii  Summenmajorität  angenommen  werden.  Forderungen  von 
Verwandten  des  Schuldners  bis  zum  4.  Grade  und  von  solchen 
im  letzten  Jahre  abgetretene  sind  nicht  stimmberechtigt.  Auch 
schriftliche  und  binnen  20  Tagen  nachher  eingehende  Abstim- 
mungen werden  noch  gerechnet.  Das  Gericht  muss  dann 
binnen  30  Tagen  über  Bestätigung  oder  Nichtbestätigung  des 
Vergleiches  befinden.  Bedingung  ist,  dass  mindestens  40°/o 
gewährt  und  sichergestellt  werden.  Bei  Nichtbestätigung  er- 
öffnet das  Gericht  von  Amts  wegen  den  Konkurs.  Bis  zur  Er- 
füllung des  Vergleichs  besteht  die  Verfügungsbeschränkung  und 
die  Beaufsichtigung  des  Schuldners  fort.  Gegen  alle  Beschlüsse 
mit  Ausnahme  des  der  Verfahrenseröffnung  ist  Einlegung  der  Be- 
rufung binnen  einer  Notfrist  von  14  Tagen  durch  den  Schuldner 
sowie  durch  einen  Gläubiger  möglich,  selbst  vonseiten  eines 
solchen,  der  sich  bisher  am  Verfahren  nicht  beteiligte.  Die 
rechtskräftige  Bestätigung  des  Akkordes  wirkt  für  und  gegen 
alle  Gläubiger.  Eine  Aufhebung  des  Vergleichs  ist  nachträg- 
lich nur  möglich,  wenn  ein  Gläubiger  betrügerische  Manipula- 
tionen des  Schuldners  nachweist.  Dann  eröffnet  das  Gericht 
den  Konkurs;  an  dem  Betrüge  nicht  beteiligte  Akkordbürgen 
werden  dadurch  befreit.    Bereits  gezahlte  Beträge  können  aber 


—  57 


unter  keinen  Umständen  zurückgefordert  werden.  Im  Falle  der 
Nichterfüllung  des  Vergleichs  kann  jeder  Gläubiger  nach  frucht- 
loser Zwangsvollstreckung,  Zugriff  auf  Bürgen  usw.  ohne  Auf- 
hebung des  Vergleichs  die  Konkurseröffnung  mit  Wirkung  ex 
nunc  beantragen. 

Der  Präventivakkord  findet  auch  auf  Handelsgesellschaften 
Anwendung.  Für  das  Verfahren  gegen  einen  Schuldner,  der 
Obligationen  ausgegeben  hat,  sind  in  den  Art.  26—31  des 
Gesetzes  besondere  Bestimmungen  getroffen.  Die  Strafvor- 
schriften des  Konkursrechts  finden  auf  den  Präventivakkord  ent- 
sprechende Anwendung. 

In  GRIECHENLAND  ist  durch  Gesetz  vom  6.  Februar  1893 
der  JiQoXrjjtTiKbg  r/Jg  JZTcoxevoeog  ovjLtßtßaofiög  (=  Zwangs- 
vergleich zur  Abwendung  des  Konkurses)  nach  belgischem  Muster 
eingeführt,  allerdings  schon  im  Jahre  1895  wieder  aufgehoben 
worden,  so  dass  eine  Darstellung  des  Verfahrens  sich  erübrigt. 
Es  darf  jedoch  nicht  unerwähnt  bleiben,  dass  das  griechische 
Gesetz  lediglich  ein  Verlegenheitsgesetz  war,  welches  zur  Zeit 
des  Staatsbankrotts,  also  einer  schweren  wirtschaftlichen  Krisis, 
übereilt  erlassen  war. 

RUMÄNIEN  hat  schon  seit  dem  Konkursgesetz  von  1887 
den  Präventivakkord.  Durch  das  letzte  Konkursgesetz  von  1895 
wurden  die  Erfordernisse  des  Akkordes  insofern  verschärft,  als 
eine  Minimalquote  von  40°/o  verlangt  und  bestimmt  wird,  dass 
dem  Schuldner  ein  Veräusserungsverbot  auferlegt  ist,  das  bis 
zur  Zahlung  der  ausbedungenen  Quote  inkraft  bleibt.  Die  durch 
ein  1902  erlassenes  Gesetz  erfolgten  etwaigen  Änderungen 
waren  nicht  zu  ermitteln. 

Die  TÜRKEI  kennt  insofern  den  Präventivakkord,  als  dort 
gemäss  dem  Personalitätsprinzip  neben  dem  muselmanischen 
Scheriatrecht  jegliches  Recht,  das  auf  irgend  einem  Gebiet  der 
zivilisierten  Erde  gilt,  auch  im  ottomanischen  Reiche  Geltung 
haben  und  gegebenenfalls  Anwendung  finden  kann  und  muss. 

BULGARIEN  hat  seit  dem  Jahre  1897  das  Institut  des 
Moratoriums.  Die  Bewilligung  eines  solchen  ist  im  Gegensatz 
zu  den  meisten  Rechten  nicht  unbedingt  von  der  Zustimmung 
einer  Mehrheit  der  Gläubiger  abhängig,  sondern  scheint  unter 
Umständen  auch  ohne  diese  vom  Richter  erteilt  werden  zu  können. 
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ÖSTERREICH  hat  erst  kürzlich  (1905)  ein  Gesetz  über 
den  Präventivakkord  nach  belgischem  Muster  erlassen,  nachdem 
es  mit  einem  ähnlich  der  liquidation  judiciaire  gestalteten  Ver- 
fahren keine  guten  Resultate  erzielt  hatte.  Grundgedanke  ist 
wiederum  der,  dass  der  Präventivakkord  nur  dem  unverschuldet 
zurückgegangenen  Kaufmann  gewährt  werden  soll,  sowie  In- 
habern eines  unter  Führung  von  Handelsbüchern  betriebenen 
Unternehmens.  Die  Zahlungseinstellung  kann  bereits  ein  - 
getreten  sein  oder  erst  drohen.  Zugleich  mit  dem  Antrage  muss 
eine  völlige  Darlegung  des  Vermögens  und  der  Schulden  und 
ein  detaillierter  Vergleichsvorschlag  eingereicht  werden.  Der 
Akkord  muss  wenigstens  30°/o  bieten  und  deren  Zahlung  sicher- 
stellen. Mangels  dieser  Voraussetzungen  oder  bei  Verdacht 
unlauterer  Handlungsweise  ist  der  Antrag  zurückzuweisen.  Der 
Antrag  kann  zurückgewiesen  werden  bei  Zweifelhaftigkeit  der 
offerierten  Sicherung,  ferner  wenn  der  Schuldner  bereits  früher 
einmal  in  Konkurs  gestanden  oder  akkordiert  hatte  oder  auch 
nur  im  letzten  Geschäftsjahr  bereits  mit  Unterbilanz  gearbeitet 
hatte.  Die  Einreichung  des  Antrags  hat  Einstellung  aller 
Zwangsvollstreckungen  und  Beschränkung  in  der  Verfügungs- 
befugnis des  Schuldners  zur  Folge.  Gläubiger,  deren  Forde- 
rungen lU  der  Gesamtspassiva  betragen,  können  einen  Ver- 
trauensmann zur  Kontrolle  des  Schuldners  ernennen.  Das  Ge- 
richt beruft  durch  öffentliche  Bekanntmachung  eine  Gläubiger- 
versammlung. Die  in  dieser  festgestellten  und  in  eine  Tabelle 
aufgenommenen  Forderungen  berechtigen  zur  Abstimmung.  Die 
erforderliche  Mehrheit  ist  differenziert:  Bietet  der  Schuldner 
zwischen  30  und  40°/o,  so  ist  3u  Personen-  und  4/s  Gesamt- 
summenmehrheit, bietet  er  dagegen  mehr  als  40°/o,  so  ist 
2/3  Personen-  und  3U  Gesamtsummenmehrheit  erforderlich.  Da 
von  der  Ausfertigung  der  Ladung  an  bis  zum  1.  Termin  nur 
14  Tage  Zwischenraum  liegen,  ist  eine  einmalige  Verlegung 
des  Termins  um  einige  Tage  auf  Beschluss  der  zum  Akkord 
selbst  erforderlichen  Mehrheit  möglich.  Bei  Ablehnung  des 
Vergleichs  oder  Versagung  der  gerichtlichen  Bestätigung  be- 
stimmt das  Gericht,  ob  Konkurs  zu  eröffnen  sei.  Der  bestätigte 
Vergleich  bindet  alle  in  dem  Verzeichnis  aufgeführten  Gläubiger. 
Der  rechtskräftige  Akkord  kann  für  nichtig  erklärt  werden,  wenn 


-    59  - 


der  Schuldner  nachträglich  wegen  betrügerischen  Bankerotts 
verurteilt  oder  wenn  der  Vergleich  nicht  erfüllt  wird. 

Gleichzeitig  kennt  das  österreichische  Gesetz  auch  die 
Einrichtung  des  Moratoriums.  Wenn  nämlich  der  Präventiv- 
akkord in  der  Gläubigerversammlung  zwar  nicht  die  nötige 
Mehrheit  findet,  immerhin  aber  eine  Anzahl  von  Gläubigern, 
die  zusammen  4/ö  der  Gesamtsumme  aller  stimmberechtigten 
Forderungen  vertreten,  dem  Schuldner  noch  im  Abstimmungs- 
termin eine  Stundung  bewilligt,  so  gewinnt  der  Schuldner  da- 
mit wenigstens  die  Vergünstigung  des  Moratoriums,  aber  nur 
den  zustimmenden  Gläubigern  gegenüber;  in  diesem  Falle  darf 
trotz  der  Ablehnung  des  eigentlichen  Vergleichs  kein  Konkurs 
eröffnet  werden. 

RUSSLAND  besitzt  gemäss  Abteilung  2  des  XI.  Buches 
des  „Sswod  Sakonow"  zwei  Arten  des  Verfahrens,  nämlich: 

1.  den  freiwilligen  Akkord  vor  dem  Konkurse  aufgrund 
einer  Administration.  Den  Antrag  kann  aber  nicht  der  Schuldner, 
sondern  nur  ein  Gläubiger  stellen.  Wer  mit  dem  Akkord  nicht 
einverstanden  ist,  kann  den  gerichtlichen  Antrag  auf  Konkurs- 
eröffnung stellen. 

2.  Die  erzwungene  Administration  (=  gerichtlicher  Prä- 
ventivakkord, geregelt  in  den  Art.  489 — 495)  ist  nur  für  grosse 
Fabriken  oder  Handelsfirmen  zulässig,  die  in  Börsenstädten 
etabliert  sind.  In  einer  Gläubigerversammlung  kann  durch 
2/3  Mehrheitsbeschluss  der  Anwesenden ,  (nach  Forderungs  - 
beträgen  gerechnet),  und  sofern  schätzungsweise  mindestens 
50°/o  in  der  Masse  liegen,  bei  dem  Börsenkomitee  der  Antrag 
auf  Zwangsadministration  gestellt  werden.  Das  Börsenkomitee 
prüft  durch  eine  Kommission,  die  aus  seinem  Präsidenten  und 
6  im  Börsenregister  eingetragenen  Kaufleuten,  die  nicht  Gläubiger 
sind,  besteht,  die  Vermögenslage  des  Schuldners  und  beschliesst 
mit  einfacher  Mehrheit,  ob  die  Administration  zulässig  ist  oder 
ob  das  gewöhnliche  Fallimentsverfahren  eröffnet  werden  soll. 
Ersterenfalls  beruft  das  Gericht  eine  Gläubigerversammlung, 
und  diese  wählt  mehrere  Verwalter  für  die  Durchführung  der 
Administration.  Verlangen  während  des  Verfahrens  2U  der 
Gläubiger  oder  die  Verwalter  einstimmig  die  Einleitung  des 
Fallimentsverfahrens,  so  endigt  die  Administration.    Stellen  sich 
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Unredlichkeiten  des  Schuldners  heraus,  so  wird  ebenfalls  das 
Konkursverfahren  eingeleitet  und  der  Schuldner  in  Anklage- 
zustand  versetzt. 

NORWEGEN  hat  seit  dem  6.  Mai  1899  das  Institut  des 
Präventivakkordes.  Der  Gang  des  Verfahrens  ist  unter  Berück- 
sichtigung einer  am  2.  Januar  1906  ergangenen  Novelle  folgen- 
der: Jeder  Schuldner  kann  beim  „Teilungsgericht"  —  demselben, 
das  auch  im  Konkursverfahren  zuständig  sein  würde  —  einen 
mit  eingehenden  Unterlagen  versehenen  Antrag  auf  Zulassung 
eines  Präventivakkordes,  der  übrigens  auch  die  Form  des  Mora- 
toriums haben  kann,  einbringen.  Binnen  3  Tagen  entscheidet 
das  Gericht  über  den  Antrag  und  bestellt  bei  Zulassung  einen 
Akkordkommissar  und  bei  grossen  Massen  sowie  bei  allen 
Präventivakkorden  im  engeren  Sinne  2  weitere  Personen,  die 
vorzugsweise  aus  den  Gläubigern  oder  deren  Vertretern  zu 
wählen  sind,  aber  nicht  nahe  Verwandte  des  Schuldners  sein 
dürfen.  Diese  Personen  bilden  den  „Akkordvorstand".  Der 
Akkordkommissar,  der  nicht  Richter  zu  sein  braucht,  leitet 
sämtliche  Verhandlungen;  er  macht  die  Einleitung  des  Ver- 
fahrens öffentlich  bekannt,  prüft  die  Lage  des  Schuldners  und 
beruft  unter  Mitteilung  des  Vergleichsvorschlags  die  Gläubiger- 
versammlung. 

Nach  Einleitung  des  Verfahrens  dürfen  keine  Zwangs- 
vollstreckungen und  Pfandbestellungen  mehr  erfolgen.  Dem 
Schuldner  bleibt  Besitz  und  Verfügungsrecht  über  die  Masse; 
er  steht  aber  unter  Aufsicht  des  Akkordvorstandes  und  hat  sich 
dessen  Direktiven  zu  fügen.  Eine  Handelsfirma  darf  während 
des  Verfahrens  nur  mit  dem  Zusatz  „unter  Akkordverfahren" 
gezeichnet  werden. 

Zur  Annahme  des  Akkordes  ist  eine  Mehrheit  von  2U  der 
abstimmungsberechtigten  Gläubiger  mit  2U  Summenmajorität 
vorgeschrieben,  sofern  der  Akkord  mindestens  50  °/o  bietet,  bei 
weniger  als  50°/o  dagegen  eine  doppelte  3/*  Majorität.  Bevor- 
rechtigte, nach  Einleitung  des  Verfahrens  zedierte  und  Ver- 
wandtenforderungen sind  nicht  stimmberechtigt.  Die  Abstim- 
mung muss  schriftlich  erfolgen ;  die  einzelnen  Erklärungen  können 
schon  vor  der  Versammlung  eingesandt  oder  im  Termin  schrift- 
lich abgegeben  werden.    Wird  nur  eine  der  Mehrheiten  er- 
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reicht  oder  entsteht  eine  Unklarheit,  so  kann  binnen  3  Tagen 
eine  Wiederholung  der  Abstimmung  erfolgen.  Über  zweifel- 
haftes Stimmrecht  entscheidet  das  Gericht. 

Nach  der  Abstimmung  werden  die  Akten  dem  Gericht 
zwecks  Bestätigung  übersandt.  Das  Gericht  hat  aus  bestimmten 
Gründen  ein  Versagungsrecht,  z.  B.  wenn  der  Schuldner  nicht 
wenigstens  25°/o,  oder,  wenn  „Rückfall"  vorliegt,  nicht  mindestens 
50°/o  bietet,  es  sei  denn,  dass  er  unverschuldet  in  die  missliche 
Lage  geraten  ist  oder  dass  der  Akkord  mit  Stimmeneinheit  aller 
bekannten  Gläubiger  angenommen  worden  war.  Die  Entscheidung 
des  Gerichts  wird  öffentlich  bekannt  gemacht;  der  bestätigte 
Akkord  bindet  alle  nicht  privilegierten  Gläubiger. 

Eine  Einstellung  des  Verfahrens  oder  Versagung  der  Be- 
stätigung wird  gleichfalls  bekannt  gemacht,  und  jeder  Gläubiger 
kann  binnen  14  Tagen  die  Eröffnung  des  Konkurses  beantragen. 
Auf  Antrag  von  Gläubigern,  die  1k  der  Forderungen  vertreten, 
kann  die  Bestätigung  von  der  Einsetzung  einer  Kontrolle  bis 
zur  Erfüllung  des  Akkordes  abhängig  gemacht  werden. 

Die  Hauptpfeiler  dieses  wohlgegliederten  Gebäudes  sind 
das  Trachten  nach  möglichst  grosser  Ordnung  des  Verfahrens 
und  nach  gründlicher  Sicherung  der  Masse  und  der  Gläubiger. 
Bemerkenswert  ist,  dass  die  Regeln  der  konkurslichen  Anfechtung 
auch  für  den  Präventivakkord  gelten  (ebenso  wie  in  Frankreich). 
Inkraft  seit  dem  1.  Januar  1900,  sind  die  statistischen  Ergebnisse 
der  ersten  drei  Jahre  der  Wirksamkeit  des  Gesetzes  nach  Freund43) : 
NORWEGEN  1900       1901  1902: 

Abgeschlossene  Konkordate:   201         177  179 

Erzielte  Vergleichsquote:        64°/o      74°/o  59°/o 

Dagegen  Zahl  der  Konkurse:  566        618  572 
Es  wurden  folglich  fast  lU  sämtlicher  Zusammenbruchsfälle  durch 
Präventivakkord  erledigt,  und  die  erzielte  Akkordquote  ist  über- 
raschend hoch. 

DÄNEMARK  hat  durch  Gesetz  vom  14.  April  1905  einen 
jedem  Zahlungsunfähigen  zugänglichen  Präventivakkord  geschaffen. 
Der  Schuldner  muss  seinen  Antrag  nebst  ausführlicher  Bilanz 
und  Akkordentwurf  einreichen  und  ähnlich  wie  in  der  Schweiz 
die  schriftliche  Zustimmung  von  2/5  seiner  Gläubiger  nach  Zahl 

43)  Freund  bei  Goldschmidt,  Bd.  60,  S.  357. 
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und  Forderungsbeträgen  beifügen.  Eine  Prüfung  durch  Sach- 
verständige muss  bereits  vorangegangen  sein ;  denn  der  Schuldner 
hat  auch  das  ausführliche  Gutachten  zweier  Vertrauensmänner 
beizufügen,  die  er  selbst  aus  einer  Anzahl  von  Sachverständigen 
auswählen  darf,  welche  der  Justizminister  jährlich  in  je  zwei 
Gruppen  (Branche-  und  Rechnungssachverständige)  bestimmt. 
Lässt  das  Teilungsgericht  den  Antrag  zu,  so  findet  eine  öffent- 
liche Bekanntmachung  und  eine  Sistierung  aller  Zwangsvoll- 
streckungen statt.  Bis  zur  Annahme  des  Akkordes  kann  jeder- 
zeit auf  Antrag  dreier  Gläubiger,  die  mindestens  10  °/o  der 
bekannten  Forderungen  repräsentieren,  der  Konkurs  eröffnet 
werden.  Das  Gericht  lädt  die  Gläubiger  durch  öffentliche  Be- 
kanntmachung und  durch  eingeschriebene  Briefe  unter  Mitteilung 
des  Akkordvorschlages  zu  der  2—4  Wochen  nach  Einleitung 
des  Verfahrens  stattfindenden  Gläubigerversammlung. 

Bietet  der  Akkord  über  50  °/o  Dividende,  so  wird  Ha  Mehr- 
heit der  erschienenen  Gläubiger  und  3/±  Gesamtsummenmajorität 
verlangt;  bei  25 — 50  °/o  wird  doppelte  3U  Majorität  und  bei 
weniger  als  25  °/o  eine  doppelte  9/io  Mehrheit  gefordert.  Ver- 
wandte sind  nicht  stimmberechtigt.  Schriftliche  Abstimmungen 
werden  mitberücksichtigt,  und  die  vorher  der  Einleitung  zu- 
stimmenden Gläubiger  gelten  als  auch  dem  Akkorde  zustimmend, 
sofern  sie  ihre  Zustimmung  nicht  ausdrücklich  widerrufen. 
Kommt  die  erforderliche  Mehrheit  nur  in  einer  Hinsicht  zustande, 
so  kann  binnen  einer  Woche  eine  neue  Abstimmung  stattfinden. 
Bestrittene  Forderungen  haben  ein  vorläufiges  Stimmrecht;  dieses 
unterliegt  sodann  der  Prüfung  durch  das  Gericht,  soweit  es  zur 
Erreichung  der  verlangten  Mehrheit  notwendig  ist.  Nach  Prüfung 
etwaiger  Ansprüche  beschliesst  das  Gericht  über  die  Bestätigung 
des  angenommenen  Akkordes,  die  aus  bestimmten  Gründen  ver- 
sagt werden  kann.  Erfolgt  die  Bestätigung,  so  muss  sie  öffent- 
lich bekannt  gemacht  werden.  Sie  bindet  alle  Gläubiger,  auch 
diejenigen,  die  sich  gar  nicht  gemeldet  haben. 

Bei  betrügerischem  Verhalten  des  Schuldners  kann  der 
Vergleich  binnen  3  Jahren  insofern  aufgehoben  werden,  als  die 
Forderungen  dem  Schuldner  unter  Abzug  der  bereits  getilgten 
Beträge  wieder  in  ihrer  vollen  Höhe  gegenübertreten.  Im  übrigen 
wird  der  Akkord  durch  Nichterfüllung  nicht  aufgehoben.  Bei 
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einem  späteren  Konkurse  sind  aber  die  Akkordgläubiger  in  der 
Höhe  ihrer  ursprünglichen  Forderungen  Konkursgläubiger.  Für 
Berufungen  gegen  die  Verfügungen  des  Teilungsgerichts  ist  in 
Kopenhagen  ein  besonderes  Akkordgericht  eingesetzt,  dem  in 
Norwegen  der  „Berufungsausschuss  des  Höchsten  Gerichts" 
entspricht. 

Die  amerikanischen  Staaten  kannten  bislang  den 
Präventivakkord  meist  nur  in  der  Form  des  Moratoriums.  Erst 
in  allerjüngster  Zeit  ist  man  zu  dem  Institut  des  Präventiv  - 
akkords  in  der  Form  des  Nachlassvergleichs  übergegangen. 
Voranzuschicken  wäre,  dass  die  Vereinigten  Staaten  einen  Prä- 
ventivakkord überhaupt  nicht  kennen.  Wohl  aber  haben  die 
grossen  südamerikanischen  Republiken  diese  Einrichtung. 

ARGENTINIEN  hat,  nachdem  es  bereits  seit  1890  ein 
Moratorium  für  Kaufleute  gekannt,  in  der  „Ley  sobre  Juicio  de 
Quiebras"  vom  23.  Dezember  1902  den  Präventivakkord  einge- 
führt. Jeder  Kaufmann  kann  vor  der  Zahlungseinstellung  oder 
binnen  3  Tagen  nach  derselben  beim  Handelsgericht  die  Ein- 
berufung seiner  Gläubiger  beantragen.  Dem  Antrage  müssen 
die  Gründe  des  Vermögensverfalls,  eine  Bilanz  und  eine  Gläubiger- 
liste beigefügt  sein.  Bei  Zulassung  des  Antrages  beraumt  das 
Gericht  eine  Gläubigerversammlung  auf  einen  14  Tage  bis  einen 
Monat  später  liegenden  Termin  an  und  ernennt  einen  oder 
mehrere  Gläubiger  zur  Prüfung  der  Lage  des  Schuldners.  Diese 
Verfügung  ähnelt  der  englischen  receiving  order;  auch  sie  dient 
nur  zur  Sicherung  der  Masse,  leitet  aber  noch  nicht  den  Kon- 
kurs ein;  binnen  24  Stunden  ist  sie  vom  Schuldner  in  2  Zei- 
tungen bekannt  zu  machen.  Der  Schuldner  behält  die  Verfü- 
gung über  die  Masse  unter  Kontrolle  der  Revisoren.  Macht  der 
Schuldner  nun  spätestens  5  Tage  vor  der  Gläubigerversamm- 
lung einen  schriftlichen  Vergleichsvorschlag,  so  kann  in  der 
Versammlung  darüber  Beschluss  gefasst  werden.  Die  Fest- 
stellung des  Stimmrechts  erfolgt  durch  die  Gläubigermehrheit; 
die  Zulassung  zur  Abstimmung  präjudiziert  aber  nicht  die  ma- 
terielle Gültigkeit  der  Forderungen.  Eine  Minimaldividende  ist 
für  den  Akkord  nicht  vorgeschrieben.  Stimmen  2k  der  Gläubiger 
mit  65°/o  der  Passiva  oder  65°/o  der  Gläubiger  mit  2U  der 
Passiva  für  den  Vergleich,  so  gilt  er  als  angenommen,  wenn 
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nicht  binnen  8  Tagen  seitens  eines  nicht  erschienenen  oder 
gegen  den  Vergleich  stimmenden  Gläubigers  mit  der  Begründung 
Einspruch  eingelegt  wird,  dass  die  Mehrheit  unrichtig  berechnet 
sei  oder  dass  unlautere  Machenschaften  vorlägen.  Uber  den 
Einspruch  entscheidet  das  Gericht.  Erfolgt  kein  Einspruch,  so 
hat  das  Gericht  nur  die  formelle  Seite  des  Akkords  zu  prüfen 
und  danach  seine  Bestätigung  zu  erteilen.  Ein  Jahr  lang  ist 
nachträgliche  Aufhebung  des  Akkordes  möglich,  wenn  nachge- 
wiesen wird,  dass  die  dem  Vergleich  zugrunde  liegende  Bilanz 
gefälscht  war. 

Findet  der  Akkord  keine  Mehrheit,  so  können  die  Gläu- 
biger durch  den  gleichen  qualifizierten  Mehrheitsbeschluss  die 
Übernahme  aller  Aktiva  und  Passiva  auf  sich  selbst  beschliessen. 
Kommt  auch  dieser  Beschluss  nicht  zustande,  so  erfolgt  die 
Konkurseröffnung. 

BRASILIEN  kannte  früher  wie  Argentinien  nur  das  Mora- 
torium. Durch  Gesetz  vom  16.  August  1902  ist  für  einge- 
tragene Kaufleute  auch  ein  Präventivakkord  zugelassen  worden. 
Binnen  10  Tagen  nach  festgestellter  Nichterfüllung  einer  Schuld 
kann  der  Schuldner,  sofern  noch  kein  Konkurs  beantragt  ist, 
das  Gericht  um  Zulassung  des  Präventivakkords  ersuchen. 
Binnen  10  Tagen  nach  erfolgter  Bekanntmachung  haben  die 
Gläubiger  ihre  Erklärungen  dem  Gerichte  einzureichen.  Zur 
Annahme  des  Vergleich  ist  bei  weniger  als  30°/o  Dividende  3U 
Personen-  und  Summenmehrheit,  bei  30 — 50°/o  Dividende  2/s 
Personen-  und  3U  Summenmehrheit  oder  umgekehrt  erforderlich; 
bei  über  50°/o  Dividende  genügt  einfache  Personen-  und  Sum- 
menmehrheit. 

Eine  doppelte  3U  Majorität  kann  ausserdem  beschliessen, 
dass  die  Zahlungsfrist  sich  über  2  Jahre  hinaus  erstrecken  solle. 
Binnen  20  Tagen  nach  erfolgter  Abstimmung  ergeht  der  Be- 
schluss des  Gerichts  über  Ablehnung  oder  Bestätigung  des 
Vergleichs.  Bei  Böswilligkeit  (mä  fe)  des  Schuldners  oder 
Nichterfüllung  des  Akkordes  ist  dessen  nachträgliche  Aufhebung 
und  Konkurseröffnung  möglich. 

PARAGUAY  kannte  früher  auch  nur  das  Moratorium. 
Durch  Gesetz  vom  5.  Oktober  1903  hat  es  den  argentinischen 
Präventivakkord  bei  sich  eingeführt. 
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URUGUAY  hat  gleichfalls  das  argentinische  Recht  bei  sich 
eingeführt. 

In  COSTA  RICA  gibt  es  ein  beschränktes  Moratorium. 
Es  kann  zwar  bis  auf  2  Jahre  ausgedehnt  werden,  gilt  aber 
nicht  für  die  Gesamtheit  der  Schulden,  sondern  nur  für  eine 
einzelne  Schuld,  die  zudem  weder  eine  Handelsschuld  sein,  noch 
auf  Wechsel-.  Alimenten-  oder  Deliktsforderungen  beruhen  darf. 

PERU  hat  wieder  das  argentinische  Recht  fast  unverändert 
übernommen.  CHILE  kennt  nur  ein  Moratorium,  das  jedoch 
hier  nicht  inbetracht  kommen  kann,  da  zu  dessen  Annahme 
Einstimmigkeit  erfordert  wird. 

HAITI  hat  durch  Gesetz  vom  16.  Juli  1896  die  französische 
liquidation  judiciaire  bei  sich  eingeführt. 

ÄGYPTEN,  dessen  Konkursrecht  dem  französischen 
Code  de  Commerce  entlehnt  ist,  hat  durch  Gesetz  vom 
26.  März  1900  den  Zwangsvergleich  nach  belgischem  Muster 
eingeführt.  Seine  Vorschriften  gelten  für  alle  Fälle,  in  denen 
ein  Fremder  am  Verfahren  als  Schuldner  oder  Gläubiger  be- 
teiligt ist.  Von  dem  belgischen  Verfahren  weicht  das  Gesetz 
insofern  ab,  als  der  Akkordabschluss  durch  cessio  bonorum 
nicht  besonders  erwähnt  ist  und  auch  keine  Kontrolle  über  die 
Ausführung  des  Vergleiches  vorgesehen  ist. 

Der  Antrag  muss  seitens  eines  zahlungsunfähigen  Kauf- 
manns binnen  14  Tagen  nach  der  Zahlungseinstellung  gestellt 
werden.  Das  Gericht  bestimmt  eins  seiner  Mitglieder  zur 
Prüfung  und  Leitung  der  Sache.  Nach  Einleitung  des  Ver- 
fahrens können  keine  Zwangsvollstreckungen  mehr  stattfinden. 
Zur  Annahme  des  Akkordes  ist  einfache  Personen-  und  3/4 
Summenmajorität  erforderlich.  Die  Bestätigung  bindet  alle 
Chirographargläubiger.  Einleitung  und  Beendigung  des  Ver- 
fahrens werden  öffentlich  bekannt  gemacht.  Nach  Erfüllung 
der  Akkordbedingungen  bleibt  auch  keine  obligatio  naturalis 
zurück. 

Die  mit  diesem  Verfahren  erzielte  Durchschnittsdividende 
betrug  im  Jahre  1905:  55°/o.  Es  sind  allerdings  Klagen  über 
zu  grosse  Nachsichtigkeit  der  Gerichte  laut  geworden,  und  die 
englische  Handelskammer,  auf  deren  Anregung  hin  das  Gesetz 
erlassen  worden  ist,  hat  bereits  eine  Verschärfung  der  Voraus- 
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Setzungen,  u.  a.  die  Statuierung  einer  Mindestdividende  von 
60°/o  verlangt.  Die  Denkschrift  des  Reichsjustizamts  muss 
aber  auch  hier  wieder  zugeben,  dass  das  Verfahren  verhältnis- 
mässig häufig  zur  Anwendung  kommt  und  dass  an  seine  Ab- 
schaffung nicht  gedacht  wird. 

In  CHINA  liegen  die  Verhältnisse  ähnlich  wie  in  der 
Türkei.  China  hat  keine  besondere  Handelsgesetzgebung;  aber 
für  die  dort  ansässigen  weissen  Kaufleute  gilt  das  Recht  ihres 
Heimatlandes,  so  dass  dort  der  Präventivakkord  ebenso  oft  gilt, 
als  die  Heimatgesetze  des  betr.  Landes  ihn  kennen. 

JAPAN  dagegen  besitzt  in  den  Art.  1059—1064  seines 
Handelsgesetzbuches  vom  iL  Januar  1893  ein  allerdings  auch 
nur  für  Kaufleute  geltendes  Moratorium.  Der  Antrag  kann  nur 
von  einem  ohne  sein  Verschulden  in  Vermögensverfall  geratenen 
kaufmännischen  Schuldner  gestellt  werden  und  muss  eine  ge- 
naue Bilanz,  eine  Gläubigerliste,  Angabe  der  Zeit,  binnen  der 
die  Befriedigung  voraussichtlich  erfolgen  wird,  sowie  der  ge- 
botenen Sicherheit  für  die  volle  Befriedigung  enthalten.  Das 
Gericht  kann  mit  der  öffentlichen  Berufung  der  Gläubiger- 
versammlung zugleich  einen  provisorischen  Zahlungsaufschub 
bewilligen.  Stimmt  die  Hälfte  der  anwesenden  Gläubiger  mit 
der  Hälfte  des  vertretenen  Forderungsbetrages  zu,  so  kann  der 
Vergleich  vom  Gericht  durch  der  sofortigen  Beschwerde  unter- 
liegenden Beschluss  bestätigt  oder  auch  verworfen  werden. 
Die  rechtskräftige  Bestätigung  suspendiert  jede  Zwangsvoll- 
streckung und  stellt  den  Schuldner  unter  die  Kontrolle  eines 
Kommissars.  Das  Moratorium  kann  nachträglich  aufgehoben 
werden  wegen  unredlichen  Verhaltens  des  Schuldners,  wegen 
Nichterfüllung  der  Bedingungen  oder  wegen  Fortfalls  der  ge- 
setzlichen Voraussetzungen.  In  diesem  Falle  sowie  bei  Nicht- 
bewilligung  des  Moratoriums  ist  unverzüglich  Konkurs  zu  er- 
öffnen. Dann  gilt  als  Tag  der  Eröffnung  das  Datum  des  Ge- 
suchs um  Zahlungsaufschub.  Das  Moratorium  kann  für  höchstens 
1  Jahr  bewilligt,  aber  nachträglich  unter  den  gleichen  Bedin- 
gungen um  höchstens  1  Jahr  verlängert  werden. 

Last  but  not  least  ist  die  südaustralische  COMMON- 
WEALTH zu  erwähnen,  die  in  den  §§  262—294  der  Insolvent 
Act  vom  17.  November  1886  ein  ganz  vorzügliches  Präventiv- 
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verfahren  besitzt.  Jeder  zahlungsunfähige  Schuldner,  nicht  bloss 
ein  Kaufmann,  kann  durch  Zirkular  seine  Gläubiger  zu  einer 
Versammlung  binnen  einer  Frist  von  3 — 10  Tagen  laden.  Nach 
Versendung  dieses  Rundschreibens  kann  das  Gericht  auf  Antrag 
alle  Zwangsvollstreckungen  vorläufig  inhibieren.  Zur  Annahme 
des  vorgeschlagenen  Vergleichs  in  der  Versammlung  ist  einfache 
Personen-  und  3/4  Summenmajorität  erforderlich;  doch  werden 
Forderungen  unter  5  J^'  nur  in  die  Summenmehrheit  eingerechnet. 
Der  angenommene  Vergleich  unterliegt  dann  der  Bestätigung 
des  Gerichts  und  zwar  nach  dessen  freiem  Ermessen.  Bestätigt 
das  Gericht  den  Vergleich,  so  muss  er  noch  in  einer  zweiten, 
7 — 14  Tage  nach  der  ersten  stattfindenden  Gläubigerversammlung 
mit  der  gleichen  Majorität  angenommen  werden.  Jetzt  bindet 
er  sämtliche  Gläubiger. 

Daneben  ist  noch  eine  cessio  bonorum  zulässig,  die  ur- 
kundlich an  einen  von  den  Gläubigern  zu  wählenden  besoldbaren 
Verwalter  zu  erfolgen  hat.  Dieser  hat  die  Stellung  eines  Kon- 
kursverwalters und  ist  verpflichtet,  die  Masse  in  gleicher  Weise 
zu  liquidieren  wie  jener. 

Erscheint  nachträglich  das  Interesse  der  Gläubiger  oder 
des  Schuldners  gefährdet  oder  wird  eine  fällige  Rate  nicht  be- 
zahlt, so  kann  das  Gericht  auf  Antrag  das  Abkommen  mit 
Wirkung  ex  nunc  annullieren;  doch  muss  der  Aufhebung  binnen 
7  Tagen  der  Antrag  auf  Konkurseröffnung  nachfolgen. 

Wollen  wir  nun  den  Versuch  machen,  aus  der  Gesamtheit 
dieser  Gesetzgebungen  die  leitenden  Gedanken  herauszuschälen, 
so  sehen  wir  sofort,  dass  ein  Kern,  der  allen  Rechten  gemeinsam 
wäre,  sich  nicht  auffinden  lässt.  Immerhin  aber  lassen  sich 
einige  der  Mehrzahl  der  dargestellten  Rechte  gemeinsame  Prin- 
zipien herausstellen,  was  im  folgenden  unter  der  schlechterdings 
unabweisbaren  Trennung  von  Moratorium  und  Nachlassvertrag 
versucht  werden  soll. 

Das  Moratorium  wird  demnach  von  dem  in  Zahlungs- 
schwierigkeiten geratenen  kaufmännischen  Schuldner  unter  Bei- 
fügung einer  Aufstellung  seiner  Gläubiger  und  einer  vollständigen 
Bilanz  nebst  Inventar  beantragt.     Haupterfordernis  ist  in  der 
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Regel  das  „Gleichgewicht  der  Bilanz"  d.  h.,  dass  keine  Über- 
schuldung vorliege,  sondern  dass  der  Schuldner  voraussichtlich 
imstande  sei,  nach  einiger  Zeit  seine  Verbindlichkeiten  voll- 
ständig zu  decken.  Das  Gericht  gewährt  im  Falle  der  Zulassung 
des  Antrages  ein  provisorisches  Moratorium,  während  dessen 
Zwangsvollstreckungen  gegen  den  Schuldner  weder  begonnen 
noch  fortgesetzt  werden  dürfen  und  der  Schuldner  andererseits 
sich  jeder  Verfügung  über  sein  Vermögen  enthalten  muss.  Die 
dann  öffentlich  einzuberufende  Gläubigerversammlung  beschliesst 
mit  verschiedener,  aber  stets  qualifizierter  Mehrheit  nach  Personen 
und  Summen  über  die  Annahme  des  Antrags,  der  dann  der 
Bestätigung  des  Gerichts  unterliegt.  Oft  ist  die  Gewalt  des 
Gerichts  noch  bedeutend  weitreichender,  indem  es  über  den  An- 
trag selbständig  zu  befinden  hat,  ausser  wenn  eine  qualifizierte 
doppelte  Majorität  gegen  die  Annahme  ist.  Wird  der  Antrag 
genehmigt,  so  gilt  die  Stundung  zunächst  für  ein  Jahr,  ist  aber 
aus  besonderen  Gründen  verlängerbar.  Das  Gericht  setzt  bis 
zur  vollen  Befriedigung  der  Gläubiger  einen  Kommissar  und 
mehrere  Gläubiger  zur  Überwachung  des  Geschäftsbetriebes  des 
Schuldners  ein,  ohne  deren  Genehmigung  dieser  wichtige  Ge- 
schäfte nicht  vornehmen  darf.  Durch  die  Bestätigung  werden 
alle  im  Verzeichnis  aufgeführten  Gläubiger  gebunden.  Der  ge- 
währte Zahlungsaufschub  ist  nachträglich  aufhebbar,  falls  un- 
redliches Verhalten  oder  Verschlechterung  der  Vermögenslage 
des  Schuldners  die  Nichterfüllung  wahrscheinlich  machen,  oft 
auch  schon  bei  Nichtzahlung  der  fälligen  Raten.  In  diesem 
Falle,  ferner  auch  bei  Ablehnung  des  Moratoriums,  eröffnet  das 
Gericht  ohne  besonderen  Antrag  das  Konkursverfahren. 

Der  Normalfall  des  Präventivakkordes  (Erlass-  oder  Erlass- 
stundungs-Vertrag)  zeigt  folgenden  Verlauf:  Das  Verfahren  wird 
nur  auf  Antrag  des  in  seinen  Vermögensverhältnissen  zurück- 
gegangenen Schuldners  eröffnet,  der  spätestens  unmittelbar  nach 
der  Zahlungseinstellung  einzureichen  ist,  aber  auch  schon  be- 
liebige Zeit  vorher  gestellt  werden  kann.  Vielfach  ist  nur  ein 
kaufmännischer,  oder  doch  wenigstens  ein  Schuldner,  der  eine 
geordnete  Buchführung  nachweisen  kann,  zur  Stellung  des  An- 
trages befugt.  Dem  Antrage  sind  eine  Aufstellung  der  Gläubiger 
und  eine  eingehende  Darlegung  der  Vermögenslage  beizufügen. 
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Das  Gericht  beruft,  falls  es  den  Antrag  zulassen  will,  eine 
Gläubigerversammlung  durch  öffentliche  Bekanntmachung,  und 
diese  befindet  mit  qualifizierter  doppelter  Mehrheit  über  den 
Akkord.  Sehr  oft  wird  eine  Minimalquote  von  30  —  50  °/o  ver- 
langt. In  vielen  Rechtsgebieten  muss  eine  zweimalige  Gläubiger- 
versammlung stattfinden,  in  denen  der  Antrag  jedesmal  mit  quali- 
fizierter doppelter  Majorität  angenommen  werden  muss.  Meist 
wird  auch  nachträglicher  schriftlicher  oder  protokollarischer  Akzess 
zu  der  erfolgten  Abstimmung  gestattet.  Der  angenommene  Ver- 
gleich unterliegt  der  Bestätigung  des  Gerichts.  Die  Einleitung 
des  Verfahrens  hat  provisorisch  und  die  Bestätigung  des  Akkordes 
definitiv  die  Wirkung,  dass  Exekutionen  gegen  den  Schuldner 
einzustellen  sind  bezw.  nicht  begonnen  werden  können.  In  der 
Verfügung  über  sein  Vermögen  wird  der  Schuldner  insofern  be- 
schränkt, als  ihm  ein  richterlicher  Beamter  und  mehrere  Gläubiger 
oder  von  diesen  gewählte  Personen  zwecks  Beaufsichtigung  bis 
zur  Erfüllung  der  Akkordverpflichtungen  beigegeben  werden. 
Der  Vergleich  bindet  alle  in  dem  Gläubigerverzeichnis  aufgeführten 
Personen.  Bei  Nichtannahme  des  Konkordats  wird  in  der  Regel 
von  Amts  wegen  der  Konkurs  eröffnet.  Auch  der  angenommene 
Vergleich  ist  aufhebbar,  wenn  er  nicht  erfüllt  oder  wenn  der 
Schuldner  rechtskräftig  wegen  betrügerischer  Manipulationen, 
die  auf  den  Vergleich  bezughaben,  verurteilt  wird.  Auch  dann 
muss  das  ordentliche  Konkursverfahren  platzgreifen. 


IV.  Folgerungen  für  die  deutsche  Gesetzgebung. 

Angesichts  dieses  so  weit  verbreiteten  und  so  eingehend 
ausgestatteten  Verfahrens  des  Präventivakkordes  drängt  sich  von 
selbst  unabweisbar  die  Frage  auf,  welche  Folgerungen  daraus 
für  unsere  Gesetzgebung  zu  ziehen  sind.  Wie  in  der  Einleitung 
erwähnt  wurde,  ist  der  Reichskonkursordnung  ein  Präventiv- 
verfahren unbekannt.  Ist  es  darum  für  unser  Recht  etwas  ganz 
Neues,  und  sollte  man  berechtigt  sein,  ein  solches  Verfahren 
als  einen  Fremdkörper  im  Organismus  unseres  Rechtssystems 
zu  bezeichnen?  Kennt  die  preussisch-deutsche  Gesetzgebung 
garnichts  derart? 
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Wenn  wir  diese  Frage  prüfen,  so  ergibt  sich  bald,  dass 
der  Präventivakkord  auch  auf  deutschem  Boden  kein  Fremder 
mehr  ist.  Ja,  wir  können  sogar  sagen,  dass  auf  deutschem 
Boden  zuerst  der  Gedanke  des  modernen  Präventivakkordes  ent- 
standen und  in  die  Wirklichkeit  umgesetzt  worden  ist.  Die 
ältere  Form  des  Moratoriums  ist  mit  dem  römischen  Recht  in 
Deutschland  rezipiert  worden.  Da  ein  solches  aber  nur  vom 
Landesherrn  erteilt  werden  konnte,  was  oft  nach  Willkür  und 
auf  ungebührlich  lange  Zeit  —  5  Jahre  —  erfolgte  (eiserne 
Briefe,  Anstandsbriefe,  Quinquennellen) ,  waren  sie  oft  von 
schädigenden  Wirkungen  begleitet  und  deshalb  sehr  unbeliebt; 
(„Quinquennellen  gehören  in  die  Höllen").  Diese  landesherrliche 
Befugnis  wurde  aber  schon  durch  die  Reichspolizeiordnung  von 
1577  eingeschränkt  und  späterhin  durch  die  Landesgesetzgebung 
den  Gerichten  zugewiesen.    (Gerichtliche  Indulte). 

Daneben  bildete  die  gemeinrechtliche  Praxis  den  Präventiv- 
akkord aus.  Mit  unter  den  ersten  stehen  hier  die  Hansestädte 
Bremen  und  Hamburg,  Bremen  mit  seinem  Moratorial-  und 
Akkordverfahren  und  Hamburg  mit  der  „Neuen  Fallitenordnung" 
vom  31.  August  1753.  Auch  Sachsen  führte  1766  den  Präventiv- 
akkord ein,  ferner  Kurhessen,  Sachsen-Altenburg  und  -Gotha, 
Braunschweig,  Anhalt,  Baden,  Württemberg,  Hannover,  Lübeck 
und  die  beiden  Mecklenburg.  Von  der  Hamburger  Falliten- 
ordnung müssen  sogar  die  Motive  zugeben,  dass  sie  „alle 
Konkursformen  bis  zur  Gegenwart  überdauert  hat,  kraft  ihrer 
den  schon  damals  hoch  entwickelten  Handelsverkehr  berück- 
sichtigenden materiellen  Bestimmungen  und  vermöge  ihres  eigen- 
tümlichen Systems,  den  Eintritt  eines  förmlichen  Konkurses  mit 
seinen  über  die  Massen  vervielfältigten  und  ausgedehnten  ge- 
richtlichen Prozessen  so  viel  immer  möglich  zu  verhüten  und 
statt  dessen  den  Gläubigern  selbst  eine  aussergerichtliche  Ab- 
machung unter  Autorität  einer  Ratskommission  durch  Sicher- 
stellung, Verwertung  und  akkordmässige  Verteilung  der  ganzen 
Masse  zu  überlassen."44)  —  Die  preussische  Konkursordnung 
von  8.  Mai  1855  hat  in  den  §§  421 — 433  unter  gleichzeitiger 
Abschaffung  des  Generalmoratoriums  £in  Verfahren  zur  Be- 

4*)  Anlageband  zu  den  Motiven  des  Entwurfs  einer  deutschen 
Gemeinschuldordnung,  1873,  S.  58. 
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willigung  eines  Spezialmoratoriums  geregelt,  das  der  Schuldner, 
der  aus  einer  vollstreckbaren  Forderung  inanspruchgenommen 
wird,  beim  Prozessgericht  erster  Instanz  beantragen  kann.  Der 
Richter  entscheidet  über  die  Gestattung  nach  billigem  Ermessen 
und  unanfechtbar.  Die  Bewilligung  einer  solchen  Einzelstundung 
ist  aber  sowohl  auf  bestimmte  Arten  von  Forderungen  beschränkt, 
als  auch  wird  sie  ohne  weiteres  hinfällig,  wenn  ein  anderer 
Gläubiger  gegen  den  Schuldner  die  Zwangsvollstreckung  betreibt. 

Dass  dieses  Verfahren  nicht  lebensfähig  war,  ist  evident. 
Inzwischen  erhob  sich  bei  uns  immer  dringender  der  Ruf  nach 
einem  aussergerichtlichen  Akkordverfahren,  und  im  Jahre  1868 
regte  der  deutsche  Handelstag  an,  in  das  Konkursgesetz  des 
Norddeutschen  Bundes  eine  Bestimmung  über  den  Zwangs- 
vergleich ausserhalb  des  Konkurses  aufzunehmen.  In  dem  Ent- 
wurf zur  deutschen  Gemeinschuldordnung  vom  Jahre  1873 
wurde  dann  in  den  §§  233 — 256  des  IV.  Buches  ein  völlig 
ausgearbeitetes  „Vergleichsverfahren  zur  Abwendung  des  Ge- 
meinschuldverfahrens" angeboten  und  mit  einer  überzeugenden 
Begründung  versehen.  Gleichwohl  hat  bereits  die  Vorkommission 
in  den  2.  Entwurf  dieses  Verfahren  nicht  mehr  aufgenommen 
und  als  Grund  dafür  u.  a.  angegeben,  „dass  ein  Verfahren  zur 
Abwendung  des  Konkurses  nicht  Bedürfnis  sei",  (sie!)  Trotz 
dieses  Misserfolges  Hessen  die  Bestrebungen  der  Handelswelt 
aber  nicht  nach.  Im  Jahre  1898  tauchte  bei  der  Neufassung 
der  Konkursordnung  erneut  das  Verlangen  nach  Einführung  des 
Präventivakkordes  auf,  aber  wiederum  konnten  sich  Reichstag 
und  Bundesrat  nicht  zu  seiner  Aufnahme  entschliessen.  Auch 
im  neuen  Jahrhundert  wird  der  Ruf  nach  gesetzlicher  Regelung 
des  Präventivakkordes  immer  und  immer  wieder  erhoben.  Im 
Jahre  1905  beschloss  der  17.  deutsche  Anwaltstag:  „Der  An- 
waltstag hält  eine  alsbaldige  gesetzliche  Regelung  des  gericht- 
lichen Zwangsvergleichs  ausserhalb  des  Konkursverfahrens  für 
dringend  geboten."45)  Im  gleichen  Jahre  hat  auch  der  deutsche 
Handelstag  sein  Verlangen  wiederholt.  In  der  Denkschrift  von 
1907  verharrt  das  Reichsjustizamt  auf  seinem  ablehnenden 
Standpunkt.  Die  Praxis  aber  lässt  sich  hierdurch  nicht  ent- 
mutigen.    Der  am   24.  März   1909  gegründete  „Gläubiger- 

45)  Verhandlungen  des  17.  deutschen  Anwaltstages,  1905,  S.  562. 


—    72  — 


Schutzverband  der  Textilindustrie"  erklärt  es  als  eine  seiner 
wichtigsten  Aufgaben,  neben  der  Kontrolle  der  jeder  gesetz- 
lichen Aufsicht  entbehrenden  aussergerichtlichen  Vergleichs- 
abschlüsse „die  Herbeiführung  einer  gesetzlichen  Regelung  des 
gerichtlichen  Zwangsvergleichsverfahrens  ausserhalb  des  Kon- 
kurses zu  verfolgen,  eine  Aufgabe,  zu  deren  Lösung  Reichstag 
und  Regierung  die  Interessenten  geradezu  aufgefordert  haben."46) 

Und  wenn  auch  §  4  des  Gesetzes  betr.  die  Einführung 
der  Konkursordnung  vom  10.  Februar  1877/ 17.  Mai  1898  sagt: 
„Aufgehoben  werden  die  Vorschriften  der  Landesgesetze  über 
das  Konkursverfahren,  über  gerichtliche,  zur  Abwendung  der 
Einleitung  eines  solchen  Verfahrens  dienende  Stundungs-  oder 
Nachlassverhandlungen,  ...  die  landesherrliche  oder  gericht- 
liche Bewilligung  einer  allgemeinen  Zahlungsstundung,"  so  kann 
diese  Bestimmung  doch  nicht  die  Tatsache  aus  der  Welt 
schaffen,  dass  einmal  das  Bedürfnis  nach  einer  reichsrechtlichen 
Regelung  des  Präventivakkordes  mehr  als  je  im  wirtschaftlichen 
Leben  sich  fühlbar  macht  und  dass  auf  der  anderen  Seite  die 
modernste  Reichs-  und  Landesgesetzgebung  das  Berechtigte 
dieses  Verlangens  dadurch  zugegeben  hat,  dass  in  mehreren 
Spezialgesetzen  ein  Vergleich  oder  eine  Stundung  zur  Abwen- 
dung des  Konkurses  zugelassen  oder  gar  vorgeschrieben  ist. 

Das  wichtigste  dieser  Gesetze  ist  das  vom  4.  Dezember 
1899  betr.  die  gemeinsamen  Rechte  der  Besitzer  von  Schuld- 
verschreibungen. Dieses  findet  Anwendung  nur  auf  grosse 
Unternehmen,  die  für  mindestens  300000  Mk.  Obligationen  in 
einer  Zahl  von  mindestens  3000  Stück  mit  staatlicher  Ge- 
nehmigung in  Umlauf  gesetzt  haben.  Gerät  ein  solches  Unter- 
nehmen in  Zahlungsschwierigkeiten,  so  haben  die  Beschlüsse, 
welche  von  der  Obligationärversammlung  zur  Wahrung  der  ge- 
meinsamen Interessen  gefasst  werden,  verbindliche  Kraft  für 
alle  Obligationäre  nach  Massgabe  dieses  Gesetzes.  Einberufen 
wird  die  Versammlung  durch  den  Schuldner  und  zwar  entweder 
auf  Antrag  des  von  den  Gläubigern  ein  für  allemal  bestellten 
Vertreters  oder  von  Gläubigern,  die  zusammen  mindestens  5°/o 
der  im  Umlauf  befindlichen  Schuldverschreibungen  besitzen. 
Die  Versammlung  kann  die  Aufgabe  oder  Beschränkung  von 
~™46)  Deutsche  Wirtschaftszeitung,  1909,  Sp.  371. 
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Gläubigerrechten  beschliessen,  besonders  die  Herabsetzung  des 
Zinsfusses  oder  Bewilligung  einer  Stundung,  freilich  nicht  einen 
Verzicht  auf  das  Kapital  selbst.47)  Zur  Annahme  eines  der- 
artigen Beschlusses  ist  in  jedem  Falle  eine  Mehrheit  von  3/* 
der  abgegebenen  Stimmen  erforderlich ;  ausserdem  aber  muss 
diese  Mehrheit,  falls  die  umlaufenden  Obligationen  einen  Nenn- 
wert von  mehr  als  16  Millionen  M.  haben,  auch  mindestens 
lU  dieses  Nennwerts  erreichen;  beträgt  der  Gesamtnennwert 
weniger,  so  ist  die  verlangte  Mehrheit  noch  grösser;  bei  12— 
16  Millionen  Nennwert  sollen  nämlich  mindestens  8  Millionen 
und  bei  weniger  als  12  Millionen  sogar  2/s  des  Gesamtnenn- 
werts für  die  Annahme  des  Beschlusses  sein.  Nun  aber 
und  das  ist  der  Beweis  für  meine  oben  aufgestellte  Behauptung 
—  bestimmt  §  1 1  des  Gesetzes,  dass  dieses  ganze  Verfahren 
ausschliesslich  zur  Abwendung  einer  Zahlungseinstellung  oder 
des  Konkurses  des  Schuldners  bestimmt  ist.  Deutlicher  konnte 
der  Gesetzgeber  das  Vorhandensein  eines  starken  Bedürfnisses 
nach  Vermeidung  des  Konkurses  nicht  ausdrücken. 

Sodann  ist  im  Hypothekenbankgesetz  vom  13.  Juli  1899 
dieselbe  Massregel  vorgesehen,  indem  der  4.  Absatz  des  §  35 
bestimmt,  dass  die  Kosten  einer  Versammlung  der  Pfandbrief- 
gläubiger, die  nach  den  Vorschriften  des  Gesetzes  betr.  die 
gemeinsamen  Rechte  der  Besitzer  von  Schuldverschreibungen 
berufen  wird,  aus  dem  zur  vorzugsweisen  Befriedigung  der 
letzteren  dienenden  Teile  der  Masse  zu  berichtigen  sind.  Der 
Präventivakkord  ist  also  auch  hier  in  der  dargestellten  Form 
zugelassen  und  vorgeschrieben.  Dass  er  auch  praktisch  ge- 
worden ist,  zeigt  Hecht,  indem  er  bemerkt :  „Bei  der  jüngsten 
Hypothekenbankkatastrophe  ist  nur  in  einem  einzigen  Falle,  bei 
der  deutschen  Grundschuldbank,  der  Konkurs  eröffnet  worden, 
aber  auch  in  diesem  Falle  ist  das  Konkursverfahren  nicht  durch- 
geführt worden.  ....     Die  enormen  Kosten  einer  konkurs- 

47)  Natürlich  kann  die  Versammlung  der  Obligationäre  auch  einen 
Verzicht  auf  Kapitalansprüche  beschliessen.  Hierzu  genügt  aber  nic.ht 
jener  Mehrheitsbeschluss ;  denn  ein  Zwang  gegen  die  Minorität  'st 
durch  dieses  Gesetz  ausdrücklich  verboten.  Ein  Kapitalverzicht  muss 
einhellig  beschlossen  werden.  Dies  ist  z.  B.  erfolgt  bei  der  Liquidation 
der  A.-G.  HELIOS  in  Köln,  wo  die  Obligationäre  ausser  auf  Zinsen  usw. 
auch  auf  einen  Teil  des  Kapitals  verzichtet  haben,  um  eine  schnellere 
und  vorteilhaftere  Abwickelung  des  Unternehmens  zu  ermöglichen. 


mässigen  Erledigung  geben  einen  wesentlichen  Bestimmungs- 
grund ab,  um  von  einer  konkursrrtässigen  Erledigung  abzusehen 
und  irgend  eine  Form  der  Sanierung  vorzunehmen.  ....  Da 
die  Zinszahlung  während  des  Konkurses  aufhört,  ist  die  schnelle 
Erledigung  des  Verfahrens  geboten.  Mit  dieser  aber  geht  die 
Hoffnung  besserer  Verwertung  durch  ruhige  Abwicklung  .  .  .  . 
und  parzellenweise  Veräusserung  des  Grundbesitzes  verloren. 
Reflektanten  erwägen  genau  die  Situation  des  Konkursverwalters. 
Die  in  der  Konkursverwaltung  erreichbaren  Preise  bleiben  regel- 
mässig hinter  den  normalen  zurück.  Der  Konkursverwalter  kann 
bei  eintretenden  Zwangsverkäufen  mangels  der  dazu  erforder- 
lichen grossen  Mittel  gar  nicht  oder  nur  in  beschränktem  Masse 
sich  als  Bieter  beteiligen.  Die  Konkursverwaltung  kann  ge- 
schäftliche Transaktionen  weitausschauender  Art  nicht  vornehmen, 
während  solche  zur  Erhaltung  und  sachgemässen  Verwertung 
einzelner  Objekte  erforderlich  sein  können".48) 

Einen  überaus  einschneidenden  Fall  enthält  auch  das  Gesetz 
über  die  privaten  Versicherungsunternehmungen  vom  12.  Mai  1901. 
Die  privaten  Versicherungsgesellschaften  unterstehen  bekanntlich 
infolge  dieses  Gesetzes  der  Kontrolle  des  Kaiserlichen  Aufsichts- 
amts für  Privatversicherung.  Ergibt  sich  nun  bei  Prüfung  der 
Lage  und  Geschäftsführungsart  eines  solchen  Unternehmens,  dass 
die  dauernde  Leistungsfähigkeit  zweifelhaft  erscheint,  dass  aber 
gleichwohl  im  Interesse  der  Versicherten  eine  Vermeidung  des 
Konkurses  geboten  ist,  so  kann  die  Aufsichtsbehörde  verschiedene 
ihr  geeignet  erscheinende  Massregeln  treffen,  die  Vertreter  der 
Gesellschaft  zur  Änderung  der  Geschäftsgrundlagen  auffordern, 
bestimmte  Arten  von  Zahlungen  verbieten  und  sogar  bei  Lebens- 
versicherungen die  Verpflichtungen  der  Gesellschaft  aus  laufenden 
Versicherungen  bis  auf  662/3°/o  herabsetzen.  Hat  diese  Prozedur 
auch  nicht  die  Form  eines  Akkordes,  so  liefert  sie  doch  einen 
schlagenden  Beweis  für  die  Unerwünschtheit  des  Konkursver- 
fahrens und  die  Notwendigkeit  eines  Verfahrens,  das  ihn  ver- 
meiden kann. 

Ein  dem  Verfahren  des  Gesetzes  betr.  die  gemeinsamen 
Rechte  der  Besitzer  von  Schuldverschreibungen  ähnliches  kennt 
auch  noch  das  preussische  Gesetz  betr.  das  Pfandrecht  an  Privat- 

4S)  Hecht  in  Holtzendorff-Kohler,  I,  S.  1113. 
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eisenbahnen  und  Kleinbahnen  und  die  Zwangsvollstreckung  in 
dieselben  vom  19.  August  1895.  Hier  kann  ebenfalls  die  gänzliche 
oder  teilweise  Aufgabe  des  Pfandrechts,  die  Ermässigung  des 
Zinsfusses,  die  Bewilligung  einer  Stundung  usw.  von  einer 
Pfandgläubigerversammlung  mit  einfacher  Stimmenmehrheit  der 
anwesenden  Stimmen  beschlossen  werden,  falls  diese  mindestens 
2U  der  Gesamtsumme  der  Bahnpfandschuld  ausmacht.  Die 
Versammlung  wird  durch  das  Gericht,  welches  das  Bahngrund- 
buch führt,  berufen  und  zwar  entweder  auf  Antrag  von  Gläubigern, 
die  zusammen  mindestens  4°/o  der  Bahnpfandschuld  vertreten, 
oder  des  Bahneigentümers.  Dieser  Beschluss  bedarf  dann  nach 
zuvoriger  Anhörung  der  Bahnaufsichtsbehörde  der  Bestätigung 
des  Gerichts,  gegen  die  sofortige  Beschwerde  zulässig  ist. 

Nach  alledem  kann  man  nicht  umhin  zu  sagen,  dass  der 
Präventivakkord  als  ein  in  der  Mehrzahl  der  zivilisierten  Länder 
der  Erde  eingeführtes  und  bewährtes  Verfahren  ein  unbedingtes 
Erfordernis  jeder  modernen  Gesetzgebung  ist.  Die  überwiegende 
Zahl  der  deutschen  Handelskammern  und  fast  alle  gewerblichen 
und  kommerziellen  Interessenvertretungen  erheben  seit  Jahr- 
zehnten den  Ruf  nach  Einführung  dieses  Verfahrens;  eine  Reihe 
angesehener  Rechtslehrer  nennen  den  Präventivakkord  ein  un- 
abweisbares Bedürfnis  und  eine  baldiger  Durchführung  würdige 
und  fähige  Aufgabe  der  Legislative.  Die  Reichsgesetzgebung 
und  die  preussische  Gesetzgebung  haben  das  vorhandene  Be- 
dürfnis und  die  Zweckmässigkeit  des  Präventivakkordes  aner- 
kannt durch  dessen  partielle  Einführung  in  einigen  Spezial- 
gesetzen, und  ist  es  gar  nicht  anders  möglich,  als  dass  sich 
Reichstag  und  Bundesrat  der  allgemeinen  Strömung  nicht  länger 
widersetzen,  sondern  über  kurz  oder  lang  dieses  Verfahren  einer 
gesetzlichen  Regelung  unterziehen;  denn,  wie  Kohler  und  Frankl 
sagen,  „diesem  Verfahren  gehört  die  Zukunft",  und  der  Sieges- 
zug des  Präventivakkordes  lässt  sich  auch  in  unserem  Vater- 
lande nicht  länger  aufhalten. 

V. 

M.  E.  müsste  dem  Verfahren  etwa  folgende  Gestalt  ge- 
geben werden,  wobei  es  dahingestellt  bleiben  kann,  ob  es  vor- 
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zuziehen  ist,  es  in  die  Form  eines  besonderen  Gesetzes  zu 
kleiden  oder  dem  System  unseres  Konkursrechts  einzugliedern. 

Entwurf  eines  Gesetzes  über  den  Präventivakkord. 

§  1.  Wer  entweder  im  Handelsregister  eingetragen  ist 
oder,  ohne  im  Handelsregister  eingetragen  zu  sein,  geordnete, 
seinen  Verhältnissen  entsprechende,  fortlaufende  Aufzeichnungen 
führt,  aus  denen  seine  Vermögenslage  sich  ermitteln  lässt,  kann, 
wenn  er  in  Vermögensverfall  geraten  ist  und  so  lange  nicht 
der  Konkurs  über  sein  Vermögen  eröffnet  ist,  bei  dem  Amts- 
gericht seiner  gewerblichen  Niederlassung  und  in  Ermangelung 
einer  solchen  bei  dem  seines  Wohnsitzes  den  Antrag  auf  Er- 
öffnung des  Präventivakkordverfahrens  stellen. 

§  2.  Mit  dem  Antrage  hat  der  Schuldner  einzureichen: 

1)  eine  Darstellung  der  Ursachen  seines  Vermögens- 
verfalls, 

2)  eine  Übersicht  seiner  Vermögenslage, 

3)  ein  vollständiges  Verzeichnis  seiner  Gläubiger, 

4)  die  schriftliche  Zustimmung  von  mindestens  2k  seiner 
Gläubiger. 

Der  Schuldner  hat  dem  Antrage  die  von  ihm  geführten 
Bücher  bezw.  Aufzeichnungen  beizufügen  und  sich  zur  eidlichen 
Bekräftigung  sämtlicher  Angaben  zu  erbieten. 

Die  Zustimmung  der  Gläubiger  betrifft  lediglich  die  Ein- 
leitung des  Verfahrens. 

§  3.  Dem  Antrage  soll  beigefügt  werden  ein  Vergleichs- 
vorschlag und  die  Angabe,  wie  die  Durchführung  des  Vergleichs 
gesichert  werden  soll. 

§  4.  Das  Gericht  kann  den  Antrag  durch  unanfechtbaren 
Beschluss  ablehnen: 

1)  wenn  einer  der  Voraussetzungen  des  §  2  nicht 
genügt  ist, 

2)  wenn  der  Antragsteller  wegen  einer  der  in  den  §§ 
239—244  K.O.  bezeichneten  strafbaren  Handlungen 
rechtskräftig  verurteilt  worden  ist, 

3)  falls  die  Persorr  des  Schuldners  keine  ausreichende 
Garantie  dafür  bietet,  dass  er  in  redlicher  Absicht 
die  Einleitung  des  Verfahrens  beantragt  hat, 
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4)  falls  der  vorgeschlagene  Akkord  dem  Interesse  der 
Gläubiger  zu  dienen  nicht  geeignet  ist, 

5)  falls  nicht  ein  zur  Deckung  der  Kosten  des  Ver- 
fahrensausreichender Geldbetrag  vorgeschossen  wird. 

Das  Gericht  ist  zur  Zuziehung  von  Sachverständigen  bei 
Prüfung  des  Antrags  berechtigt. 

Der  Beschluss  soll  spätestens  14  Tage  nach  Eingang  des 
Antrages  erlassen  werden. 

§  5.  Gibt  das  Gericht  dem  Antrage  statt,  so  ernennt 
es  je  nach  dem  Umfange  der  Masse  1 — 5  Vertrauensmänner 
und  verpflichtet  diese  zu  gewissenhafter  Wahrnehmung  der 
Rechte  aller  Gläubiger. 

Von  den  Vertrauensmännern  soll  einer  die  Befähigung  zum 
Richteramte  haben  und  die  übrigen  vornehmlich  aus  der  Zahl 
der  in  den  Zustimmungserklärungen  etwa  empfohlenen  Personen 
genommen  werden,  von  denen  die  Hälfte  Nichtgläubiger  sein  soll. 

§  6.  Die  Vertrauensmänner  können  alle  ihnen  angemessen 
erscheinenden  Massnahmen  zur  Überwachung  des  Geschäfts- 
betriebes des  Schuldners  treffen;  sie  können  dazu  die  Hilfe  des 
Gerichts  inanspruch  nehmen.  Gegen  ihre  Massnahmen  hat  der 
Schuldner  Erinnerung  an  das  Gericht. 

Unter  Zuziehung  der  Vertrauensmänner  hat  der  Schuldner, 
sofern  dies  nicht  schon  gemäss  §  3  geschehen,  einen  eingehend 
ausgearbeiteten  Akkordvorschlag  aufzustellen  und  einzureichen 
unter  gleichzeitiger  Angabe,  wie  die  Durchführung  dieses  Ver- 
gleiches gesichert  werden  soll. 

Das  Gericht  kann  auf  Antrag  der  Vertrauensmänner  zwecks 
Sicherung  der  Gläubiger  dem  Schuldner  die  Verfügungsmacht 
über  einzelne  Vermögensstücke  oder  über  bestimmte  Arten  von 
solchen  entziehen  oder  beschränken. 

Die  Vertrauensmänner  haben  sich  gutachtlich  zu  äussern, 

1)  ob  die  Aufzeichnungen  übersichtlich  und  richtig 
geführt  sind  und  ob  die  gemäss  §§  2  und  3  mit  dem  Antrage 
eingereichten  Aufstellungen  den  Aufzeichnungen  entsprechen, 

2)  wie  im  Falle  der  Konkurseröffnung  das  Verhältnis 
der  Aktiv-  zur  Passivmasse  sich  stellen  würde, 

3)  ob  die  Fortführung  des  Verfahrens  ratsam  ist  und 
welchen  Erfolg  es  verspricht. 
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§  7.  Das  Gericht  beruft  zugleich  unter  Bestimmung  einer 
Frist,  die  14  Tage  nicht  übersteigen  soll,  eine  Gläubigerver- 
sammlung, zu  der  alle  in  dem  vom  Schuldner  aufgestellten  Ver- 
zeichnis benannten  und  sonst  bekannt  gewordenen  Gläubiger 
geladen  werden. 

§  8.  Von  der  Eröffnung  des  Verfahrens  bis  zu  seiner 
Aufhebung  kann  über  das  Vermögen  des  Schuldners  weder  der 
Konkurs  eröffnet  noch  für  solche  Gläubiger,  die  im  Falle  des 
Konkurses  zu  den  im  §  61  K.O.  bezeichneten  gehören  würden, 
eine  Zwangsvollstreckung,  Arrest  oder  einstweilige  Verfügung 
angeordnet  oder  ausgeführt  werden. 

§  9.  Der  Akkordvorschlag,  die  Bilanz  und  die  Dar- 
legungen des  Schuldners  sowie  das  Gutachten  der  Vertrauens- 
männer sind  unverzüglich  nach  Eingang  und  Prüfung  durch  das 
Gericht  in  der  Gerichtsschreiberei  zur  Einsichtnahme  für  jeden 
Gläubiger  offenzulegen.  Es  kann  eine  Abschrift  von  allen  oder 
einzelnen  Stücken  verlangt  werden. 

§  10.  In  der  unter  Leitung  des  Gerichts  stattfindenden 
Gläubigerversammlung  sind  abstimmungsberechtigt  alle  bekannt 
gewordenen  Gläubiger,  soweit  sie  nicht  ein  Vorzugs-,  Aus- 
sonderungs-  oder  Absonderungsrecht  inanspruch  nehmen. 

Die  Gläubiger  können  zum  urkundlichen  Nachweis  ihrer 
Forderungen,  soweit  Urkunden  vorhanden  sind,  eventuell  zum 
Eid  angehalten  werden.  Vertreter  von  Gläubigern  können  sich 
durch  auf  die  Ladung  niedergeschriebene  Vollmacht  legitimieren. 

Zur  Abstimmung  wird  jeder  angebliche  Gläubiger  auf 
Verlangen  zugelassen.  Widersprechen  der  Schuldner  oder  andere 
Gläubiger,  so  hat  dies  auf  die  Zulassung  zur  Abstimmung  keinen 
Einfluss. 

§  11.  Der  Schuldner  ist  zu  persönlichem  Erscheinen  im 
Termin  verpflichtet;  das  Gericht  entscheidet  nach  freiem  Er- 
messen, ob  es  statt  seiner  einen  Vertreter  zulassen  will. 

Der  Schuldner  ist  sowohl  im  Termin  als  auch  sonst  zur 
Auskunfterteilung  verpflichtet. 

§  12.  Im  Termin  erstatten  die  Vertrauensmänner  über  die 
im  §  6,  Abs.  4  bezeichneten  Verhältnisse  Bericht.  Wählen  die 
Gläubiger  in  der  Versammlung  mit  absoluter  Stimmenmehrheit 
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der  Anwesenden  andere  Vertrauensmänner,  so  hat  das  Gericht 
diese  unter  Entlassung  der  bisherigen  zu  ernennen. 

Der  Schuldner  hat  sich  über  den  Vergleichsvorschlag  zu 
erklären;  er  hat  einen  Eid  zu  leisten, 

„dass  er  alle  von  ihm  inbezug  auf  das  Präventiv- 
akkordverfahren gemachten  Angaben  und  Darlegungen 
nach  bestem  Wissen  richtig  und  vollständig  abgegeben, 
nichts  verschwiegen  und  nichts  hinzugesetzt  habe". 
Halten  *U  der  anwesenden  Gläubiger  vor  der  Abstimmung 
noch  weitere  Ermittelungen  für  erforderlich,  so  hat  das  Gericht 
die  Abstimmung  zu  vertagen  und  einen  anderen  Termin ,  der 
nicht  über  14  Tage  hinaus  angesetzt  werden  soll,  zur  Fort- 
setzung der  Verhandlungen  festzusetzen.    Dieser  Termin  wird 
den  Anwesenden  verkündet,  die  abwesenden  Gläubiger  werden 
besonders  geladen.    Eine  abermalige  Vertagung  ist  unzulässig. 
§  13.  Zur  Annahme  des  Vergleiches  ist  erforderlich,  dass, 

_\Sof.  er  d.  on  Arioi  ihr.Fdgn.  nrk0/  der  anwesnd.  nrko/  d.Gesamts.allerstimm- 
a;Gläubgn.oU-4U  /o  gewährt,        /Ostimmberechgt.CiieyU  /Obrchtgt.Forderg.vertr., 

Gläubiger, 


b) 

„raae,5r40-500/o 

„    ,80°/o  „ 

„  85°/«  „ 

c) 

„  „  »  50-60°/« 

„    ,75°/«  „ 

„  80°/«  „ 

» 

d) 

„  „  „  60-75°/« 

„    ,662/3°/o  „ 

„  80°/«  „ 

n 

e) 

,  »  75°/o 

„  ,dieMehrz.„ 

»  75°/«  , 

H 

dem  Vergleiche  ausdrücklich  zustimmen. 

Wird  nur  eine  dieser  Mehrheiten  erreicht,  so  kann  der 
Schuldner  im  Verlauf  des  Termins  eine  nochmalige  Abstimmung, 
die  eine  Stunde  nach  der  Verkündung  in  demselben  Termin 
stattfinden  muss,  verlangen. 

Das  Gericht  kann  auch  binnen  5  Tagen  nach  dem  Termin 
eingehende  schriftliche  Zustimmungserklärungen  berücksichtigen. 

Aus  besonderen  Gründen  kann  das  Gericht  auch  über 
die  Bestätigung  eines  Vergleichs,  der  nur  die  zur  darüberliegen- 
den  Prozentklasse  erforderliche  Mehrheit  erlangt  hat,  befinden. 

§  14.  Hat  der  Akkord  lediglich  eine  Stundung  zum  Gegen- 
stande, so  genügt  zur  Annahme  einfache  Majorität  der  anwesen- 
den stimmberechtigten  Gläubiger,  die  662/3°/o  der  Gesamtsumme 
aller  stimmberechtigten  Forderungen  vertreten. 

§  15.  Erscheint  der  Schuldner  bezw.  sein  Vertreter  im 
Termin  nicht,  oder  genügt  der  Schuldner  während  des  Ver- 
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fahrens  in  sonstiger  Weise  seinen  Verpflichtungen  nicht,  so 
kann  die  Mehrheit  der  Vertrauensmänner  die  Aufhebung  des 
Akkordverfahrens  verlangen. 

Der  Schuldner  kann  bis  zur  Annahme  des  Vergleichs  jeder- 
zeit die  Aufhebung  des  Verfahrens  beantragen. 

§  16.  Der  angenommene  Vergleich  bedarf  der  Bestätigung 
des  Gerichts.  Der  Beschluss,  durch  den  der  Vergleich  bestätigt 
oder  verworfen  wird,  soll  spätestens  14  Tage  nach  der  An- 
nahme verkündet  werden. 

Bei  der  Beschlussfassung  über  die  Bestätigung  befindet 
das  Gericht  zugleich  über  das  Stimmrecht  der  abgegebenen 
Stimmen  nach  freiem  Ermessen. 

§  17.  Der  Vergleich  ist  zu  verwerfen,  wenn  die  geforderten 
Mehrheiten  nicht  erreicht  sind  und  auch  §  13,  Abs.  4  nicht  An- 
wendung finden  kann. 

§  18.  Das  Gericht  kann  den  Vergleich  verwerfen, 

1)  wenn  er  den  Gläubigern  nicht  30°/o  ihrer  Forderungen 
gewährt, 

2)  wenn  er  infolge  bestimmt  darzulegender  Verhältnisse 
dem  gemeinsamen  Interesse  der  nicht  bevorrechtigten  Gläubiger 
widerspricht, 

3)  wenn  seine  Erfüllung  nicht  hinlänglich  gesichert  erscheint, 

4)  wenn  der  Akkord  durch  nicht  in  den  Vergleichsbe- 
dingungen enthaltene  Begünstigung  eines  Gläubigers  oder  sonst 
in  unlauterer  Weise  zustande  gebracht  ist. 

§  19.  Der  Bestätigungsbeschluss  hat  festzusetzen,  ob  und 
wieviele  der  Vertrauensmänner  und  in  welcher  Weise  sie  nach 
Aufhebung  des  Verfahrens  tätig  sein  sollen  und  ob  bezw.  wie 
weit  die  über  den  Schuldner  verhängten  Beschränkungen  be- 
seitigt werden. 

Die  den  Vertrauensmännern  zustehende  Vergütung  wird 
durch  das  Gericht  festgesetzt. 

1  §  20.  Der  rechtskräftig  bestätigte  Präventivakkord  ist  für 
und  gegen  alle  nicht  bevorrechtigten  Gläubiger  wirksam,  soweit 
sie  in  die  Gläubigerliste  aufgenommen  sind,  auch  wenn  dieselben 
an  dem  Verfahren  oder  an  der  Beschlussfassung  über  den  Ver- 
gleich nicht  teilgenommen  oder  gegen  den  Vergleich  gestimmt 
haben.    Die  Gläubiger  behalten  die  ihnen  zustehenden  Rechte 
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gegen  Mitschuldner  und  Bürgen  des  Schuldners  und  gegen  ihre 
Regressschuldner  sowie  die  Rechte  aus  einem  für  die  Forderung 
bestehendem  Pfandrecht,  aus  einer  für  sie  bestellten  Hypothek, 
Grundschuld,  Rentenschuld  oder  für  sie  eingetragenen  Vor- 
merkung. 

§  21.  Aus  dem  rechtskräftig  bestätigten  Präventivakkord 
findet  für  die  in  die  Gläubigerliste  eingetragenen  Gläubiger, 
deren  Forderungen  nicht  vom  Schuldner  während  des  Verfahrens 
ausdrücklich  bestritten  worden  sind,  gegen  den  Schuldner  und 
diejenigen,  welche  in  dem  Vergleich  für  dessen  Erfüllung  neben 
dem  Schuldner  ohne  Vorbehalt  der  Vorausklage  Verpflichtungen 
übernommen  haben,  die  sofortige  Zwangsvollstreckung  in  Ge- 
mässheit  der  Akkordbestimmungen  und  unter  entsprechender 
Anwendung  der  §§  724—766,  767,  Abs.  1  und  3,  768—793 
ZPO.  statt. 

Der  Vergleich  ist  mit  Bestätigungszeugnis  unter  Beifügung 
einer  beglaubigten  Abschrift  der  Gläubigerliste  bew.  etwaiger 
Nachträge  für  den  Schuldner  und  auf  Antrag  eines  Gläubigers 
auszugsweise  für  diesen  auszufertigen. 

§  22.  Nach  rechtskräftiger  Bestätigung  des  Vergleichs  wird 
das  Verfahren  vom  Gericht  durch  unanfechtbaren  Beschluss  auf- 
gehoben. 

Das  Amtsgericht  hat  ein  Verzeichnis  derjenigen  Personen 
zu  führen,  die  bei  ihm  einen  Antrag  auf  Einleitung  des  Verfahrens 
des  Präventivakkordes  gestellt  haben.  Nach  Ablauf  von  2  Jahren 
ist  die  Eintragung  dadurch  zu  löschen,  dass  der  Name  un- 
kenntlich gemacht  wird. 

Die  Einsicht  des  Verzeichnisses  ist  jedem  gestattet.  Jeder 
kann  bei  dem  Gericht  beantragen,  dass  ihm,  falls  eine  bestimmte 
Person  in  das  Verzeichnis  eingetragen  wird,  eine  Benach- 
richtigung hiervon  zugestellt  werde. 

§  23.  Das  Gericht  kann  den  Akkord  auf  Antrag  eines 
Gläubigers  nachträglich  aufheben,  wenn  der  Schuldner 

a)  in  betrügerischer  Absicht  die  Schuldenmasse  zu  hoch 
angegeben  oder  erhebliche  Vermögensbestände  ver- 
heimlicht hat, 

b)  wegen  betrüglichen  Bankrutts  rechtskräftig  verurteilt 
wird. 

6 
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§  24.  Wird  nach  Aufhebung  des  Akkords  über  das  Ver- 
mögen des  Schuldners  der  Konkurs  eröffnet,  so  nehmen  an 
diesem  Verfahren  die  Gläubiger,  für  und  gegen  die  der  Akkord 
wirksam  war,  mit  dem  noch  ungetilgten  Betrage  ihrer  ursprüng- 
lichen Forderungen  teil. 

Die  neuen  Gläubiger  des  Gemeinschuldners  sind  zur  Teil- 
nahme am  Verfahren  berechtigt,  haben  aber  keinen  Anspruch 
auf  Befriedigung  aus  einer  für  die  Erfüllung  des  Präventiv- 
akkordes bestellten  Sicherheit. 

§  25.  Eine  Klage  auf  Aufhebung  des  Präventivakkordes 
aus  dem  Grunde  der  Nichterfüllung  desselben  findet  nicht  statt. 

§  26.  Wird  das  Akkordverfahren  oder  der  bestätigte  Akkord 
aufgehoben,  so  kann  auf  Antrag  eines  Gläubigers  das  Gericht 
unmittelbar  die  Eröffnung  des  Konkursverfahrens  beschliessen, 
auch  wenn  die  Voraussetzungen  der  §§  102,  103  K.  0.  nicht 
vorliegen. 

Das  Gericht  setzt  im  Eröffnungsbeschluss  den  Zeitpunkt 
fest,  an  dem  die  Zahlungseinstellung  als  erfolgt  gelten  soll. 

§  27.  Die  Aufnahme  einer  Forderung  in  die  Gläubigerliste 
im  Verfahren  des  Präventivakkords  unterbricht  die  Verjährung. 

§  28.  Wenn  dem  Gericht  gleichzeitig  ein  Antrag  auf 
Konkurseröffnung  und  ein  Antrag  auf  Einleitung  des  Präventiv- 
verfahrens zugeht,  so  entscheidet  das  Gericht,  welchem  Antrag 
stattzugeben  sei.  Durch  die  Eröffnung  des  einen  Verfahrens 
wird  der  andere  Antrag  erledigt. 

§  29.  Die  Vorschriften  der  §§  1—5,  9,  12-35,  37—70, 
207,  Abs.2,  208—213,  239,  241,  242  und  244  K.  O.  finden 
entsprechende  Anwendung. 

Das  Anfechtungsrecht  kann  von  jedem  der  Vertrauens- 
männer sowie  von  jedem  Gläubiger  ausgeübt  werden. 

§  30.  Gegen  sämtliche  in  diesem  Verfahren  ergehenden 
Beschlüsse  ist,  sofern  sie  nicht  unanfechtbar  sind,  nur  eine 
beschleunigte,  binnen  einer  Woche  einzulegende  Beschwerde 
zulässig. 
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VI.  Motive  zu  dem  Entwurf  eines  Gesetzes  über 
den  Präventivakkord. 

h  Allgemeines: 

Die  Grundzüge  meines  Entwurfes  sind:  Vermeidung  der 
beschämenden  Öffentlichkeit,  möglichst  weitgehende  Selbstver- 
waltung der  Gläubigerschaft  und  die  Bedeutung,  die  dem  freien 
Ermessen  des  Richters  eingeräumt  ist. 

Uber  den  ersten  Grundsatz  ist  noch  weiter  unten  zu 
sprechen.  Das  Prinzip  der  möglichst  ausgedehnten  Selbstver- 
waltung der  Gläubiger  entspricht  dem  Geiste  des  ganzen  Ver- 
fahrens und  dem  Zweck,  den  man  allgemein  dadurch  zu  er- 
reichen sucht;  es  bedarf  daher  kaum  einer  näheren  Begründung. 

Wohl  aber  möchte  ich  angeben,  was  mich  dazu  bewogen 
hat,  dem  richterlichen  Ermessen  solch  weiten  Spielraum  zu  ge- 
währen. Zu  diesem  Behufe  kann  ich  nicht  umhin,  eine  all- 
gemeine Bemerkung  zu  machen,  die  zwar  an  sich  nicht  hierher 
gehören  würde,  nun  aber  doch  einer  Erwähnung  bedarf,  weil 
ich  die  Konsequenzen  daraus  gezogen  habe.  Meiner  Ansicht 
nach  krankt  unsere  ganze  deutsche  Gesetzgebung  daran,  dass 
dem  Richter  —  nicht  etwa  zu  enge  Schranken,  sondern  dass 
ihm  überhaupt  Schranken  gesetzt  sind.  Der  Gesetzgeber  kann 
unmöglich  alle  Fälle,  die  das  vielgestaltige,  stets  neue  Kon- 
stellationen hervorbringende  wirtschaftliche  Leben  einmal  bieten 
wird,  voraussehen.  Indem  er  aber  von  vornherein  dem  Richter 
bestimmte  Grenzen  zieht,  zwingt  er  ihn,  unter  Umständen  eine 
unsachgemässe  Entscheidung  zu  treffen,  bloss  um  dem  Wortlaut 
des  Gesetzes  Genüge  zu  leisten.    Zitelmann  gebraucht  hier 

—  in  seiner  Darstellung  freilich  zum  Lobe  der  Gesetzgebung 

—  folgendes  Bild :  Unsere  Gesetze  sind  ein  Rahmen,  innerhalb 
dessen  die  Kunst  des  Richters  sich  frei  betätigen  kann.  — 
Gewiss,  dies  mag  oft  der  Fall  sein.  Ebenso  oft  wird  aber 
auch  der  Rahmen  zu  eng  sein.  Aber  da  darf  der  Richter  nur 
ja  nicht,  obschon  er  nach  Vorbildung  und  Erfahrung  sehr  wohl 
dazu  imstande  wäre,  diesen  Rahmen  sprengen  und  einen  neu- 
geschaffenen, weit  zweckmässigeren  an  dessen  Stelle  setzen. 
Nein,  er  muss  den  alten,  längst  zu  eng  gewordenen  Rahmen, 
der  im  Jahre  18  .  .  dem  Gesetzgeber  passend  vorkam,  an- 
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wenden,  mag  er  dadurch  den  Forderungen  des  praktischen  Lebens 
noch  so  sehr  Gewalt  antun.  Der  Rahmen  wird  dadurch  zu 
einer  Fessel,  die  die  Tätigkeit  des  Richters  lähmt  oder  völlig 
behindert.  Nein,  nicht  ein  Rahmen  soll  das  Gesetz  sein,  inner- 
halb dessen  der  Richter  sich  betätigt,  sondern  eine  deutlich 
vorgezeichnete  Richtlinie,  eine  der  Luftlinie  folgende  gerade 
Strasse  soll  das  Gesetz  sein,  die  der  Richter  geht  und  zwar 
so  oft  und  so  lange  es  möglich  ist.  Türmen  sich  aber  auf 
dieser  Strasse  Hindernisse  auf,  so  muss  es  dem  Richter  un- 
benommen bleiben,  einen  Feldweg  oder  auch  einen  Fusspfad 
einzuschlagen,  auf  dem  er  schneller,  näher  und  besser  zu  dem 
deutlich  vor  ihm  liegenden  Ziele  gelangen  kann. 

Einen  schlagenden  Beweis  für  die  Richtigkeit  dieses  Prin- 
zips liefert  das  Verlangen  nach  einer  Reform  des  Strafrechts 
und  die  bereits  zugesagten  Verbesserungen.  Es  ist  verkehrt,, 
für  ein  bestimmtes  Vergehen  festlegen  zu  wollen :  Hierfür  ge- 
bührt eine  Strafe  von  1 — 3  Jahren;  es  müsste  in  diesem  Falle 
vielmehr  heissen :  Die  Strafe  beträgt  (im  Durchschnitt)  2  Jahre. 
Ist  dann  dem  Richter  freies  Ermessen  gelassen,  so  kann  er, 
gerade  wie  es  heute  das  Gesetz  verstattet,  bis  auf  3  Jahre 
hinauf-  oder  bis  auf  1  Jahr  herabgehen.  Es  können  jedoch 
Fälle  vorkommen,  wo  3  Jahre  zu  wenig  und  wo  1  Jahr  viel  zu 
viel  sein  würde.  Dann  hätte  der  Richter  nach  meinem  Prinzip 
die  Möglichkeit,  einerseits  bis  zur  höchsten  Strafe  hinaufzu- 
gehen, andererseits  aber  auch  bis  auf  einen  Tag  herabzugehen 
oder  gar  auf  Geldstrafe  zu  erkennen. 

Was  nun  für  die  Strafgericbtsbarkeit  gilt,  das  trifft  auch 
auf  nahezu  jedes  andere  Verfahren  zu.  Und  man  darf  zu  dem 
deutschen  Richterstande  das  Vertrauen  haben,  dass  er  auch 
zu  der  in  meinem  Entwurf  ihm  gestellten  grossen  Aufgabe  die 
Kraft  und  Sicherheit  in  sich  fühlen  kann  und  wird.  Wenn  wir 
uns  erst  einmal  zu  der  Überzeugung  durchgerungen  haben  werden, 
dass  allzuvieles  Reglementieren  vom  Übel  ist,  so  müssen  wir 
ein  derartiges  Verfahren  für  ganz  selbstverständlich  und  natür- 
lich ansehen. 

Des  weiteren  ist  gesagt  worden,  dass  für  die  Sanierung 
grosser  Gesellschaften  ganz  andere  Vorschriften  gelten  müssten 
als  für  den  Präventivakkord  eines  kleinen  Kaufmanns.  Aber 
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abgesehen  davon,  dass  für  den  Konkurs  beider  auch  dieselbe 
Konkursordnung  gilt,  steht  nichts  im  Wege,  falls  das  Bedürfnis 
dazu  anerkannt  wird,  für  die  Wiederaufrichtung  von  Aktienge- 
sellschaften und  dergl.  einige  Sonderbestimmungen  bezw.  ein 
Sondergesetz  zu  erlassen.  Besteht  doch  schon  ein  Sonder- 
gesetz für  die  Gesellschaften,  welche  Obligationen  ausgegeben 
haben.  Es  ist  jedoch  nicht  richtig,  wenn  man  von  diesem 
Standpunkte  aus  nun  auch  den  Präventivakkord  überhaupt  ab- 
lehnen will.  Ist  das  Bedürfnis  nach  zwei  verschiedenen  Ge- 
setzen vorhanden,  so  müssen  eben  beide  geschaffen  werden, 
nicht  aber  darf  man  allen  ein  Rechtsinstitut  vorenthalten,  weil 
es  vielleicht  einzelnen  nicht  ganz  „liegt". 

Endlich  habe  ich  noch  einiges  zu  dem  Charakter  des 
beneficium  zu  bemerken,  den  man  dem  Verfahren  vielfach  bei- 
gelegt hat.  Der  Präventivakkord  ist  zumeist  eine  Wohltat  für 
den  Schuldner,  oft  für  Schuldner  und  Gläubiger  zugleich,  zu- 
weilen auch  nur  für  die  Gläubiger.  Trifft  letzterer  Fall  zu,  so  kann 
man  die  Zulassung  des  Verfahrens  nicht  lediglich  vom  Gesichts- 
punkt der  Würdigkeit  des  Schuldners  aus  beurteilen.  Man  muss 
es  vielmehr  unter  Umständen  auch  einem  leichtsinnigen  u.  dergl. 
Schuldner  zukommen  lassen,  wenn  dies  im  Interesse  der 
Gläubiger  liegt.  Allerdings  wird  die  Würdigkeit  des  Schuldners, 
die  Erwägung,  ob  er  unverschuldet  in  Vermögensverfall  geraten 
ist,  stets  eine  Rolle  bei  der  Beschlussfassung  über  Zulassung, 
Annahme  und  Bestätigung  des  Vergleichs  spielen,  ohne  dass 
sie  deshalb  zum  Prinzip  erhoben  werden  müsste.  In  praxi 
wird  sich  eben  häufig  mit  der  Unwürdigkeit  des  Schuldners 
die  Aussichtslosigkeit  des  Verfahrens  decken  und  es  so  in 
manchen  Fällen  von  selbst  dazu  kommen,  dass  das  Verfahren 
nur  einem  würdigen  Schuldner  zugebilligt  wird. 

2.  Im  einzelnen  ist  zu  den  einer  Erklärung  bedürftigen 
Paragraphen  folgendes  zu  bemerken: 

Zu  §  1 :  Viele  Länder  lassen ,  wie  überhaupt  zum 
Konkurse,  so  auch  zum  Präventivakkord  nur  Kaufleute  zu. 
Dies  erschien  nicht  zweckmässig,  weil  die  deutsche  Konkurs- 
ordnung auch  den  Konkurs  von  Nichtkaufleuten  kennt.  Wohl 
aber  war  das  Erfordernis  aufzustellen,  dass  derjenige,  dem 
dieses  erleichterte  Verfahren  zugestanden  wird,  eine  geordnete 
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Buchführung  hat  oder  sonst  fortlaufende  Aufzeichnungen  führt, 
die  den  Gang  seiner  Geschäfte  und  den  Stand  seines  Vermögens 
für  einen  längeren  Zeitraum  erkennen  lassen.  Das  Verfahren 
ist  bis  zur  Konkursöffnung  zulässig,  weil  auch  im  letzten  Stadium 
durch  einen  Präventivakkord  meist  immer  noch  mehr  zu  erzielen 
sein  wird  als  durch  ein  Konkursverfahren.  Für  die  Zuständig- 
keit muss  das  Amtsgericht  genommen  werden,  weil  es  auch 
im  Falle  einer  späteren  Konkurseröffnung  als  Konkursgiricht 
inbetracht  kommt. 

Übereinstimmend  mit  allen  ausländischen  Gesetzgebungen 
kann  nur  der  Schuldner  den  Antrag  stellen,  weil  ohne  eigenes 
Interesse  des  Schuldners  an  diesem  Verfahren  die  Durchführung 
desselben  sehr  gefährdet  sein  würde. 

Zu  §  2 :  Die  mit  dem  Antrage  einzureichenden  Anlagen 
bezwecken  die  Ermöglichung  einer  sachgemässen  Prüfung  des- 
selben durch  das  Gericht.  Dass  der  Schuldner  mit  der  Ein- 
reichung des  Antrages  die  schriftliche  Zustimmung  von  mindestens 
2U  der  Gläubiger  (der  Personenzahl  nach  gerechnet)  einreichen 
muss,  halte  ich  für  eine  wesentliche  Verkürzung  des  Verfahrens. 
Diese  Einrichtung  hat  das  schweizerische  und  dänische  Recht, 
und  sie  war  bereits  in  dem  Entwurf  einer  deutschen  Gemein- 
schuldordnung von  1873  enthalten.  Sie  verhindert  einmal,  dass 
das  Verfahren  ohne  Aussicht  auf  Erfolg  eingeleitet  werde ;  denn 
in  der  Regel  ist  anzunehmen,  dass  die  Gläubiger,  die  der  Ein- 
leitung zustimmen,  auch  später  den  Akkord  annehmen  werden. 
Andererseits  macht  diese  Einrichtung  den  Präventivakkord  wirklich 
zu  einem  aussergerichtlichen,  indem  bereits  zahlreiche  Verhand- 
lungen und  Darstellungen  dem  Antrage  vorausgehen  müssen  und 
der  Schuldner  gezwungen  wird,  seine  Lage  den  Gläubigern 
eingehend  darzulegen.  Die  Gläubiger  gewinnen  also  von  vorn- 
herein einen  klaren  Einblick,  und  es  braucht  nicht  die  ganze 
Verhandlung  mit  sämtlichen  Details  sich  vor  dem  Richter  abzu- 
spielen, wodurch  viele  kostbare  Zeit  verloren  gehen  würde. 
Die  Zustimmung  der  Gläubiger  ist  auch  ein  gewisser  Anhalt 
für  das  Gericht,  wenngleich  dieses  sich  bei  seiner  Prüfung 
nicht  hierauf  allein  verlassen  soll.  Frivole  Anträge  werden  auf 
diese  Weise  selten  bis  ans  Gericht  gelangen.  Die  zustimmenden 
Gläubiger  sind  aber  keineswegs  verpflichtet,  nachher  nun  auch 
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für  das  Konkordat  zu  stimmen;  diese  Zustimmung  stellt  kein 
Präjudiz  dar. 

Oft  wird  auch  in  Zukunft  der  Schuldner  zuvor  noch  ein 
aussergerichtliches  Arrangement  versuchen.  Kommt  dasselbe  nun 
infolge  des  Widerstandes  einzelner  Gläubiger  nicht  zustande , 
so  hat  doch  der  Schuldner  für  das  Präventivakkordverfahren 
wenigstens  schon  die  Zustimmung  der  verlangten  Mehrheit,  und 
so  kann  der  Schuldner  einmal  dem  Konkursantrage  eines  Akkord- 
störers  zuvorkommen,  andererseits  wird  auch  ohne  Zeitverlust 
und  ohne  Schaden  für  ihn  selbst  und  die  Gesamtheit  der  Gläubiger 
eine  vorteilhafte  Beschleunigung  des  Verfahrens  erreicht. 

Zu  §  3:  Dem  Antrage  soll  der  fertige  Vergleichsvorschlag 
beiliegen ;  oft  wird  er  aber  nicht  rechtzeitig  fertig  gestellt  werden 
können.  Dann  soll  der  Antrag  trotzdem  zulässig  sein,  und  der 
Akkordvorschlag  wird  nachher  unter  Assistenz  der  Vertrauens- 
männer ausgearbeitet  und  vorgelegt.  Dasselbe  gilt  für  die  An- 
gaben betr.  die  Sicherung  des  Vergleichs. 

Zu  §  4 :  Häufig  wird  es  ratsam  sein,  zur  Prüfung  der  Be- 
rechtigtheit des  Antrages  kaufmännische  Sachverständige  hinzu- 
zuziehen, besonders  solche,  die  auch  nachher  als  Vertrauens- 
männer fungieren  können. 

Den  Ablehnungsgrund  unter  Ziffer  5  habe  ich  nur  mit 
Rücksicht  auf  die  heutige  Verfahrensweise  hinzugefügt.  M.  E. 
müsste  auch  ein  unentgeltliches  Verfahren  zulässig  sein,  besonders 
wenn  die  Masse  nicht  allzu  gross  ist  oder  wenn  augenblicklich 
keine  bereiten  Mittel  vorhanden  sind.49) 

Zu  §  5:  Die  Vertrauensmänner  ersetzen  den  Konkursver- 
walter. Bei  ihrer  Wahl  ist  auf  kaufmännisch  gebildete  Personen 
zu  sehen.  Einer  soll  immer  die  Befähigung  zum  Richteramte 
besitzen.  Es  wird  also  in  praxi  meist  ein  Rechtsanwalt  sein  ; 
dies  hat  auch  den  Vorzug,  dass  dieser  Anwalt,  wenn  das  Ver- 
fahren in  einen  Konkurs  umschlagen  sollte,  gleich  zum  Konkurs- 
verwalter ernannt  werden  könnte  und  so  der  Konkurs  bereits 
einen  in  die  Verhältnisse  eingeweihten  Konkursverwalter  vor- 
finden würde.  Zu  den  übrigen  sollen  vornehmlich  solche  ge- 
nommen werden,  die  in  den  zur  Einreichung  des  Antrages  er- 
forderlichen Zustimmungserklärungen  der  Gläubiger  von  diesen 

49)  Vergl.  Note  1)  zur  Einleitung. 
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etwa  benannt  sind;  zur  Ergänzung  wird  die  Wahl  von  an 
deutschen  Handels-Hochschulen  diplomierten  Kaufleuten  em- 
pfohlen. Damit  die  Unparteilichkeit  der  Vertrauensmänner  ge- 
wahrt bleibe,  sollen  sie  zur  Hälfte  Nichtgläubiger  sein.  Die 
Vertrauensmänner  sind  einander  gleichberechtigt  und  entscheiden 
nach  Stimmenmehrheit. 

Zu  §  6:  Der  Gläubigerschaft  ist  in  der  Person  der  Ver- 
trauensmänner das  bereits  erwähnte  weitgehende  Selbstver- 
waltungsrecht eingeräumt.  Zur  Stärkung  ihrer  Autorität  und 
zur  Durchführung  ihrer  Beschlüsse  können  diese  die  Hilfe  des 
Gerichts  anrufen.  Sie  haben  darüber  zu  befinden,  wie  der  Ge- 
schäftsbetrieb des  Schuldners  zu  überwachen  ist,  eventuell  müssen 
sie  eine  ständige  Aufsicht  in  das  Geschäft  setzen.  Dem 
Schuldner  kann  auch  die  Verfügungsmacht  über  einzelne  Ver- 
mögensstücke oder  Arten  von  solchen  entzogen  oder  beschränkt 
werden.  Es  tritt  folglich  nicht  notwendig  wie  beim  Konkurse 
eine  Beschränkung  der  Verfügungsmacht  des  Schuldners  ein. 
Es  soll  im  Gegenteil  als  Regel  der  Hauptunterschied  vom  Kon- 
kurse aufgestellt  werden,  dass  der  Schuldner  in  seinem  Geschäfte 
bleibt,  dasselbe  weiterführen  darf,  wodurch  am  ehesten  zu  er- 
hoffen ist,  dass  die  momentanen  Schwierigkeiten  überwunden 
werden. 

Zu  §  7:  Zu  der  binnen  14  Tagen  stattfindenden  Gläubiger- 
versammlung lädt  das  Gericht  alle  vom  Schuldner  in  dem 
Verzeichnis  benannten  oder  sonst  bekannt  gewordenen  Gläubiger 
ein.  Es  findet  mithin  keine  öffentliche  Bekanntmachung  statt. 
Zwar  haben  die  Mehrzahl  der  ausländischen  Präventivakkord- 
gesetze die  öffentliche  Bekanntmachung.  Auch  in  der  deutschen 
Literatur  wird  sie  meist  verlangt.  So  meint  Herzfelder 50),  schon 
heute  brächten  die  Fachzeitschriften  ausser  Nachrichten  über 
Konkurse  auch  solche  über  alle  wichtigeren  Zahlungsschwierig- 
keiten und  aussergerichtlichen  Akkorde.  Dies  mag  zugegeben 
sein.  Es  würde  auch  unter  der  Herrschaft  dieses  Gesetzes  so 
bleiben.  Und  das  wäre  gut  so.  Auf  diese  Weise  gelangen  alle 
Zahlungsschwierigkeiten  zur  Kenntnis  der  beteiligten  Kreise. 
Wozu  dann  aber  mit  einer  offiziellen  Bekanntmachung  die  Tages- 
zeitungen beschweren?    Es  ist  durchaus  unnötig,  dem  Klatsch 

50)  Herzfelder,  das  Problem  der  Kreditversicherung,  1904,  S.  151. 
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auf  diese  Weise  neue  Nahrung  zuzuführen,  indem  die  Lokal- 
blätter Nachrichten  über  Zahlungsschwierigkeiten  und  Präventiv- 
akkorde bringen.  Dadurch  gelangen  diese  nämlich  meist  zur 
Kenntnis  derjenigen,  die  diese  Zahlungsstockungen  nichts  angehen, 
und  die  wirklich  beteiligten  Kreise  wissen  um  die  Sache  bereits 
geraume  Zeit  vor  der  Bekanntmachung.  Es  ist  auch  nicht  zu 
befürchten,  dass  durch  die  Unterlassung  der  Bekanntmachung 
Gläubiger  geschädigt  werden  könnten.  Denn  einmal  hat  der 
Schuldner  infolge  der  Gestaltung  des  Verfahrens  ein  Interesse 
daran,  alle  seine  Gläubiger  anzugeben.  Andernfalls  können 
nämlich  die  nicht  zugezogenen  Gläubiger  sowohl  ihre  volle 
Forderung  anstatt  der  Akkordrate  verlangen,  als  auch  läuft  der 
Schuldner  Gefahr,  dass  wegen  Verheimlichung  eines  Gläubigers 
das  Verfahren  jederzeit  aufgehoben  werden  kann.  Ausserdem 
muss  sich  nach  seinen  Büchern  jeder  Gläubiger  ermitteln  lassen, 
—  denn  ist  seine  Buchführung  nicht  übersichtlich,  so  wird  ja 
das  Verfahren  gar  nicht  zugelassen  —  und  es  dürfte  auch  wohl 
ausgeschlossen  sein,  dass  ein  Gläubiger  mit  einer  bedeutenden 
Forderung,  die  nicht  durch  Sicherheiten  gedeckt  ist,  sich  während 
der  Zeit,  die  das  Verfahren  dauert,  gar  nicht  um  seinen  Schuldner 
kümmern  sollte.  Die  Inhaber  umlaufender  Wechsel,  indossierter 
Schecks  und  sonstiger  Orderpapiere  werden  sich  durch  Ver- 
mittelung  des  Ausstellers  bezw.  Remittenten  und  der  folgenden 
Indossanten  unschwer  ermitteln  lassen ;  Schecks  müssen  überdies 
schon  binnen  10  Tagen  präsentiert  werden.  Die  Fachpresse 
dürfte  unter  der  Geltung  dieses  Gesetzes  ihre  inoffiziellen  Mit- 
teilungen über  eingetretene  Zahlungsschwierigkeiten  auch  noch 
vervollständigen  und  verbessern,  so  dass  hierdurch  die  Öffent- 
lichkeit, soweit  sie  überhaupt  wünschenswert  ist,  genügend 
gesichert  erscheint.  Eine  amtliche  gerichtliche  Bekanntmachung 
ist  durchaus  überflüssig  und  in  den  meisten  Fällen  nur  schädlich. 
Es  muss  eben  verhindert  werden,  dass  der  Geschäftsbetrieb  des 
Schuldners  dem  Publikum  gegenüber  diskreditiert  wird.  Zu 
diesem  Behufe  muss  der  Schuldner  sein  Geschäft  gerade  persönlich 
weiterführen,  und  es  braucht  daher  nicht  allen  denen,  die  es 
nichts  angeht,  mitgeteilt  zu  werden,  dass  der  Inhaber  sich  in 
Zahlungsschwierigkeiten  befinde.  51) 

51)  Vergl.  S.  35. 
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Zu  §  8:  Es  ist  selbstverständlich,  dass  die  Eröffnung 
des  Präventivakkordverfahrens  eine  gleichzeitige  Eröffnung  des 
Konkurses  ausschliesst.  Zugleich  kann  auch  für  nicht  bevor- 
rechtigte Gläubiger  keine  Zwangsvollstreckung  oder  dergl. 
eingeleitet  oder  weitergeführt  werden.  Wohl  aber  können  im 
Gegensatz  zum  Konkursrecht  Prozesse  fortgesetzt  bezw.  begonnen 
werden,  da  ja  der  Schuldner  seine  Verfügungsmacht  nicht  ver- 
loren hat. 

Zu  §  9:  Um  das  Verfahren  zu  beschleunigen,  längeren 
Auseinandersetzungen  im  Termin  vorzubeugen  und  zu  einer 
baldigen  Abstimmung  zu  gelangen,  werden  Akkordvorschlag, 
Bilanz  und  sämtliche  Berichte  in  der  Gerichtsschreiberei  zur 
Einsichtnahme  aller  Gläubiger  ausgelegt,  sobald  das  Gericht  sie 
entbehren  kann.  Es  können  auch  Abschriften  davon  verlangt 
werden,  so  dass  der  Gläubiger  in  Ruhe  eine  Prüfung  vornehmen 
und  genau  orientiert  im  Termin  erscheinen  kann. 

Zu  §  10:  Der  Gläubiger  ist  für  eine  angemeldete  Forderung 
beweis-,  eventl.  eidespflichtig.  Hierdurch  soll,  was  gerade  für 
dieses  Verfahren  von  grosser  Bedeutung  ist,  verhindert  werden, 
dass  fingierte  Forderungen  angemeldet  werden,  und  das  Gericht 
wird  gut  daran  tun,  bei  jeder  zweifelhaften  Forderung  dem 
Gläubiger  den  Eid  abzunehmen.  Von  der  Abstimmung  soll  keine 
Forderung,  auch  keine  zweifelhafte,  ausgeschlossen  werden ;  wohl 
aber  hat  das  Gericht  bei  der  Beschlussfassung  über  die  Be- 
stätigung den  Wert  der  einzelnen  Forderungen  abzuwägen.  Stellt 
sich  nun  das  Nichtbestehen  einer  Forderung  heraus,  so  wird 
dieselbe  bei  Berechnung  der  Mehrheiten  nicht  berücksichtigt, 
obwohl  sie  mitabgestimmt  hat.  Ein  Widerspruch  der  anderen 
Gläubiger  kann  im  Termin  nur  eine  gründlichere  Prüfung  zur 
Folge  haben,  ein  Widerspruch  des  Schuldners  ausserdem  die, 
dass  die  Wirkungen  gemäss  §  21  nicht  eintreten.  Der  Gläubiger 
kann  sich  in  der  Versammlung  auch  vertreten  lassen.  Zur 
Legitimation  des  Vertreters  genügt  es,  wenn  eine  handschriftliche 
Vollmacht  auf  die  dem  Gläubiger  zugestellte  Ladung  zum  Termin 
gesetzt  wird.  Dadurch  wird  sowohl  eine  kostenlose,  in  kürzester 
Frist  auszustellende  Bevollmächtigung  ermöglicht,  als  auch  ist 
auf  diese  Weise  ein  Missbrauch   sozusagen  ausgeschlossen. 
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Diese  vereinfachte  Bevollmächtigung  hat  auch  das  österreichische 
Gesetz  für  ausreichend  erklärt. 

Zu  §  12:  Da  es  möglich  ist,  dass  in  dem  ersten  Termin 
der  Sachverhalt  noch  nicht  völlig  aufgeklärt  wird,  ist  auf  quali- 
fizierten Mehrheitsbeschluss  der  Anwenden  hin  eine  einmalige 
Vertagung  um  höchstens  14  Tage  zulässig.  Es  ist  dies  jedoch 
lediglich  als  ein  Notbehelf  anzusehen;  im  allgemeinen  wird  sich 
das  Verfahren  in  einem  Termin  erledigen  lassen. 

Zu  §  13:  Als  Mindestgrenze  des  Vergleichs  ist  eine 
Dividende  von  30°/o  angenommen.  England  verlangt  37V2°/o, 
Rumänien  und  Italien  40°/o,  Russland  50°/o.  Der  Gläubiger- 
schutzverband der  Textilindustrie  lässt  seine  Mitglieder  keinem 
Vergleich  unter  50°/o  seine  Zustimmung  geben.  Aber  diese 
Sätze  sind  zu  hoch.  Unsere  Konkursordnung  kennt  für  den 
Zwangsvergleich  ein  Quasilimit  von  25°/o.  Für  den  ausser- 
gerichtlichen  Akkord  erschienen  30°/o  angemessen,  damit  nicht 
jede  aussichtslose  Masse  erst  einen  Präventivakkord  versucht. 
Da  ausserdem  ein  Akkord  meist  durch  Unterstützung  von  Ver- 
wandten zustandekommt,  würden  sich  letztere  vielfach  damit 
begnügen,  den  geforderten  Mindestsatz  zu  bezahlen,  und  so 
erhalten  die  Gläubiger  um  so  weniger,  je  niedriger  der  Minimal- 
satz angenommen  wird. 

Gleichwohl  ist  dem  Gericht  durch  §  18  die  Befugnis 
eingeräumt,  auch  einem  Akkord  unter  30°/o  zuzustimmen,  wenn 
die  Verhältnisse  es  angemessen  erscheinen  lassen,  d.  h.  es  kann 
zwar  kein  Akkordvorschlag  unter  30°/o  eingebracht  werden ; 
wenn  aber  die  Verhältnisse  während  des  Verfahrens  ergeben, 
dass  diese  Mindestgrenze  entgegen  der  anfänglichen  Annahme 
nicht  erreicht  werden  kann,  so  soll  trotzdem  der  Vergleich  be- 
stätigt werden  können.  Natürlich  muss  er  dann  wenigstens  die 
für  die  angebotenen  30°/o  erforderliche  Majorität  erlangt  haben. 

Die  aufgestellte  Mehrheitsskala  gründet  sich  darauf,  dass 
unter  heutigen  Verhältnissen  zum  Zustandekommen  eines  ausser- 
gerichtlichen  Akkords  Einstimmigkeit  erforderlich  ist  und  dass 
andererseits  zum  Zwangsvergleich  im  Konkurse  die  einfache 
Majorität  der  abgegebenen  Stimmen,  die  3/±  der  Gesamtforderungs- 
summe vertreten,  verlangt  wird.    Diese  Majorität  sah  ich  als 
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die  geringste  zu  fordernde  an  und  bestimmte  sie  für  solche 
Vergleiche,  die  über  75°/o  Dividende  ergeben. 

Entsprechend  der  Tendenz  des  Gesetzes,  möglichst  das 
Zustandekommen  von  Präventivakkorden  zu  begünstigen,  kann 
der  Schuldner,  wenn  nur  eine  der  beiden  Mehrheiten  zustande 
kommt,  eine  zweite  Abstimmung  verlangen,  die  in  demselben 
Termin  eine  Stunde  später  stattfindet.  Dadurch  gewinnt  er  die 
Zeit,  etwa  dissentierende  Gläubiger  noch  zu  überreden,  und 
solche  Gläubiger,  die  vielleicht  zugestimmt  hätten,  wenn  sie 
gewusst  hätten,  dass  gerade  an  ihrer  Person  der  Vergleich  ge- 
scheitert wäre,  werden  vielleicht  geneigt  sein,  nun  doch  ein- 
zuwilligen. 

Diesem  Gedanken  entspricht  auch  die  Bestimmung,  dass 
ein  nachträglicher  Akzess  zu  der  bereits  erfolgten  Abstimmung 
zulässig  ist,  indem  auch  binnen  5  Tagen  nach  der  Abstimmung 
eingehende  Zustimmungserklärungen  vom  Gericht  berücksichtigt 
werden  können.  Die  Frist  ist  ausreichend,  um  auf  die  Nach- 
richt vom  Ausgange  der  Abstimmung  hin  seinen  Entschluss 
fassen  und  dem  Gericht  übermitteln  zu  können,  und  sie  durfte 
nicht  länger  bemessen  werden,  weil  das  Gericht  binnen  14  Tagen 
nach  dem  Termin  über  Bestätigung  oder  Nichtbestätigung  des 
Akkords  zu  befinden  hat.  Gerade  hier  muss  es  auch  im  freien 
Ermessen  des  Gerichts  stehen,  ob  es  solche  Erklärungen  be- 
rücksichtigen soll,  damit  nicht  durch  eine  allzugrosse  Menge 
derselben  die  Prüfung  zu  sehr  erschwert  werde,  weil  Schuldner 
und  Mitgläubiger  sich  oft  zu  diesen  Forderungen  nicht  mehr 
werden  äussern  können  und  weil  andernfalls  die  Gefahr  vorläge, 
dass  die  Mehrzahl  der  Gläubiger  sich  auf  diesen  nachträglichen 
Beitritt  verlassen  und  die  Versammlung  nicht  besuchen  würde, 
um  sich  freie  Hand  zu  behalten  und  zuerst  das  Ergebnis  der 
Abstimmung  abzuwarten. 

Derselben  Tendenz  gemäss  kann  das  Gericht  auch,  wenn 
es  dies  für  ratsam  hält,  einen  Vergleich  bestätigen,  der  nur 
diejenige  Mehrheit  erlangte,  die  für  die  gerade  darüber  liegende 
Prozentklasse  erforderlich  ist.  Wenn  beispielsweise  46°/o  ge- 
boten wären,  aber  nicht  80°/o  der  anwesenden  Gläubiger,  die 
85°/o  der  Gesamtforderungen  vertreten,  zugestimmt  haben,  son- 
dern nur  76°/o  der  Gläubiger  mit  82°/o  der  Gesamtforderungs- 
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betrage,  so  kann  das  Gericht  gleichwohl  den  Akkord  bestätigen, 
wenn  es  sein  Zustandekommen  für  erwünscht  hält. 

Zu  §  14:  In  dem  seltenen  Falle,  dass  die  volle  Forder- 
ung bezahlt  wird,  aber  eine  Stundung  erbeten  ist,  genügt  eine 
Majorität,  die  unter  der  für  den  konkursmässigen  Zwangsver- 
gleich erforderlichen  bleibt. 

Zu  §  15:  Dem  Schuldner  muss  es  freistehen,  jederzeit 
die  Aufhebung  des  Akkordverfahrens  zu  beantragen,  da  es  ja 
auch  auf  seinen  Antrag  eingeleitet  wurde.  Leiten  ihn  dabei 
unredliche  Motive,  so  wird  das  Gericht  dem  Antrage  nicht 
stattgeben.  In  der  Mehrzahl  der  Fälle  würde  der  Schuldner 
sich  dadurch  auch  einem  sofort  folgenden  Antrage  auf  Kon- 
kurseröffnung seitens  der  Gläubiger  aussetzen. 

Ein  wirksames  Mittel,  den  Schuldner  zur  Erfüllung  seiner 
Verpflichtungen  und  zu  redlichem  Verhalten  während  des  ganzen 
Verfahrens  zu  veranlassen,  besteht  darin,  dass  die  Mehrheit  der 
Vertrauensmänner  bei  Zuwiderhandlungen  des  Schuldners  gegen 
seine  Obliegenheiten  die  Aufhebung  des  Verfahrens  verlangen 
kann.  Dann  ist  nach  §  26  die  sofortige  Eröffnung  des  Kon- 
kursverfahrens zulässig,  auch  ohne  dass  Zahlungseinstellung 
vorliegt  — ■  der  Präventivakkord  kann  ja  auch  ohne  diese  be- 
antragt werden  — .  Dieses  über  dem  Schuldner  während  des 
ganzen  Verfahrens  schwebende  Damoklesschwert  wird  ihn  eben- 
so sicher  von  einer  leichtfertigen  Stellung  des  Antrages  auf 
Eröffnung  des  Präventivakkordverfahrens  wie  von  indifferentem 
oder  gar  fraudulosem  Verhalten  während  desselben  abhalten. 

Zu  §  16:  Durch  die  Beschlussfassung  über  Annahme 
oder  Verwerfung  des  Akkordes  übt  das  Gericht  zugleich  auch 
Kontrolle  über  das  Stimmrecht  aus,  indem  es  alle  Forderungen 
aus  der  Mehrheitsberechnung  ausscheiden  lässt,  die  nach  seinem 
freiesten  Ermessen  nicht  mit  hätten  abstimmen  dürfen.  Es  wird 
dabei  namentlich  auf  fingierte  Forderungen,  Verwandten-For- 
derungen, während  des  Verfahrens  oder  kurz  zuvor  zedierte 
Forderungen  und  dergl.  achten  müssen.  Infolge  dieser  Be- 
stimmung konnte  auch  davon  abgesehen  werden,  die  Verwand- 
tenforderungen von  der  Abstimmung  und  Berücksichtigung  von 
vornherein  auszuschliessen,  wie  das  viele  Gesetzgebungen  tun. 
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Zu  §§  17  und  18:  Das  Gericht  hat  bei  der  Beschluss- 
fassung sehr  freie  Hand.  Es  muss  den  Vergleich  nur  verwerfen, 
wenn  die  erforderlichen  Mehrheiten  nicht  erreicht  sind  und  auch 
die  gewährten  Konzessionen  nicht  platzgreifen  können. 

Es  kann  ihn  verwerfen  —  braucht  es  aber  nicht  zu  tun  — 
aus  den  in  §  18,  Ziffer  1 — 4  angeführten  Ursachen.  Falls  es 
ihn  verwirft,  muss  es  sich  natürlich  der  Tragweite  eines  solchen 
Beschlusses  bewusst  sein  und  nach  eingehender  Prüfung  der 
Sachlage  zu  der  Überzeugung  gekommen  sein,  dass  diese  oder 
jene  Tatsachen  gegen  die  Bestätigung  sprechen.  Im  all- 
gemeinen wird  anzunehmen  sein,  dass  der  Akkord  dem  Inte- 
resse der  Gläubiger  entspricht,  wenn  er  die  erforderlichen  hohen 
Mehrheiten  gefunden  hat.  Es  müssen  also  aussergewöhnliche 
Umstände  sein  —  meist  nachträglich  hervorgetretene  Tatsachen  — , 
die  eine  Zurückweisung  gegen  den  Willen  der  Gläubigermehr- 
heit rechtfertigen. 

Zu  §  20:  Aus  dem  Prinzip  der  „Nicht  -  öffentlichen  - 
Bekanntmachung"  des  Verfahrens  —  man  darf  nicht  einfach 
sagen:  der  „Nicht-Öffentlichkeit"  —  ergibt  sich  naturgemäss, 
dass  der  bestätigte  Akkord  nur  denjenigen  Gläubigern  gegen- 
über wirksam  sein  kann,  die  die  Möglichkeit  hatten,  an  dem 
Verfahren  teilzunehmen,  d.  h.  also,  die  in  die  Gläubigerliste 
aufgenommen  worden  sind  bezw.  geladen  waren,  in  diesem 
Falle  aber  auch  dann,  wenn  sie  an  dem  Verfahren  oder  an  der 
Abstimmung  nicht  teilgenommen  oder  gegen  den  Akkord  ge- 
stimmt hatten.  Es  ist  also  in  gewissem  Sinne  ein  beschränkter 
Zwangsvergleich;  doch  ist  die  Beschränkung  sehr  unwesentlich. 

Dass  den  Gläubigern  durch  den  Akkord  ausser  dem  Verzicht 
auf  die  die  Akkordrate  übersteigende  Summe  keine  Rechte  ge- 
nommen werden,  ist  klar.  Sie  behalten  also  die  ihnen  etwa 
zustehenden  Rechte  aus  für  ihre  Forderung  bestehenden  Sicher- 
heiten und  gewinnen  die  für  die  Erfüllung  des  Akkordes  etwa 
bestellten  hinzu. 

Zu  §  21 :  Nach  Bestätigung  des  Vergleichs  stellt  die  Auf- 
nahme in  die  Gläubigerliste  eine  vollstreckbare  Urkunde  dar 
genau  wie  die  Aufnahme  einer  Konkursforderung  in  die  Tabelle, 
also  unter  der  Voraussetzung,  dass  der  Schuldner  dieser  Forde- 
rung nicht  widersprochen  hat. 
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Zu  §  22:  Nachdem  der  bestätigte  Vergleich  rechtskräftig 
geworden  ist,  d.  h.  also  gemäss  §  30  nach  einer  Woche,  wird 
das  Verfahren  vom  Gericht  aufgehoben.  Es  dauert  folglich  in 
der  Regel  und  unter  Zugrundelegung  der  Höchstfristen,  vom  Tage 
des  Eingangs  des  Antrages  ab  gerechnet:  14  Tage  bis  zum 
Eröffnungsbeschluss,  14  Tage  bis  zur  Gläubigerversammlung, 
14  Tage  bis  zum  Bestätigungsbeschluss  und  eine  Woche  bis 
zur  Aufhebung;  dazu  können  weitere  14  Tage  bei  Vertagung 
der  Gläubigerversammlung  kommen.  Das  Verfahren  dauert  mithin 
der  Regel  nach  7  Wochen,  ausnahmsweise  9  Wochen. 

Die  Einrichtung  des  Akkordistenverzeichnisses  ist  gleich- 
falls ein  ausserordentlich  wichtiges  Hilfsmittel  zur  Herbeiführung 
der  Öffentlichkeit,  soweit  das  Bedürfnis  hiernach  vorliegt.  Auf 
diese  Weise  kann  sich  jeder  Gläubiger  jederzeit  unterrichten, 
ob  sein  Schuldner  etwa  ein  Präventivakkordverfahren  beantragt 
hat.  Ja,  die  gerichtsseitige  Benachrichtigung  von  dem  Akkord- 
antrage eines  bestimmten  Schuldners  stellt  eine  so  wesentliche 
Erleichterung  und  Vergünstigung  dar,  dass  man  sie  geradezu 
als  Versicherung  gegen  das  Nichterfahren  von  Zahlungsein- 
stellungen bezeichnen  kann.  Das  Interesse  der  Gläubiger  ist 
dadurch  unendlich  besser  gewahrt  als  durch  öffentliche  Bekannt- 
machung in  Amtsblättern  und  Tageszeitungen.  Selbstredend 
wird  eine  derartige  Vormerkung  eines  Gläubigers  —  nicht  nur 
die  Benachrichtigung  —  nur  gegen  eine  Gebühr  erfolgen. 

Zu  §  23:  Die  Gläubiger  erhalten  durch  nachträgliche 
Aufhebung  des  Akkordes  wieder  ihre  Forderung  in  ursprüng- 
licher Höhe,  verlieren  aber  nicht  die  durch  den  Akkord  gewon- 
nen Sicherheiten. 

Zu  §  25:  In  Übereinstimmung  mit  den  ausländischen 
Gesetzgebungen  und  entsprechend  unserer  Konkursordnung  ist 
eine  Klage  auf  Aufhebung  des  Präventivakkordes  wegen  Nicht- 
erfüllung unzulässig.  Wenn  der  Schuldner  nicht  einmal  die 
Akkordraten  bezahlen  kann,  so  wäre  es  widersinnig,  die  For- 
derungen in  ihrer  vollen  Höhe  wiederherzustellen.  Es  bleibt 
natürlich  dem  Gläubiger,  der  seine  Rate  nicht  erhält,  unbenom- 
men, im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  aufgrund  einer  voll- 
streckbaren Ausfertigung  der  Gläubigerliste  gegen  den  Schuld- 
ner vorzugehen,  eventuell  auch  die  Eröffnung  des  Konkurses 
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über  dessen  Vermögen  zu  beantragen.  Er  kann  aber  dann  nur 
die  ihm  noch  zustehende  Akkordrate  eintreiben. 

Zu  §  27:  Da  während  des  Präventivakkordverfahrens 
der  Gläubiger  seine  Forderung  nicht  im  Wege  der  Zwangsvoll- 
streckung geltend  machen  kann,  muss  der  Anmeldung  bezw. 
der  Aufnahme  in  die  Gläubigerliste  eine  die  Verjährung  unter- 
brechende Kraft  beigelegt  werden. 

Zu  §  28 :  Das  Gericht  hat  beim  Einlaufen  zweier  Anträge 
die  Möglichkeit,  bis  zur  Entscheidung  vorläufig  die  Sicherungs- 
massnahmen  anzuordnen,  die  dem  Gericht  vor  der  Konkurser- 
öffnung zustehen,  dies  auch  dann,  wenn  es  sich  für  den  Prä- 
ventivakkord aussprechen  will. 

Zu  §  29:  Das  Anfechtungsrecht  kann,  da  ein  Konkurs- 
verwalter fehlt,  sowohl  von  den  Vertrauensmännern,  als  auch 
von  jedem  Gläubiger  ausgeübt  werden.  Ein  solcher  Anfechtungs- 
prozess  hindert  aber  nicht  die  Fortführung  des  Verfahrens. 
Dieses  wird  vielmehr  ohne  Rücksicht  darauf  fortgesetzt  und  be- 
endet, und  es  wird  eventuell  lediglich  ein  Betrag  dafür  reser- 
viert oder  sonstige  zweckdienliche  Anordnungen  getroffen. 

Zu  §  30:  Da  es  Tendenz  des  Gesetzes  ist,  das  Ver- 
fahren möglichst  zu  beschleunigen,  sind  viele  Beschlüsse  und 
Verfügungen  als  unanfechtbar  bezeichnet  worden.  Auch  für  die 
anfechtbaren  ist  die  Frist  der  sofortigen  Beschwerde  mit  14 
Tagen  noch  zu  lang.  Daher  findet  gegen  anfechtbare  Beschlüsse 
und  Verfügungen  im  Präventivakkordverfahren  nur  eine  be- 
schleunigte Beschwerde  mit  einwöchiger  Frist  statt. 

Schluss. 

In  der  hiermit  vorgeschlagenen  Form  dürfte  das  Verfahren 
des  Präventivakkordes  wohl  Aussicht  auf  Erfolg  und  auf  Er- 
langung praktischer  Bedeutung  haben.  Gewiss  sollen  die  auf- 
gestellten Paragraphen  kein  unabänderliches  System  darstellen; 
viele  Bestimmungen  sind  ja  nur  ein  Niederschlag  persönlicher 
Anschauungen,  und  es  dürften  sich  noch  in  manchen  Punkten 
Änderungen  und  Verbesserungen  anbringen  lassen.  Jedenfalls 
aber  kann  die  Zeit  nicht  mehr  ferne  sein,  wo  der  Präventivakkord 
in  obiger  oder  anderer  Gestalt  auch  im  deutschen  Reiche  zum 
Gesetz  werden  muss  und  wird.     Und  selbst  wenn  durch  das 
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Verfahren  gar  nichts  anderes  erzielt  werden  sollte,  als  dass  in 
vielen  Fällen  von  Zahlungseinstellungen  das  ominöse  Wort  „Kon- 
kurs" vermieden  wird,  so  würde  es  allein  aus  diesem  Grunde 
schon  der  Einführung  würdig  sein. 

Inzwischen  muss  man  sich  behelfen  mit  dem  freilich  ttur  unter 
allergrössten  Schwierigkeiten  erreichbaren  aussergerichtlichen  Ak- 
kord, der  in  Zukunft  auch  neben  dem  Präventivakkord  seinen 
Platz  behaupten  darf. 

Daneben  ist  heute  als  Notbehelf  —  mehr  kann  und  darf 
es  nicht  sein!  —  üblich,  bei  eintretendem  Vermögensverfall  sein' 
Vermögen  als  Ganzes  an  einen  Treuhänder  zu  übertragen,  der' 
dann  den  Gläubigern  des  ursprünglichen  Schuldners  einen  be- 
stimmten Prozentsatz  bietet.  Die  Schwierigkeiten,  'die  indes 
dieser  Umweg  bereitet,  schildert  Kleinrath52)  ausführlich;  zieht 
aber  sonderbarerweise  nichtsdestoweniger  den  Schluss,  dass 
dieses  Verfahren  eine  gesetzliche  Regelung  verdient.  Wenn  der 
Präventivakkord  gesetzlich  geregelt  werden  soll,  dann  kann  nur 
das  oben  geschilderte  Verfahren  bezw.  eine  Modifikation  des- 
selben inbetracht  kommen.  Die  fiduziarische  Übertragung  da- 
gegen darf  nur  eine  Notbrücke  sein,  über  die  man  unter  heutigen 
Verhältnissen  den  Weg  zu  einer  Sanierung  suchen  möchte. 
Dass  freilich  eine  solche  Zession  trotz  §  3  Nr.  1  des  Anfechtungs- 
gesetzes giltig  ist,  zeigt  eine  Reichsgerichtsentscheidung,  nach 
der  eine  fraudulose  Absicht  nicht  vorhanden  ist,  wenn  das,  was 
geschah,  in  der  Überzeugung  erföfgte,  dass  man  allen  Gläubigern, 
auch  dem  anfechtenden,  zum  Vorteil,  jedenfalls  nicht  zum  Nach- 
teil handle.  Wolle  die  Übertragung  den  Konkurs  vermeiden  und 
habe  man  sich  von  ihr  für  die  Gläubiger  mehr  versprochen, 
als  sie  im  Falle  des  Konkurses  haben  würden,  so  liege  nur  eine 
Massregel  vor,  die  den  Interessen  aller  Gläubiger  dienen  sollte. 
Allerdings  sei  richtig,  dass  kein  Gläubiger  durch  Mehrheits- 
beschluss  sich  eine  aussergerichtliche  Liquidation  aufdrängen  zu 
lassen  brauche.  Aber  es  könne  jeder  Gläubiger  trotz  derselben 
den  Konkurs  beantragen,  wenn  er  dies  für  zweckmässig  halte, 
und  in  diesem  Falle  müsste  Beklagter  (der  Treuhänder)  an  die 
Konkursmasse  abliefern,  was  ihm  als  Treuhänder  übertragen  sei. 

52)  Kleinrath  in  der  Leipziger  Zeitschrift  für  Handels-,  Konkurs- 
und Versicherungsrecht,  1908,  S.  270. 
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Die  Klägerin  (der  anfechtende  Gläubiger)  erstrebe  aber  vor- 
zugsweise Befriedigung,  und  diesen  Erfolg  könne  sie  nur 
durch  den  Nachweis  des  Tatbestandes  des  §  3,i  des  An- 
fechtungsgesetzes erreichen,  der  hier  nicht  vorliege.53)  Dazu  führt 
Staub  aus,  dass  „das  Anfechtungsgesetz  versage,  sobald  fest- 
stehe, dass  der  Übertragungsvertrag  im  Vergleich  zum  Konkurs- 
verfahren das  Vorteilhaftere  sei;  letzteres  treffe  zu,  wenn  trotz 
sofortiger  Eröffnung  des  Konkursverfahrens  und  Aufhebung  der 
Pfändungen  der  Anfechtungsgläubiger  nicht  mehr  bekomme  und 
der  Fiduziar  die  erforderlichen  persönlichen  Garantien  biete,  um 
die  Besorgnis  von  Ungehörigkeiten  auszuschliessen.  Alsdann 
fehle  es  an  einer  Benachteiligung  des  anfechtenden  Gläubigers, 
obwohl  ihm  der  Zugriff  auf  das  Vermögen  seines  Schuldners 
entzogen  ist.  Das  Bewusstsein  des  letzteren  Umstandes  auf- 
sehen des  Schuldners  vermag  nicht  eine  Benachteiligungsabsicht 
des  sonst  gutgläubigen  Schuldners  herzustellen."54) 


53)  Entscheidungen  des  Reichgerichts  in  Zivilsachen  v.  24.  II.  05. 
in  demselben  Sinne  die  Entscheidung  Bd.  39.  S.  90. 

54)  Staub,  1907,  Bd.  II.  S.  1240. 


